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Die Versicherungspflicht in der Sozialversicherung setzt im Regelfall ein abhangiges
Beschaftigungsverhaltnis gegen Arbeitsentgelt voraus. Auf den Willen der Beteiligten
kommt es hierbeinicht an. Daher sind Vereinbarungen Uber einen Ausschluss der
Versicherungspflicht von vornherein nicht wirksam. Darlber hinaus sind bestimmte
Besonderheiten bei den unterschiedlichen Personengruppen zu beachten.

Arbeitsentgelt sind alle laufenden oder einmaligen Einnahmen aus einer Beschafti-
gung, gleichglltig, ob ein Rechtsanspruch auf die Einnahmen besteht, unter welcher
Bezeichnung oder in welcher Form sie geleistet werden und ob sie unmittelbar aus
der Beschaftigung oder im Zusammenhang mit ihr erzielt werden. Mehr hierzuim
Kapitel ,Arbeitsentgelt”.

In der Sozialversicherung wird danach unterschieden, ob ein abh&ngiges und somit

dem Grunde nach sozialversicherungspflichtiges Beschaftigungsverhaltnis besteht
oder es sich um eine nicht versicherungspflichtige selbststandige Erwerbstatigkeit

handelt.

Unter einem abhéangigen Beschéaftigungsverhéltnis ist in der Sozialversicherung die
nichtselbststéandige Arbeit, insbesondere in einem Arbeitsverhaltnis zu verstehen.

Ein abhangiges Beschaftigungsverhaltnis liegt regelmaBig dann vor, wenn der
Arbeitgeber tber Art, Ort, Zeit und Weise der Arbeit des Beschaftigten entscheidet.
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Versicherungspflicht - allgemeines

Weitere Kriterien fur die Annahme eines abhangigen Beschéftigungsverhéltnisses
sind u. a.

* die personliche (wirtschaftliche) Abhangigkeit des Arbeitnehmers,

* der Erhalt von Arbeitsentgelt,

* die Eingliederung in den Betrieb und seine Weisungsgebundenheit gegenlber
dem Arbeitgeber.

Ob jemand abhéangig beschéaftigt oder selbststandig tatig ist, richtet sich nach den
hierzu von der Rechtsprechung entwickelten Grundsatzen und muss im Rahmen der
Gesamtwirdigung aller Umstande des Einzelfalls beurteilt werden. Eine selbststén-
dige Tatigkeit liegtin der Regel dann vor, wenn

* eineigenes Unternehmerrisiko besteht,

* die Arbeitszeit selbst bestimmt wird,

* Uberdie eigene Arbeitskraft frei verfugt werden kann und

* eineim Wesentlichen freigestaltete Tatigkeit ausgelbt wird.

Uberwiegen allerdings die Merkmale einer abhdngigen Beschéftigung gegeniiber den
Merkmalen einer selbststandigen Tatigkeit, so handelt es sich um eine abhangige
Beschaftigung. MaBgebend hierbei sind immer die tatsachlichen Verhaltnisse und
nicht méglicherweise abweichende vertragliche Vereinbarungen.
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2.
Versicherungspflicht
verschiedener
Personengruppen

2.1. Arbeithehmer

Arbeitnehmer sind Personen, die aufgrund eines Vertrags in einem Dienstverhaltnis
mit personlicher Abhangigkeit zu einem Arbeitgeber stehen. Alle Arbeitnehmer, die
mehr als geringfligig (s. Punkt 7.) gegen Arbeitsentgelt beschaftigt sind, sind grund-
séatzlich sozialversicherungspflichtig.

2.2. Beschaftigte Schuler

Flr Beschaftigungen, die von Schiilern allgemeinbildender Schulen ausgelibt
werden, sind die Regelungen lUber die versicherungsrechtliche Beurteilung von
Arbeitnehmern anzuwenden. Danach unterliegen Beschaftigungen von Schilern der
Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung, sind jedoch
arbeitslosenversicherungsfrei. Bei Schilern, die eine geringfligig entlohnte oder
kurzfristige Beschéaftigung ausiiben, gelten die hierfiir vorgesehenen Regelungen
entsprechend (s. Punkt 7.).

2.3. Beschaftigte Studenten

Studenten, die neben ihrem Studium eine mehr als geringfligige Beschaftigung aus-
Uben, sind grundséatzlich versicherungspflichtig in allen Versicherungszweigen. Ab-
weichend hiervon sind Studenten, deren Zeit und Arbeitskraft Gberwiegend durch das
Studium in Anspruch genommen werden, versicherungsfrei in der Kranken-, Pflege-
und Arbeitslosenversicherung (jedoch versicherungspflichtig in der Rentenversi-
cherung).

15



Versicherungspflicht verschiedener Personengruppen

Dies istimmer dann gegeben, wenn die Beschaftigung (auch selbststandige Tatigkeit) -
und zwar unabhangig von der Entgelthdhe

an nicht mehr als 20 Wochenstunden oder

ausschlieBlich an Wochenenden bzw. in den Abend-/Nachtstunden oder

ausschlieBlich wahrend der Semesterferien (hier gibt es keine zeitliche Begren-

zung) oder

nicht mehr als 26 Wochen (182 Kalendertage) innerhalb eines Jahres mehr als
20 Wochenstunden ausgelibt wird.

Ein Student arbeitet seit Jahren als Verkaufer beim Arbeitgeber A.

Wéchentliche Arbeitszeit 12 Stunden
Monatliches Arbeitsentgelt 530,00 Euro
Aufnahme einer weiteren Beschéaftigung bei Arbeitgeber B 01.06.2023
Wdéchentliche Arbeitszeit 10 Stunden
Monatliches Arbeitsentgelt 510,00 Euro
Beurteilung:

Der Studentist in der Beschéaftigung beim Arbeitgeber A bis 31.05.2023
kranken-, pflege- und arbeitslosenversicherungsfrei. Durch Aufnahme der
Beschaftigung beim Arbeitgeber B wird vom 01.06.2023 an die 20-Stunden-
Grenze Uberschritten. Dadurch tritt ab diesem Zeitpunkt in beiden Beschafti-
gungen Versicherungspflicht zu allen Versicherungszweigen ein.

16



Versicherungspflicht verschiedener Personengruppen

Das duale Studium verbindet die betriebliche Aus- und Weiterbildung oder bisherige
Berufstatigkeit mit einem theoretischen Studium an einer Hochschule, einer Fach-
hochschule oder einer Berufsakademie. Duale Studiengénge beinhalten daher neben
den theoretischen Lernphasen regelmaBig einen hohen Anteil von Praxisphasen.
Teilnehmer an dualen Studiengéngen sind den zur Berufsausbildung Beschéftigten
gleichgestellt und somit sozialversicherungspflichtig. AuBerdem wird nicht unter-
schieden zwischen den Praxisphasen und den theoretischen Ausbildungsabschnitten -
die Versicherungspflicht gilt ununterbrochen bzw. durchgehend fur die jeweiligen
Ausbildungsabschnitte. Auch die weiteren Besonderheiten, die bei Auszubildenden
zu beachten sind, gelten gleichermaBen.

Die zu ihrer Berufsausbildung Beschaftigten (Auszubildende) sind kranken- und
pflegeversicherungspflichtig, wenn sie gegen Arbeitsentgelt beschaftigt sind; in der
Renten-und Arbeitslosenversicherung besteht selbst dann Versicherungspflicht,
wenn die Auszubildenden kein Arbeitsentgelt erhalten. Die Vorschriften Giber gering-
flgige Beschaftigungen (s. Punkt 7.) finden auf Auszubildende ebenso wenig Anwen-
dung wie die besonderen Beitragsberechnungsvorschriften fliir Entgelte innerhalb des
Ubergangsbereichs (regelméBiges Entgelt zwischen 520,01 Euro und 2.000,00 Euro).

Obwohl die Teilnehmer an Freiwilligendiensten keine Auszubildenden sind, werden sie
im Sozialversicherungsrecht ahnlich gestellt. Insofern gelten die Ausfuhrungen lGber
die Versicherungspflicht fur Auszubildende flir diesen Personenkreis gleichermafBen.

Praktikanten sind Personen, die sich im Zusammenhang mit einer schulischen Aus-
bildung praktische Kenntnisse in einem Unternehmen aneignen, die der Vorberei-
tung, Unterstitzung oder Vervollstandigung der Ausbildung fir den kiinftigen Beruf
dienen. Ein Praktikum kann im Rahmen eines Betriebspraktikums in einem Betrieb
stattfinden; in Hochschulen kann dies auch im Rahmen eines Kurses der Fall sein.
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Versicherungspflicht verschiedener Personengruppen

Bei Praktika unterscheidet man zwischen Vor-, Zwischen- und Nachpraktika sowie
zwischen vorgeschriebenen und nicht vorgeschriebenen Praktika. Vorgeschriebene
Praktika liegen nur dann vor, wenn sie in einer Ausbildungs-, Studien- oder
Prifungsordnung festgelegt sind. Ordentlich Studierende, die an einer Hochschule
immatrikuliert sind und ein in einer Studien- oder Prifungsordnung vorgeschriebe-
nes Praktikum absolvieren, sind Zwischenpraktikanten.

Nachfolgend eine Ubersicht iiber die verschiedenen versicherungsrechtlichen
Konstellationen; detaillierte Informationen erhalten Sie bei Ihrer Krankenkasse.

Vorgeschriebenes Praktikum

Mit Versicherungspflicht als zur

Arbeitsentgelt Berufsausbildung Beschaf-
tigter

Ohne KV-/PV-Pflicht als Prakti-

Arbeitsentgelt kant; RV-/AIV-Pflicht als zur
Berufsausbildung Beschaf-
tigter

Nicht vorgeschriebenes Praktikum

Mit Versicherungspflicht
Arbeitsentgelt als Beschaftigter
(Versicherungsfreiheit
im Rahmen geringfligiger
Beschaftigung méglich)
Ohne Sozialversicherungsfreiheit
Arbeitsentgelt

KV-/PV-Pflicht als Student (ggf.
Familienversicherung - s. Punkt
2.7.3.); RV-/AlV-frei

KV-/PV-Pflicht als Student (ggf.
Familienversicherung - s. Punkt
2.7.3.); RV-/AlV-frei

Versicherungspflicht als
Beschaftigter (Versicherungs-
freiheit als beschaftigter Stu-
dent sowie im Rahmen geringfi-
giger Beschaftigung méglich)
KV-/PV-Pflicht als Student (ggf.
Familienversicherung - s. Punkt
2.7.3.); RV-/AlV-frei

18



Versicherungspflicht verschiedener Personengruppen

Bei diesen Personen handelt es sich um Rentner, die neben dem Bezug einer Rente
eine Beschaftigung austben.

2.8.1. Vollrente wegen Alters

Nehmen Bezieher einer Vollrente eine Beschaftigung gegen Arbeitsentgelt auf,
welche die Geringflgigkeitsgrenzen Uberschreitet (s. Punkt 7.), tritt grundsatzlich
Versicherungspflichtin der Kranken- und Pflegeversicherung ein.

Seitdem 01.01.2017 ist ein Altersvollrentner bei Neuaufnahme einer Beschaftigung
nur dann rentenversicherungsfrei, wenn er bereits die Regelaltersgrenze erreicht hat -
andernfalls ist die Beschaftigung rentenversicherungspflichtig. Dies gilt grundsatz-
lich auch fur eine geringflgige Beschaftigung; allerdings kann sich der beschaftigte
Rentner hier von der Versicherungspflicht befreien lassen.

Hat der beschaftigte Altersvollrentner hingegen die Regelaltersgrenze bereits er-
reicht, besteht ab dem Folgemonat des Erreichens der Regelaltersgrenze Renten-
versicherungsfreiheit (auf die der Arbeitnehmer jedoch verzichten kann). Der Arbeit-
geber hat fur beschéftigte Altersvollrentner, die nicht rentenversicherungspflichtig
sind, weiterhin seinen Beitragsanteil zur Rentenversicherung zu zahlen.

Altersvollrentner, die am 31.12.2016 aufgrund der bis dahin geltenden gesetzlichen
Regeln rentenversicherungsfrei beschéftigt waren, bleiben in dieser Beschéaftigung
versicherungsfrei. Sie kdnnen allerdings durch schriftliche Erklarung gegentber
dem Arbeitgeber auf die Versicherungsfreiheit verzichten.

Bei der Beurteilung der Versicherungspflicht zur Arbeitslosenversicherung hangt es
davon ab, ob die Beschéftigung vor Erreichen der Altersgrenze fur den Bezug einer
Regelaltersrente ausgetbt wird oder danach. Wird die Beschaftigung vor Erreichen
der Altersgrenze ausgeubt besteht Versicherungspflicht. Nach Erreichen der Alters-
grenze (auch bei einem laufenden Beschéaftigungsverhaltnis) tritt Versicherungs-
freiheit ein. Allerdings hat der Arbeitgeber fir beschéaftigte Altersvollrentner, die
nicht arbeitslosenversicherungspflichtig sind, weiterhin seinen Beitragsanteil zur
Arbeitslosenversicherung zu zahlen.
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Versicherungspflicht verschiedener Personengruppen

2.8.2. Rente wegen verminderter Erwerbsféhigkeit

Der Bezug einer Rente wegen verminderter Erwerbsfahigkeit wirkt sich auf die ver-
sicherungsrechtliche Beurteilung einer Beschéaftigung im Hinblick auf die Kranken-,
Pflege- und Rentenversicherungspflicht nicht aus. In diesen Sozialversicherungs-
zweigen besteht grundsatzlich Versicherungspflicht, wenn eine Beschaftigung
gegen Arbeitsentgelt ausgeltbt wird.

In der Arbeitslosenversicherung kommt es darauf an, ob es sich um eine Rente
wegen teilweiser Erwerbsminderung handelt oder um eine Rente wegen voller
Erwerbsminderung. Wird eine Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung gewahrt,
besteht weiterhin Versicherungspflicht. Bei einer Rente wegen voller Erwerbsmin-
derung tritt dagegen Versicherungsfreiheit ein. Dies gilt auch dann, wenn die Rente
rickwirkend fur bereits abgerechnete Zeitrdume gewahrt wird.

Beamte erhalten von ihren Dienstherren eine Absicherung durch Beihilfen und
Versorgung und sind daher versicherungsfreiin der Kranken-, Pflege-, Renten- und
Arbeitslosenversicherung. In einer oder mehreren zuséatzlichen Beschéaftigungen
besteht Rentenversicherungs- und Arbeitslosenversicherungspflicht, sofern sie
mehr als geringfligig ausgeubt werden.

Ruhegehaltsbezieher (Pensionare) sind wahrend einer —an sich versicherungspflich-
tigen — Beschéaftigung ebenfalls versicherungsfrei in der Kranken- und Pflegever-
sicherung. In der Rentenversicherung besteht nur Versicherungsfreiheit, wenn das
Ruhegehalt wegen Erreichen einer Altersgrenze gezahlt wird.

In der Arbeitslosenversicherung liegt Versicherungsfreiheit nur dann vor, wenn der

Pensionar die Altersgrenze fur den Bezug des Ruhegehalts erreicht hat oder eine
geringfligige Beschaftigung ausulbt.
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Versicherungspflicht verschiedener Personengruppen

Selbststandig Tatige zahlen in allen Sozialversicherungszweigen grundsatzlich nicht
zum versicherungspflichtigen Personenkreis. Eine Ausnahme gilt fir die Renten-
versicherung: Hier unterliegen beispielsweise Hebammen, Seelotsen oder Kiinstler
der Versicherungspflicht, obwohl sie eine selbststandige Tatigkeit auslben.

2.10.1. Hauptberuflich Selbststandige

Bei Personen, die im Zusammenhang mit der Auslbung einer selbststandigen Tatig-
keit mindestens einen Arbeitnehmer regelmaBig mehr als geringfligig beschaftigen,
wird im Wege einer gesetzlichen Vermutung generalisierend angenommen, dass sie
aufgrund ihrer tatsachlichen oder potentiellen Arbeitgebereigenschaft —unabhén-
gig von einem personlichen Arbeitseinsatz — hauptberuflich selbststandig erwerbs-
tatig sind (8 5 Abs. 5 Satz 2 SGB V). Die regelmaBige Beschaftigung von Arbeitneh-
mern in mehr als geringfligigem Umfang stellt danach ein entscheidendes Merkmal
fur die Annahme einer hauptberuflich ausgeubten selbststandigen Tatigkeit dar.

Die Vermutung kann jedoch widerlegt werden, indem der Selbststandige nachweist,
dass trotz der Arbeitgeberstellung die selbststandige Tatigkeit seiner Lebensfuh-
rung von ihrer wirtschaftlichen Bedeutung und ihrem zeitlichen Aufwand her nicht
das Geprage gibt.

In der Kranken- und Pflegeversicherung sind hauptberuflich Selbststandige versi-
cherungsfrei. In der Renten- und Arbeitslosenversicherung sind keine Besonderhei-
ten zu beachten, hier unterliegen hauptberuflich Selbststandige in einer (weiteren)
Beschaftigung als Arbeitnehmer der Versicherungspflicht.
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3.
Beginn
der Versicherungspflicht

Die Versicherungspflicht tritt grundsatzlich mit der Aufnahme des Beschaftigungs-
verhaltnisses gegen Arbeitsentgelt ein. Allerdings muss das Beschaftigungsver-
haltnis nichtimmer tatsachlich aufgenommen werden. In einigen Konstellationen ist
es moglich, dass die Versicherungspflicht bereits vor der tatsdchlichen Aufnahme
der Beschaftigung eintritt.

3.1. Beschaftigungsbeginn an einem arbeitsfreien Tag

Bei Beschaftigungsverhaltnissen, bei denen eine feste monatliche Vergutung
vorgesehen ist, beginnt die Beschéaftigung regelmaBig am ersten eines Monats. Ist
dieser Tag ein arbeitsfreier Tag (Samstag, Sonn- oder Feiertag), beginnt die Ver-
sicherungspflicht gleichwohl an diesem Tag, weil ein Anspruch auf Arbeitsentgelt
bereits entstanden ist. Auf die tatsachliche Arbeitsaufnahme kommt es in diesen
Fallen nichtan.

BEISPIEL

Beginn des Beschéftigungsverhéltnisses Samstag, 01.07.2023
Tatsachliche Beschaftigungsaufnahme Montag, 03.07.2023
Beginn der Versicherungspflicht Samstag, 01.07.2023

3.2. Beschaftigungsbeginn und Arbeitsunfahigkeit

Sofern bei dem vertraglich vereinbarten Beginn der Beschaftigungsaufnahme
Arbeitsunfahigkeit besteht, kommt es ebenfalls darauf an, ob ab Beginn, z. B. durch
eine entsprechende tarifvertragliche Regelung, oder nach der gesetzlich geregelten
Wartezeit ein Anspruch auf Entgelt(fort)zahlung besteht. Die Versicherungspflicht
tritt auch bei Arbeitsunfahigkeit ab dem Tag ein, ab dem vom Arbeitgeber Arbeits-
entgelt gezahlt wird.
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Versicherungspflicht setzt grundsatzlich ein Beschaftigungsverhaltnis gegen Arbeits-
entgelt voraus. Bei der Unterbrechung einer Beschaftigung kommt es zunachst
darauf an, ob das Arbeitsentgelt weitergezahlt wird und somit die Versicherungspflicht
grundsatzlich weiterbesteht. Sofern kein Arbeitsentgelt bei einer Unterbrechung
des Beschaftigungsverhaltnisses gezahlt wird, ist der Grund der Unterbrechung
entscheidend flr die Frage, ob und wie lange die Versicherungspflicht weiter besteht.

Darlber hinaus kann die Versicherungspflicht bei Arbeitsunterbrechungen nur
dann weiter bestehen, wenn der Arbeitnehmer im Unternehmen integriert und die
Weisungsbefugnis des Arbeitgebers dem Grunde nach bestehen bleibt.

Wenn das Beschaftigungsverhaltnis unter Fortzahlung des Arbeitsentgelts unter-
brochen wird, hat dies keine Auswirkungen auf das Bestehen der Versicherungs-
pflicht. Das ist zum Beispiel regelmaBig bei der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall
oder wahrend eines bezahlten Urlaubs der Fall. Auch bei Verzicht auf eine Arbeits-
leistung, z. B.im Rahmen eines Auflésungsvertrages, besteht die Versicherungspflicht
bis zum rechtlichen Ende des Arbeitsverhaéltnisses fort, sofern der Arbeitnehmerin
dieser Zeit weiter Arbeitsentgelt erhait.

Daruber hinaus kénnen auch Arbeitgeberzuschiisse wahrend des Bezugs einer
Entgeltersatzleistung dazu fuhren, dass die Versicherungspflicht erhalten bleibt -
sofern der Arbeitgeberzuschuss zusammen mit den Sozialleistungen das Vergleichs-
Nettoarbeitsentgelt um mehr als 50,00 Euro im Monat Ubersteigt.
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Unterbrechung der Versicherungspflicht

Monatliches Krankengeld 2.600,00 Euro
Vergleichs-Nettoarbeitsentgelt 3.000,00 Euro
Monatlicher Krankengeldzuschuss des Arbeitgebers 500,00 Euro
Beurteilung:

Krankengeld + Krankengeldzuschuss

2.600,00 Euro + 500,00 Euro = 3.100,00 Euro
Differenz zum Nettoarbeitsentgelt

3.100,00 Euro - 3.000,00 Euro = 100,00 Euro

Der Krankengeldzuschuss des Arbeitgebers Ubersteigt zusammen
mit dem Krankengeld das Nettoarbeitsentgelt um mehr als 50,00 Euro.
Die Versicherungspflicht bleibt in allen Versicherungszweigen erhalten.

Bei Arbeitsunterbrechungen ohne Fortzahlung des Arbeitsentgelts endetregel-
maBig die Versicherungspflicht an dem Tag vor dem Beginn der Unterbrechung. Bei
kurzfristigen Arbeitsunterbrechungen bis zu einem Monat sind allerdings Ausnah-
men zu beachten.

4.21. Unbezahlter Urlaub, Arbeitsbummelei und Streik

Nach dem Gesetz besteht ein Beschaftigungsverhaltnis gegen Arbeitsentgelt

fort, solange das Beschaftigungsverhaltnis ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt
fortdauert, jedoch nicht langer als einen Monat. Diese Regelung gilt insbesondere
flr Arbeitsunterbrechungen aufgrund unbezahlten Urlaubs, bei unentschuldigtem
Fernbleiben von der Arbeit sowie bei Streik bzw. Aussperrung. Die Versicherungs-
pflicht endet am letzten Tag der Monatsfrist, sofern die Arbeitsunterbrechung ohne
Fortzahlung von Arbeitsentgelt andauert.

Es gibt jedoch auch Konstellationen, in denen das sozialversicherungspflichtige
Beschéaftigungsverhaéltnis bereits vor Ablauf der Monatsfrist endet. Dies ist z. B.
dann der Fall, wenn das Arbeitsverhaltnis aufgrund tarifrechtlicher Bestimmungen
vor Ablauf der Monatsfrist beendet wird. In diesem Fall endet die Versicherungs-
pflicht mit dem tatsachlichen Ende des Beschaftigungsverhaltnisses.
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Unterbrechung der Versicherungspflicht

Bei einem Streik kommt es in der Kranken- und Pflegeversicherung zudem darauf
an, ob die ArbeitskampfmaBnahmen rechtmaBig sind. Ist dies der Fall, besteht die
Versicherungspflicht zur Kranken- und Pflegeversicherung auch nach Ablauf der
Monatsfrist weiter. Ist der Streik jedoch nicht rechtmaBig, endet die Versicherungs-
pflicht mit Ablauf der Monatsfrist. In der Renten- und Arbeitslosenversicherung
gibt es diese Differenzierung nicht. Hier endet das sozialversicherungspflichtige
Beschaftigungsverhaltnis regelmaBig mit dem Ablauf der Monatsfrist.

4.2.2. Bezug einer Entgeltersatzleistung

Die Monatsfrist zum Fortbestand des Beschaftigungsverhaltnisses ohne die
Zahlung von Arbeitsentgelt gilt nicht, sofern der Beschaftigte eine der folgenden
Entgeltersatzleistungen bezieht: Krankengeld, Krankentagegeld, Verletztengeld,
Versorgungskrankengeld, Ubergangsgeld, Pflegeunterstiitzungsgeld, Mutter-
schaftsgeld, Elterngeld.

In diesen Fallen endet das sozialversicherungspflichtige Beschaftigungsverhaltnis mit
Beginn des Leistungsbezuges. Da das Arbeitsverhaltnis dem Grunde nach jedoch
weiterbesteht, hat der Arbeitgeber eine DEUV-Unterbrechungsmeldung zum Vortag
des Bezuges der Entgeltersatzleistung abzugeben. In der Kranken- und Pflegever-
sicherung besteht die Mitgliedschaft allerdings beitragsfrei fort. In der Renten- und
Arbeitslosenversicherung besteht aufgrund des Bezuges einer Entgeltersatzleistung
weiterhin (Ausnahme: Krankentagegeld der privaten Krankenversicherung) Versi-
cherungspflicht.

4.2.3. Elternzeit
Far die Inanspruchnahme einer Elternzeit gelten die Ausfihrungen zum Bezug einer
Entgeltersatzleistung gleichermaBen.

4.2.4. Pflegezeit/Familienpflegezeit

Bei der Inanspruchnahme von Pflegezeit fir einen nahen Angehdrigen ist zunachst

zu unterscheiden, ob es sich um eine vollstandige Freistellung ohne Entgeltzahlung
handelt oder ob die Beschaftigung in Teilzeit fortgeflhrt wird. Bei einer vollstandigen
Freistellung endet die Versicherungspflicht in allen Sozialversicherungszweigen.

Wird die Beschaftigung in Teilzeit fortgefiihrt, besteht weiter Versicherungspflicht,

sofern ein Entgelt Uber der Geringfligigkeitsgrenze erzielt wird (520,00 Euro monatlich;
s. Punkt 7.1.).
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5.
Ende der Versicherungspflicht

Die Versicherungspflicht endet regelmaBig mit der Beendigung des Beschaftigungs-
verhaltnisses. Darliber hinaus endet das sozialversicherungspflichtige Beschéafti-
gungsverhaltnis, wenn z. B. die Hochstbezugsdauer beim Krankengeld erreicht und
insoweit keine Entgeltersatzleistung mehr bezogen bzw. Arbeitsentgelt gezahlt wird.
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6.

Arbeitnehmer sind in ihrer Beschéaftigung grundséatzlich versicherungspflichtig

(s. Punkt 1.). Allerdings sieht das Gesetz fur bestimmte Arbeitnehmer Ausnahmen
vor - so z. B. fir alle Beschéaftigten, die die sogenannte Jahresarbeitsentgeltgrenze
(s. Punkt 6.1.) iberschreiten oder fur diejenigen, die besonders wenig verdienen

(s. Punkt 7.). Grundgedanke der Versicherungsfreiheit ist, dass diese Personenkrei-
se Uber einen anderweitigen Versicherungsschutz verfiigen bzw. diesen abschlie-
Ben kénnen.

In der Rentenversicherung ist die Hohe des Arbeitsentgelts zur Beurteilung der Ver-
sicherungspflicht oder -freiheit unerheblich. Hier besteht grundsatzlich Versiche-
rungspflicht. In der Arbeitslosenversicherung besteht Versicherungsfreiheit nur
dann, wenn eine geringflgige Beschaftigung ausgelbt oder das Lebensalter fur den
Anspruch auf Regelaltersrente vollendet wird. Ein Ausscheiden aus der Versiche-
rungspflicht aufgrund des Uberschreitens einer Jahresarbeitsentgeltgrenze ist flr
diese Versicherungszweige nicht vorgesehen.

Die Krankenversicherungspflicht fir Arbeitnehmer endet mit Ablauf des Kalender-
jahres, in dem ihr zu berticksichtigendes Jahresarbeitsentgelt die maBgebliche
Jahresarbeitsentgeltgrenze (2023: 66.600,00 Euro) Gbersteigt. Diese Grenze gilt
fur alle Arbeitnehmer, wenn ihr Entgelt auch die Jahresarbeitsentgeltgrenze des
Folgejahres Ubersteigt.

Berufsanfénger, deren Arbeitsentgelt bereits bei Beschaftigungsaufnahme oberhalb
der Jahresarbeitsentgeltgrenze liegt (z. B. Personen nach abgeschlossenem Hoch-
schulstudium), sind direkt ab Beschaftigungsaufnahme krankenversicherungsfrei.

Diese krankenversicherungsfreien Personen kdnnen freiwilliges Mitglied der gesetz-
lichen Krankenversicherung werden oder sich privat krankenversichern. Je nach
Wahl kommt eine Pflichtmitgliedschaft in der gesetzlichen oder privaten Pflegever-
sicherung in Betracht.
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Versicherungsfreiheit

6.1.1. Besondere Jahresarbeitsentgeltgrenze

Eine besondere Jahresarbeitsentgeltgrenze gilt fir Arbeitnehmer, die am 31.12.2002
nicht gesetzlich, sondern wegen Uberschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze
2002 (seinerzeit 40.500,00 Euro) privat krankenversichert waren. Bei der privaten
Krankenversicherung muss es sich um eine Krankheitskostenvollversicherung han-
deln. Fur 2023 liegt die besondere Jahresarbeitsentgeltgrenze bei 59.850,00 Euro.

Der Arbeitgeber hat daher sowohl bei bestehenden Arbeitsverhéltnissen zum Jahres-
wechsel als auch bei allen neuen Beschéaftigungsverhaltnissen zu prifen, ob die
Voraussetzungen fur die Anwendung der besonderen Jahresarbeitsentgeltgrenze
vorliegen.

Bei Neueinstellungen ist der Arbeitnehmer zu fragen, ob er am 31.12.2002 wegen
Uberschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze krankenversicherungsfrei und in
der privaten Krankenversicherung mit einer Krankheitskostenvollversicherung
versichert war. Gilt dies flir den Arbeitnehmer, wird er nicht krankenversicherungs-
pflichtig, wenn sein regelmaBiges Jahresarbeitsentgelt die besondere Jahresar-
beitsentgeltgrenze Ubersteigt. Diese Beurteilung gilt selbst dann, wenn der Arbeit-
nehmer zwischenzeitlich krankenversicherungspflichtig war.

Arbeitnehmer sind nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB V krankenversicherungsfrei, wenn ihr
regelmaBiges Jahresarbeitsentgelt die Jahresarbeitsentgeltgrenze Ubersteigt. Die
Versicherungsfreiheit besteht von Beginn der Beschaftigung an, wenn das regel-
maBige Jahresarbeitsentgelt aus der zu beurteilenden Beschéaftigung bei voraus-
schauender Betrachtung (Prognose) die Jahresarbeitsentgeltgrenze tUbersteigt.
Unterliegt der Arbeitnehmer hingegen zunachst der Versicherungspflicht, weil

die Jahresarbeitsentgeltgrenze nicht tiberschritten wird, endet diese im Falle der
Entgelterhdhung mit Ablauf des Kalenderjahres des Uberschreitens, vorausgesetzt,
dass das zu erwartende regelmaBige Arbeitsentgelt des nachsten Kalenderjahres
auch die vom Beginn des ndchsten Kalenderjahres an geltende Jahresarbeitsent-
geltgrenze Uibersteigt (§ 6 Abs. 4 Satz 1 und 2 SGB V). Dieses Entgelt ist ebenfalls im
Wege einer Prognose festzustellen.

Das Bundessozialgericht (BSG) hat mit Urteil vom 07.06.2018 (AZ: B 12 KR 8/16 R) zum
Ausscheiden aus der Versicherungspflicht nach § 6 Abs. 4 Satz 2 SGB V entschieden,
dass bei der zum Ende des laufenden Kalenderjahres erforderlichen Prognoseent-
scheidung zur Feststellung des regelmaBigen Jahresarbeitsentgelts fur das kommen-
de Kalenderjahr in der Regel das vereinbarte Arbeitsentgelt auf ein zu erwartendes
Jahresarbeitsentgelt fir das nachste Kalenderjahr hochzurechnen ist. Dabei sind

28



Versicherungsfreiheit

Entgeltverédnderungen, die wegen der Mutterschutzfristen im Falle einer Schwanger-
schaft regelmaBig zu erwarten sind, zu berlicksichtigen.

Hinweis: Eine Erhéhung des Arbeitsentgelts darf erst von dem Zeitpunkt an berlck-
sichtigt werden, von dem an der Anspruch auf das erhdhte Arbeitsentgelt besteht,
und zwar auch dann, wenn Beginn und Héhe bereits vorher feststehen.
Bei der Ermittlung des regelméaBigen Jahresarbeitsentgelts ist von allen Bezligen
auszugehen, die zum Arbeitsentgeltim Sinne der Sozialversicherung gehéren. Ein-
malzahlungen (z. B. Weihnachts- oder Urlaubsgeld) sind zu berlcksichtigen, wenn
sie mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit mindestens einmal jahrlich
gezahlt werden. Unberlicksichtigt bleiben Zuschlage, die mit Riicksicht auf den
Familienstand gezahlt werden.
Die Ermittlung des regelmaBigen Jahresarbeitsentgelts wird wie folgt vorgenommen:

Jahrliches Arbeitsentgelt des Arbeitnehmers

.I.unregelméaBige Arbeitsentgelte

=regelmaBiges jahrliches Arbeitsentgelt

.I. Familienzuschldge

=regelmaBiges Jahresarbeitsentgelt

Das jahrliche Arbeitsentgelt wird durch die Multiplikation der durchschnittlichen Mo-
natsbezlige mit zwoIf bzw. bei Stundenléhnen nach der folgenden Formel ermittelt:

Stundenlohn x individuelle wochentliche Arbeitszeit (ohne Uberstunden) x 13 x
3

12
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Monatliches Arbeitsentgelt

Pauschale Uberstundenvergiitung monatlich
Weihnachtsgeld (nicht jedes Jahr)
Urlaubsgeld (einmal jahrlich)

Berechnung des regelmaBigen Jahresarbeitsentgelts:

12 x 3.400,00 Euro
12 x 500,00 Euro
Weihnachtsgeld
Urlaubsgeld

Versicherungsfreiheit

3.400,00 Euro

500,00 Euro
2.600,00 Euro
1.300,00 Euro

40.800,00 Euro
6.000,00 Euro
2.600,00 Euro
1.300,00 Euro

Jahresarbeitsentgelt

Abzuglich unregelmaBiges Arbeitsentgelt
(Weihnachtsgeld —wird nicht jedes Jahr gezahlt)

RegelmaéBiges Jahresarbeitsentgelt

50.700,00 Euro

2.600,00 Euro

48.100,00 Euro

Bei schwankenden Bezligen ist das regelméaBige Jahresarbeitsentgelt durch Schat-
zung zu ermitteln. Erweist sich die Schatzung im Nachhinein als unzutreffend, ist
eine Korrektur nur fir die Zukunft mdglich. Fir die Vergangenheit bleibt es bei der
einmal vorgenommenen versicherungsrechtlichen Beurteilung.
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Versicherungsfreiheit

6.2.1. Mehrere Beschaftigungen

Ist ein Arbeitnehmer fir mehrere Arbeitgeber tatig, so sind fir die Ermittlung des
regelmaBigen Jahresarbeitsentgelts die Arbeitsentgelte aus allen Beschaftigungs-
verhaltnissen zusammenzurechnen. Dies gilt auch flir eine zweite bzw. weitere
geringflgig entlohnte Beschaftigungen (s. Punkt 7.1.).

Tritt zu der Hauptbeschaftigung eine Zweitbeschaftigung hinzu und tGberschreitet
das Jahresarbeitsentgelt aus beiden Beschaftigungen zusammen die Jahresar-
beitsentgeltgrenze, ist zu priifen, ob das Arbeitsentgelt die Jahresarbeitsentgelt-
grenze voraussichtlich auch im Folgejahr Gbersteigen wird. Ist das der Fall, endet die
Versicherungspflicht mit Ablauf des Kalenderjahres.

Tritt zu einer bereits krankenversicherungsfreien Hauptbeschéaftigung eine an sich
krankenversicherungspflichtige Beschaftigung hinzu, unterliegt die hinzugetretene
Beschaftigung von vornherein nicht der Krankenversicherungspflicht.

Tritt zu einer krankenversicherungspflichtigen Beschéaftigung eine weitere hinzu,
deren Entgelt die Jahresarbeitsentgeltgrenze von Beginn an tUberschreitet, endet
die Versicherungspflicht in beiden Beschaftigungen zum Zeitpunkt des Hinzutritts
der krankenversicherungsfreien Beschaftigung.
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Man unterscheidet bei geringfligigen Beschaftigungen zwischen geringfugig ent-
lohnten und kurzfristigen Beschéaftigungen. Fir beide gilt: Wer eine nur geringfligige
Beschaftigung austibt, ist grundsatzlich sozialversicherungsfrei (Ausnahme: Renten-
versicherungspflicht bei geringfligig entlohnter Beschaftigung — s. Punkt 7.1.). Diese
Regelung wurde geschaffen, da es sich bei einer geringfligigen Beschaftigung im
Regelfall nicht um eine dauerhaft auf Erwerb ausgerichtete Tatigkeit handelt und
daher auch kein sozialversicherungsrechtliches Schutzbedirfnis besteht.

Zentrale Einzugs- und Meldestelle fir alle geringfligigen Beschaftigungen ist die so
genannte Minijob-Zentrale bei der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-
Bahn-See.

Geringfligig entlohnte Beschaftigungen sind versicherungsfrei zur Kranken-, Pflege-
und Arbeitslosenversicherung. In der Rentenversicherung besteht dagegen in diesen
Beschaftigungsverhaltnissen Versicherungspflicht — allerdings verbunden mit der
Maoglichkeit, sich von dieser befreien zu lassen (s. Punkt 7.1.5.).

71.4. Dynamische Arbeitsentgeltgrenze

Die Entgeltgrenze fur geringfligig entlohnte Beschaftigungen war bislang ein fixer
Wert von 450,00 Euro. Seit dem 01.10.2022 orientiert sich die Minijob-Grenze am
gesetzlichen Mindestlohn und ist damit dynamisch ausgestaltet. Die Formel zur Be-
rechnung der Geringfligigkeitsgrenze legt eine Wochenarbeitszeit von 10 Stunden
in Hohe des Mindeststundenlohns zugrunde. Sie berechnet sich, indem der jeweils
geltende Mindestlohn mit 130 vervielfacht, durch drei geteilt und auf volle Euro
aufgerundet wird. Die Zahl 130 entspricht dabei 13 Wochen (= 3 Monate) mit einer
Wochenarbeitszeit von 10 Stunden.

Mit der zum 01.10.2022 in Kraft getretenen Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns
auf 12,00 Euro pro Stunde hat sich die Geringfligigkeitsgrenze daher von 450,00 Euro
auf nun 520,00 Euro monatlich erhéht (12,00 Euro x 130: 3). Die wochentliche Arbeits-
zeit und die Anzahl der monatlichen Arbeitseinsatze sind dabei unerheblich.
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Geringfiigige Beschaftigung

Die Arbeitsentgeltgrenze von monatlich 520,00 Euro gilt einheitlich fur die alten und
neuen Bundeslander. Beginnt oder endet die Beschaftigung im Laufe eines Kalen-
dermonats, gilt fir diesen Monat ebenfalls die Grenze von 520,00 Euro.

Beschéaftigungsaufnahme 15.09.
Monatliches Arbeitsentgelt (auch vom 15.09. bis 30.09.) 340,00 Euro
Beurteilung:

Die Beschaftigung ist auch im September geringfligig entlohnt, da das
Arbeitsentgelt 520,00 Euro nicht Ubersteigt. Es besteht Versicherungsfrei-
heitin der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung. In der Renten-
versicherung besteht Versicherungspflicht (mit Befreiungsmaglichkeit).

Bei der Prifung, ob das monatliche Arbeitsentgelt die Geringfligigkeitsgrenze liber-
steigt, ist vom regelmaBigen Arbeitsentgelt auszugehen. Dabei ist mindestens auf
das Arbeitsentgelt abzustellen, auf das der Arbeitnehmer einen Rechtsanspruch hat
(z. B.aufgrund eines Tarifvertrags, einer Betriebsvereinbarung oder einer Einzelab-
sprache). Insoweit kommt es auf die Hohe des tatsachlich gezahlten Arbeitsentgelts
nicht an. Ein arbeitsrechtlich zuldssiger (schriftlicher) Verzicht auf kiinftig entste-
hende Arbeitsentgeltanspriche mindert das zu berlicksichtigende Arbeitsentgelt.

Einmalige Einnahmen, deren Zahlung mit hinreichender Sicherheit mindestens
einmal jahrlich zu erwarten ist, sind bei der Ermittlung des Arbeitsentgelts zu
beriicksichtigen. Im Ubrigen sind einmalige Einnahmen bei der Ermittlung des
Arbeitsentgelts nur insoweit zu bertcksichtigen, als sie aus der zu beurteilenden
Beschaftigung resultieren. Soweit einmalige Einnahmen aus ruhenden Beschafti-
gungsverhaltnissen gezahlt werden, bleiben sie auBer Betracht.

7.1.2.  Mehrere geringfiigig entlohnte Beschaftigungen

Werden gleichzeitig mehrere geringfligig entlohnte Beschaftigungen bei verschie-
denen Arbeitgebern ausgelibt, sind die Arbeitsentgelte dieser Beschaftigungen
zusammenzurechnen.
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Geringfiigige Beschaftigung

Beschaftigung bei Arbeitgeber A

Monatliches Arbeitsentgelt 240,00 Euro
Zeitgleich Beschaftigung bei Arbeitgeber B

Monatliches Arbeitsentgelt 270,00 Euro
Summe der Arbeitsentgelte 510,00 Euro
Beurteilung:

Beide Beschaftigungen sind versicherungsfrei (Ausnahme: Rentenversiche-
rung), da das gesamte erzielte Entgelt 520,00 Euro nicht Ubersteigt.

71.3.  Geringfiigig entlohnte und kurzfristige Beschaftigung

Eine Zusammenrechnung von geringfligig entlohnten und kurzfristigen Beschaf-
tigungen erfolgt nicht. Die Beurteilung der Beschéaftigungsverhaltnisse ist daher
separat vorzunehmen.

Unbefristete Beschéaftigung bei Arbeitgeber A seit 01.04.2022
Monatliches Arbeitsentgelt 350,00 Euro
Zusatzliche befristete Beschaftigung

bei Arbeitgeber B 01.05. bis 20.06.2023
Monatliches Arbeitsentgelt 250,00 Euro
Beurteilung:

Beide Beschaftigungen bleiben auch in der Zeit vom 01.05. bis zum 20.06.2023
versicherungsfrei (Ausnahme: Rentenversicherungspflicht in Beschaftigung
A), da es sich bei der Beschaftigung A um eine geringfiigig entlohnte und

bei der Beschaftigung B um eine kurzfristige Beschaftigung handelt. Eine
Zusammenrechnung erfolgt nicht.
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7.1.4. Geringfiigig entlohnte Beschaftigung neben Hauptbeschéaftigung

Wird nur eine geringflgig entlohnte Beschaftigung neben einer versicherungspflichti-
gen Hauptbeschaftigung bei einem anderen Arbeitgeber ausgelbt, sind diese Beschaf-
tigungen nicht zusammenzurechnen. In der geringfligig entlohnten Beschéaftigung
besteht insoweit Versicherungsfreiheit in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosen-
versicherung. In der Rentenversicherung liegt Versicherungspflicht (mit Befreiungs-
maoglichkeit) vor.

Werden mehrere geringfligig entlohnte Beschéaftigungen neben einer versicherungs-
pflichtigen Hauptbeschaftigung ausgetibt, wird die zeitlich zuerst aufgenommene
geringfligig entlohnte Beschaftigung nicht mit der Hauptbeschaftigung oder weite-
ren dem Grunde nach geringfligigen Beschaftigungen zusammengerechnet. Jede
weitere darlber hinaus ausgelbte geringfugig entlohnte Beschéaftigung hingegen
ist—durch Zusammenrechnung mit der versicherungspflichtigen Hauptbeschafti-
gung - versicherungspflichtig in der Kranken-, Pflege-und Rentenversicherung.

In der Arbeitslosenversicherung werden generell geringfligig entlohnte Nebenbe-
schaftigungen mit versicherungspflichtigen Hauptbeschéaftigungen nicht zusammen-
gerechnet, sodass die geringfligig entlohnten Nebenbeschaftigungen arbeitslosen-
versicherungsfrei bleiben.

Eine Befreiung von der Rentenversicherungspflicht fir die zweite und jede weitere
fir sich betrachtet geringfligig entlohnte Beschaftigung, die neben einer versiche-
rungspflichtigen Hauptbeschaftigung ausgelbt wird, ist nicht mdglich.

7.1.5. Befreiung von der Rentenversicherungspflicht

Mit der Einfiihrung der grundséatzlichen Rentenversicherungspflicht fir nach dem
31.12.2012 aufgenommene geringflgig entlohnte Beschaftigungen wurde gleichzei-
tig die Moglichkeit geschaffen, sich hiervon befreien zu lassen. Diese Befreiung ist
vom Beschaftigten schriftlich beim Arbeitgeber zu beantragen.

Die Befreiung wirkt in der Regel ab Beginn des Kalendermonats, in dem der Beschéf-
tigte die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht bei dem Arbeitgeber beantragt,
frihestens ab Beschaftigungsbeginn. Voraussetzung ist, dass der Arbeitgeber der
Minijob-Zentrale die Befreiung innerhalb von sechs Wochen (42 Kalendertagen)
nach Eingang des Befreiungsantrags meldet.
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7.1.6. Beitrdge und Steuern

Far geringfligig entlohnte Beschaftigungen hat der Arbeitgeber pauschale Beitrage
an die Knappschaft-Bahn-See (Minijob-Zentrale) abzufiihren — 13 % zur Krankenver-
sicherung, 15 % zur Rentenversicherung und 2 % Lohnsteuer. Flr geringfligig ent-
lohnte Beschaftigungen in Privathaushalten gelten abweichend hiervon folgende
Werte: 5 % zur Krankenversicherung, 5 % zur Rentenversicherung und 2 % Lohnsteuer.

Macht der Arbeitnehmer von seiner Moglichkeit zur Befreiung von der Rentenver-
sicherungspflicht keinen Gebrauch, liegt der von ihm zu tragende Beitragssatz bei
3,6 % bzw. - flr Beschaftige in Privathaushalten - bei 13,6 % (Differenz zwischen
dem Arbeitgeber-Pauschalbeitrag von 15 % bzw. 5 % und dem Rentenversicherungs-
Beitragssatz von 18,6 %).

Ein Arbeitnehmer, privat krankenversichert und nicht von der Rentenver-
sicherungspflicht befreit, ist seit dem 01.01.2023 bei dem Arbeitgeber A
geringfugig entlohnt beschéaftigt.

Monatliches Arbeitsentgelt 250,00 Euro

Rentenversicherungsbeitrag:

Arbeitgeberbeitrag zur Rentenversicherung

250,00 Eurox 15 % = 37,50 Euro
Arbeitnehmerbeitrag zur Rentenversicherung
250,00 Eurox 3,6 % = 9,00 Euro

Darliber hinaus sind vom Arbeitgeber Umlagebetrage zu den Ausgleichsverfahren
U1 (Finanzierung und Erstattung von Aufwendungen im Krankheitsfall) und U2
(Finanzierung und Erstattung von Aufwendungen bei Schwangerschaft und Mutter-
schaft) zu zahlen. Die ebenfalls an die Minijob-Zentrale abzufiihrenden Umlagebetréage
liegenim Ausgleichsverfahren U1 bei 1,10 %, im Ausgleichsverfahren U2 bei 0,24 %
des laufenden Arbeitsentgelts.

Hinzu kommt noch die so genannte Insolvenzgeldumlage. Sie wird vom laufenden
und einmalig gezahlten rentenversicherungspflichtigen Arbeitsentgelt erhoben und
liegt 2023 bei 0,06 %.

Far geringfligig entlohnte Beschaftigungen in Privathaushalten ist keine Insolvenz-
geldumlage zu entrichten.

36



Geringfiigige Beschaftigung

71.7. Meldungen

Far geringfligig entlohnte Beschaftigte gelten grundsatzlich die gleichen Regelungen
wie fur versicherungspflichtig Beschaftigte, d. h., es gelten die gleichen Meldefristen
und die gleichen Abgabegriinde (Anderungsmeldung, Sonstige Meldung usw.). Als
Arbeitsentgelt ist der Betrag zu melden, aus dem die Beitrage berechnet und abge-
fihrt wurden.

Eine kurzfristige Beschaftigung liegt —unabhangig von der Hohe des gezahlten
Arbeitsentgelts — vor, wenn sie fir eine Zeitdauer ausgeubt wird, die im Laufe eines
Kalenderjahres seit ihrem Beginn auf nicht mehr als drei Monate (oder 90 Kalender-
tage, wenn keine vollen Monate vorliegen) oder insgesamt 70 Arbeitstage nach ihrer
Eigenart begrenztist oderim Voraus vertraglich (z. B. durch einen auf langstens ein
Jahr befristeten Rahmenarbeitsvertrag) begrenzt wird.

Das Bundessozialgericht (BSG) hat hierzu mit Urteil vom 24.11.2020 entschieden,
dass die Zeitgrenze von 3 Monaten und die Zeitgrenze von 70 Arbeitstagen gleich-
wertige Alternativen zur Begriindung einer kurzfristigen Beschéftigung sind. Der
Arbeitgeber eines kurzfristig Beschaftigten kann nun wéhlen, welche Zeitgrenze fur
den Arbeitnehmer glnstiger ist.

Die Zeitgrenze von drei Monaten und die Zeitgrenze von 70 Arbeitstagen sind gleich-
wertige Alternativen zur Begriindung einer kurzfristigen Beschéftigung; eine Anwen-
dung der jeweiligen Zeitgrenze in Abhangigkeit von der Anzahl der wéchentlichen
Arbeitstage erfolgt nicht. Die zeitlichen Voraussetzungen fur eine kurzfristige Be-
schaftigung sind demzufolge unabhéngig von der arbeitszeitlichen Ausgestaltung
der Beschaftigung immer erflillt, wenn die Beschaftigung entweder auf langstens
drei Monate oder bei einem daruber hinaus gehenden Zeitraum auf langstens 70
Arbeitstage befristet ist.
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7.21. Mehrere kurzfristige Beschaftigungen

Bei der Prifung, ob die Zeitraume ,drei Monate" oder 70 Arbeitstage” Giberschritten
werden, sind Zeiten mehrerer aufeinander folgender kurzfristiger Beschaftigungen
zusammenzurechnen. Diese Regelung gilt auch dann, wenn die einzelnen Beschéfti-
gungen bei verschiedenen Arbeitgebern ausgetibt werden. In diesem Fall ist jeweils
bei Beginn einer neuen Beschéftigung zu prufen, ob diese zusammen mit den schon
im Laufe eines Kalenderjahres ausgetibten Beschaftigungen drei Monate oder 70
Arbeitstage Uberschreitet.

Sofern es sich bei den einzelnen Beschaftigungszeiten um volle Kalendermonate
handelt (also z. B. 01.07. bis 31.08.) und die Beschaftigungen an mindestens flinf
Tagenin der Woche ausgelibt werden, ist bei der Zusammenrechnung von einem
Zeitraum von drei Monaten auszugehen.

Wird durch eine Zusammenrechnung mehrerer kurzfristiger Beschaftigungen die
Grenze von drei Monaten oder 70 Arbeitstagen Uberschritten, handelt es sich um
eine regelmaBig ausgelibte Beschaftigung. In diesen Fallen ist ggf. zu prifen, ob
eine geringfugig entlohnte Beschéaftigung vorliegt.

Eine Raumpflegerin arbeitet befristet

vom 02.03. bis 27.04. (5-Tage-Woche) 56 Kalendertage
gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 1.200,00 Euro
vom 06.07. bis 27.08. (5-Tage-Woche) 52 Kalendertage
gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 500,00 Euro

Beurteilung Beschaftigung 1:

Die erste Beschaftigung ist eine kurzfristige Beschaftigung, da die Zeitgrenze
von 90 Kalendertagen nicht Gberschritten wird.

Beurteilung Beschaftigung 2:

Die zweite Beschaftigung ist keine kurzfristige Beschaftigung, da bereits zu
ihrem Beginn feststeht, dass sie zusammen mit der ersten Beschaftigung die

Grenze von drei Monaten (90 Kalendertagen) tiberschreitet. Es handelt sich
jedoch um eine geringfligig entlohnte Beschaftigung, da das monatliche
Arbeitsentgelt 520,00 Euro nicht Ubersteigt. Somit besteht Versicherungs-
freiheit in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung, jedoch
Rentenversicherungspflicht (mit der Méglichkeit zur Befreiung).
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7.2.2. BerufsmaBigkeit

Eine kurzfristige Beschaftigung erfillt allerdings dann nicht mehr die Voraussetzun-
gen einer geringflgigen Beschaftigung, wenn sie berufsmaBig ausgeubt wird und
ihr Arbeitsentgelt regelméaBig die Geringfligigkeitsgrenze Uibersteigt. Die Berufs-
maBigkeit der Beschaftigung braucht dann nicht gepruft werden, wenn die Beschaf-
tigung die Zeitgrenze von drei Monaten bzw. 70 Arbeitstagen Uberschreitet und
deshalb als nicht geringfligig anzusehenist.

BerufsmaBig wird eine Beschaftigung dann ausgetibt, wenn sie fiir den Beschaftigten
von wirtschaftlicher Bedeutung ist. Dies ist bei Personen anzunehmen, die Leistungen
der Arbeitslosenversicherung beziehen oder bei der Agentur fir Arbeit arbeitsuchend
flr eine mehr als geringfligig entlohnte Beschaftigung gemeldet sind. Sie sind unab-
héngig von der Dauer der Beschéaftigung versicherungspflichtig, es sei denn, die
Geringflugigkeitsgrenze wird nicht tberschritten.

7.2.3. Beitrage und Steuern

Kurzfristige Beschaftigungen sind in allen Zweigen der Sozialversicherung versiche-
rungs- und damit beitragsfrei. Wie bei den geringfligig entlohnten Beschéaftigungen
(s. Punkt 7.1.6.) istauch das in einer kurzfristigen Beschaftigung erzielte Arbeitsentgelt
grundsatzlich umlagepflichtig nach dem AAG. Auch die Umlagesatze U1 und U2 sind
identisch (1,10 bzw. 0,24 %).

Da der gesetzliche Anspruch auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall erst nach vier-
wochiger ununterbrochener Dauer des Arbeitsverhaltnisses entsteht, ist eine Um-
lagepflicht zur U1 allerdings erst dann gegeben, wenn das Beschéaftigungsverhaltnis
auf mehr als vier Wochen angelegt ist. Fir Arbeitnehmer, deren Beschaftigungs-
verhaltnis bei einem Arbeitgeber von vornherein auf bis zu vier Wochen befristet ist,
entfallt die Umlagepflicht U1. Zur U2 ist das Arbeitsentgelt der kurzfristig Beschaf-
tigten auch bei einer Beschaftigungsdauer von bis zu vier Wochen umlagepflichtig.

Insolvenzgeldumlage: Es gelten ebenfalls die unter Punkt 7.1.6. fir geringflgig ent-
lohnte Beschéftigte beschriebenen Regelungen.

Steuern: Die Lohnsteuer kann entweder nach den individuellen Lohnsteuerabzugs-

merkmalen oder unter bestimmten Voraussetzungen pauschal mit 25 % erhoben
und an das zustandige Betriebsstattenfinanzamt abgefihrt werden.
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7.2.4. Meldungen
Far kurzfristig Beschaftigte sind, mit Ausnahme der Jahresmeldung, grundsatzlich
die gleichen Meldungen zu erstatten wie fur versicherungspflichtig Beschaftigte.

Da kurzfristig Beschaftigte in der Renten- und Arbeitslosenversicherung nicht
beitragspflichtig sind, ist das beitragspflichtige Arbeitsentgelt im Datenbaustein
Meldesachverhalt (Beitragspflichtiges Bruttoarbeitsentgelt) mit O Euro zu melden.

7.2.4.1. Angaben zum Versicherungsschutz

Um sicherzustellen, dass eine Absicherung im Krankheitsfall besteht, haben Arbeit-
geber seitdem 01.01.2022 in jeder Anmeldung fur einen kurzfristig Beschaftigten
anzugeben, ob dieser gesetzlich oder privat krankenversichert bzw. anderweitig im
Krankheitsfall abgesichertist.

7.2.4.2. Angaben zu Vorbeschéaftigungszeiten

Seit dem 01.01.2022 meldet die Minijob- Zentrale dem Arbeitgeber unverziglich
nach Eingang der Anmeldung fur einen kurzfristig Beschaftigten zurlick, ob zum
Zeitpunkt der Anmeldung weitere kurzfristige Beschaftigungen bestehen oder in
dem vorausgehenden Zeitraum im gleichen Kalenderjahr bestanden haben.
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8.

Ein Beschéaftigungsverhéltnis im Ubergangsbereich liegt vor, wenn das aus der Be-
schaftigung erzielte Arbeitsentgelt 520,01 Euro bis 2.000,00 Euro im Monat betragt
und die Grenze von 2.000,00 Euro im Monat regelmaBig nicht Uberschreitet.

Sowohl flr die Ermittlung der Beitragsbemessungsgrundlage als auch fir die
Tragung der Sozialversicherungsbeitrdge gelten besondere Regelungen (s. Kapitel
+Arbeitsentgelt” Punkt 8.4. und Kapitel ,Beitrage” Punkt 3.5.).

Auf die Lohnsteuer hat der Ubergangsbereich keine Auswirkung. Sie ist ab 520,01
Euro aufgrund der persdnlichen Lohnsteuerklasse des Arbeitnehmers abzufuhren.

Fir Beschaftigte mit einem Arbeitsentgelt innerhalb des Ubergangsbereichs werden
die gleichen Meldungen erstattet, wie sie auch flur andere sozialversicherungs-
pflichtig Beschaftigte erstellt werden missen.

Zusatzlich zu den anderen Schlisselzahlen (z. B. fur die Beitragsgruppen) gibt es flr

Beschéftigungen innerhalb des Ubergangsbereichs das Feld ,Kennzeichen Midijob”,
das nur dann ausgefillt werden muss, wenn mit der Meldung Arbeitsentgelt gemeldet
wird (s. Kapitel ,Meldungen” Punkt 2.8.).
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9.

Die Vorschriften tUber die Sozialversicherung gelten grundsatzlich nur fur Personen,
die in Deutschland (Geltungsbereich des Sozialgesetzbuchs) beschaftigt sind (Terri-
torialitatsprinzip). Ausnahmen von diesem Prinzip bestehen bei Beschaftigten, die

e aus Deutschlandins Ausland entsendet werden (so genannte Ausstrahlung) oder

e aus dem Ausland nach Deutschland entsendet werden (sogenannte Einstrahlung).

Ein Beschaftigter bleibt bei einer Beschaftigung im Ausland dann kraft Gesetzes in
der deutschen Sozialversicherung versicherungspflichtig, wenn

1. essichum eine Entsendungin ein Gebiet auBerhalb des Geltungsbereichs des
Sozialgesetzbuchs (Ausland) handelt,

2. die Entsendungim Rahmen des in Deutschland (Inland) bestehenden Beschafti-
gungsverhaltnisses erfolgt,

3. die Dauer der Beschaftigung im Ausland im Voraus zeitlich begrenzt ist (durch
Eigenart der Beschaftigung oder aufgrund eines Vertrags).

Darlber hinaus hat der Arbeitgeber das Recht, den Arbeitnehmer jederzeit aus dem
Ausland zurtckzurufen.

Ist eine dieser Voraussetzungen nicht erflllt, liegt keine Ausstrahlung vor.

Ausstrahlung - Entsendung
Eine Entsendung liegt vor, wenn sich ein Beschaftigter auf Weisung seines

inlandischen Arbeitgebers von Deutschland in das Ausland begibt, um dort
eine Beschaftigung fir diesen Arbeitgeber auszuliben.
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Ein aufgrund eines auslandischen Beschaftigungsverhaltnisses tatiger Arbeitnehmer
ist bei einer Beschéftigung in Deutschland dann kraft Gesetzes nicht in der deutschen
Sozialversicherung versicherungspflichtig, wenn

1. essichum eine Entsendung aus einem Gebiet auBerhalb des Geltungsbereichs
des Sozialgesetzbuchs (Ausland) nach Deutschland handelt,

2. einim Ausland bestehendes Beschaftigungsverhaltnis vorliegt,

3. die Dauer der Beschaftigung in Deutschland im Voraus zeitlich begrenzt ist
(durch Eigenart der Beschaftigung oder auf Grund eines Vertrages).

Ist eine dieser Voraussetzungen nicht erflllt, liegt keine Einstrahlung vor. Die Ein-
strahlung ist das Gegenstiick zur Ausstrahlung.

Einstrahlung - Entsendung

Eine Entsendung liegt vor, wenn sich ein Beschéaftigter auf Weisung seines
auslandischen Arbeitgebers vom Ausland nach Deutschland begibt, um hier
eine Beschaftigung fir diesen Arbeitgeber auszuliben.

Als Grenzganger bezeichnet man Personen, die zwischen dem Land, in dem sie
leben, und dem Land, in dem sie arbeiten, pendeln und somit regelmagig, das heift,
taglich oder mindestens einmal wéchentlich ihren Wohnsitz aufsuchen.

Grenzganger, die in der Bundesrepublik Deutschland eine Beschaftigung austiben,
unterliegen der Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege-, Renten-, Arbeitslosen-
und Unfallversicherung nach deutschem Recht. Umgekehrt unterliegen in Deutsch-
land ansassige Grenzganger, die eine Beschaftigung in einem Nachbarland auslben,
den dort geltenden Rechtsvorschriften zur Sozialversicherung.
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Die vorstehenden Informationen geben einen ersten Uberblick tiber die Thematik
der Entsendung und kénnen nicht jeden individuellen Einzelfall abdecken. Hierzu
wenden Sie sich bitte an eine Krankenkasse Ihres Vertrauens oder an den

GKV-Spitzenverband

Deutsche Verbindungsstelle
Krankenversicherung - Ausland (DVKA)
Pennefeldsweg 12¢

53177 Bonn
Tel.: 02289530-0
Fax.: 0228-9530-600

E-Mail: post@dvka.de
Internet: www.dvka.de
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10.

Nachdem gesetzlich Versicherte ihre Krankenkasse bereits seit 1996 frei wahlen
kdénnen, wurden im November 2019 Anderungen beim Krankenkassenwahlrecht
beschlossen, die Anfang 2021 in Kraft getreten sind und insbesondere die Wahl
einer neuen Krankenkasse deutlich vereinfacht haben.

Grundsatzlich kdnnen alle Versicherungspflichtigen und Versicherungsberechtigten
eine der nachfolgenden Krankenkassen frei wahlen:

* die AOK des Beschaftigungs- oder Wohnorts,

* jede Ersatzkasse,

* die Betriebskrankenkasse, wenn sie in dem Betrieb beschaftigt sind, fir den die
Betriebskrankenkasse besteht,

* jede Betriebs- oder Innungskrankenkasse des Beschaftigungs- oder Wohnorts,
deren Satzung dies vorsieht,

* die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See,

* die Krankenkasse, bei der vor Beginn der Versicherungspflicht oder
Versicherungsberechtigung zuletzt eine Mitgliedschaft oder Familienversiche-
rung bestanden hat,

* die Krankenkasse, bei der der Ehegatte oder der Lebenspartner versichertist.
Ausnahme: Landwirtschaftliche Unternehmer und ihre Familienangehdérigen sind

grundsétzlich in der landwirtschaftlichen Krankenversicherung pflichtversichert.
Ein Wahlrecht, wie in der allgemeinen Krankenversicherung, besteht nicht.
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Krankenkassenwahl

Versicherungspflichtige und Versicherungsberechtigte kdnnen die Mitgliedschaft
bei einer Krankenkasse grundsatzlich nur durch eine entsprechende schriftliche
Willenserklarung (Wahl) erlangen — das heiBt, sie missen ihre Wahl gegenlber der
jeweiligen Krankenkasse erklaren. Diese darf die Mitgliedschaft nicht ablehnen,
sofern alle versicherungsrechtlichen Voraussetzungen erfullt sind.

Neu seit 2021: Sind die nachfolgend beschriebenen Voraussetzungen fir die Wahl
einer neuen Krankenkasse gegeben, teilt das Mitglied seinen Wechselwunsch nur
noch der neuen Krankenkasse mit und informiert seinen Arbeitgeber hierliber.

Eine schriftliche Kiindigung bei der bisherigen Krankenkasse ist nicht mehr erfor-
derlich (s. Punkt 10.5.). Diese wird —im Rahmen eines neuen Meldeverfahrens — von
der neuen Krankenkasse lUber den Kassenwechsel informiert.

Die bisherige Krankenkasse bestéatigt daraufhin innerhalb von zwei Wochen nach
Eingang der Meldung elektronisch das Ende der Mitgliedschaft.

Nach Eingang der Anmeldung bei der neuen Krankenkasse bestéatigt diese dem
Arbeitgeber in elektronischer Form das Bestehen oder Nichtbestehen einer Mit-
gliedschaft.

10.3.1. Unverandertes Versicherungsverhéltnis

Bei einem unveranderten Versicherungsverhaltnis kann das Mitglied sein Wahlrecht
zu einer anderen Krankenkasse erst nach Ablauf einer Bindungsfrist von 12 Mona-
ten ausiiben (s. Punkt 10.4.).

Der Wechsel zur neuen Krankenkasse erfolgt hierbei mit einer Frist von zwei vollen

Kalendermonaten, gerechnet ab den Zeitpunkt, zu dem die neue Krankenkasse die
Meldung Uber den Kassenwechsel an die bisherige Krankenkasse absetzt.
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Ein Arbeitnehmer ist seit Jahren versicherungspflichtiges Mitglied der
Krankenkasse A. Er mdchte nun zur Krankenkasse B wechseln und gibt seine
Wahlerklarung am 05.05.2023 ab. Krankenkasse B meldet Krankenkasse A
den Kassenwechsel am 11.05.2023.

Beurteilung:
Der Wechsel zu Krankenkasse B erfolgt am 01.08.2023.

10.3.2. Ende der Versicherungspflicht oder -berechtigung

Endet eine Versicherungspflicht oder -berechtigung, kann das Mitglied — ohne
Einhaltung einer Bindungsfrist (s. Punkt 10.4.) — eine neue Krankenkasse wahlen.
Dies gilt z. B. bei einem Arbeitgeberwechsel oder einem Wechsel von einem
versicherungspflichtigen Status in einen anderen (z. B. weil die Versicherungs-
pflicht aufgrund des Uberschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze endet und fiir
die Durchfuhrung der freiwilligen Krankenversicherung eine neue Krankenkasse
gewahlt wird).

Ein Arbeitnehmer ist seit dem 01.04.2023 versicherungspflichtiges Mitglied
der Krankenkasse A. Aufgrund einer Gehaltserh6hung scheidet er Ende 2023
aus der Versicherungspflicht aus.

Beurteilung:

Der Arbeitnehmer kann — ohne Einhaltung einer Bindungsfrist —ab dem
01.01.2024 freiwilliges Mitglied der Krankenkasse B werden. Eine Kiindigung
der Mitgliedschaft bei Krankenkasse A ist nicht erforderlich.
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Bei der Krankenkassenwahl gilt eine 12-monatige Bindungsfrist. Dartiber hinaus be-
stehen fur sogenannte Wahltarife, die ein Versicherter zusatzlich bei der gewahlten
Krankenkasse abschlieBen kann, Bindungsfristen bis zu 3 Jahre.

Die Bindungsfrist umfasst ein Zeitraum von 12 zusammenhangenden Zeitmonaten
und lauft ab dem Zeitpunkt, zu dem die Mitgliedschaft bei der gewéhlten Kranken-
kasse beginnt. Endete die bisherige Mitgliedschaft kraft Gesetzes, kann der Versi-
cherte die Mitgliedschaft bei einer anderen Krankenkasse ohne Einhaltung einer
Bindungsfrist begrinden.

Unabhéngig von der 12-monatigen Bindungsfrist hat das Mitglied ein besonderes
Kandigungsrecht, wenn die Krankenkasse ihren individuellen Zusatzbeitrag anhebt
(s. Punkt 10.6.).

Bei einem Wechsel der Krankenkasse ist eine schriftliche Kiindigung der bisherigen
Krankenkasse seit Anfang 2021 nicht mehr erforderlich. Stattdessen informiert die
neu gewahlte Krankenkasse die bisherige Krankenkasse im Rahmen eines neuen
Meldeverfahrens liber den Kassenwechsel (s. Punkt 10.3.).

Eine Klindigung der bisherigen Krankenkasse ist nur dann erforderlich, wenn keine
Mitgliedschaft in einer gesetzlichen Krankenkasse mehr bestehen soll (z. B. bei ei-
nem Wechsel von gesetzlicher zu privater Krankenversicherung aufgrund des Uber-
schreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze). Die Krankenkasse stellt dann innerhalb
von zwei Wochen eine Kiindigungsbestatigung aus.
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Krankenkassenwahl

Wie unter Punkt 10.4. beschrieben, ist das Mitglied mindestens 12 Monate an die
Wahl seiner Krankenkasse gebunden. Abweichend von dieser 12-monatigen Bin-
dungsfrist besteht ein besonderes Kiindigungsrecht, wenn die Krankenkasse ihren
kassenindividuellen Zusatzbeitrag erhoht.

Die Kundigung der Mitgliedschaft kann in diesem Fall ohne Einhaltung der Bin-
dungsfrist bis zum Ablauf des Monats erklart werden, fur den der Zusatzbeitrags-
satz erhéht wird. Wahrend der laufenden Kuindigungsfrist ist allerdings der erhdhte
Zusatzbeitrag zu zahlen.

Das Sonderkilindigungsrecht gilt auch fur Mitglieder, die einen Wahltarif abgeschlos-
sen haben. Ausgenommen hiervon sind jedoch Mitglieder, die den Wahltarif ,Kran-
kengeld” gewahlt haben.

Krankenkasse erhebt erstmals einen Zusatzbeitrag ab 01.01.2023
Kundigung muss erfolgen bis 31.01.2023
Kindigung wird wirksam zum 31.03.2023

Far den Einzug der Beitrage und die Entgegennahme bzw. Weiterleitung der Mel-
dungen zur Sozialversicherung ist fir privat krankenversicherte Arbeitnehmer die
Krankenkasse zustandig, bei der der Arbeitnehmer zuletzt versichert war. War der
Arbeitnehmer noch nie gesetzlich krankenversichert bzw. kann die zustandige
Krankenkasse nicht ermittelt werden, kann der Arbeitgeber fiir die vorgenannten
Aufgaben eine Krankenkasse frei bestimmen.
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Die Beitrage der abhangig Beschéftigten richten sich grundsétzlich nach dem erziel-
ten Arbeitsentgelt. In der Sozialversicherung werden dabei alle laufenden oder ein-
maligen Einnahmen aus einer Beschaftigung als Arbeitsentgelt zusammengefasst,
und zwar gleichglltig, ob ein Rechtsanspruch auf diese Einnahmen besteht, unter
welcher Bezeichnung oder in welcher Form sie geleistet werden und ob sie unmittel-
bar aus der Beschéaftigung oder im Zusammenhang mit dieser erzielt werden.
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2.
Laufendes Arbeitsentgelt

Laufendes Arbeitsentgelt sind alle regelmaBigen Zahlungen, die einem bestimmten
Entgeltabrechnungszeitraum zugeordnet werden kdnnen, in dem sie erzielt worden
sind. Der Entgeltabrechnungszeitraum istin der Regel der Kalendermonat. Neben
dem monatlich vereinbarten Arbeitsentgelt gehéren auch weitere Entgeltarten wie
z.B. Provisionen oder Mehrarbeitsvergitungen zum laufenden Arbeitsentgelt. Dies
gilt grundsétzlich selbst dann, wenn diese zeitversetzt gezahlt werden.
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3.

Einnahmen, die nicht einem bestimmten Entgeltabrechnungszeitraum zugeordnet
werden kdnnen, sind einmalige Einnahmen oder Einmalzahlungen. Hierzu gehdéren
z.B. Weihnachts- und Urlaubsgeld oder Pramien.

Im Gegensatz zum laufenden Arbeitsentgelt werden Einmalzahlungen grundsatzlich
dem Kalendermonat zugeordnet, in dem sie gezahlt werden. Nicht zum einmalig
gezahlten Arbeitsentgelt zahlen:

* Zahlungen zur Abgeltung von Aufwendungen des Beschaftigten, die im
Zusammenhang mit der Beschaftigung entstanden sind,

e Waren oder Dienstleistungen, die vom Arbeitgeber nicht iberwiegend fiir den
Bedarf seiner Beschéaftigten hergestellt, vertrieben oder erbracht werden und

vom Arbeitnehmer monatlich in Anspruch genommen werden kdnnen,

* sonstige Sachbezlige und vermdgenswirksame Leistungen auch wenn diese
nicht monatlich gezahlt werden.
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4,
Sachbezuge

Auch Sachbezlige stellen Arbeitsentgeltim Sinne der Sozialversicherung dar.

Zu den Sachbezligen zahlen insbesondere die freie Verpflegung, Unterkunft und
Wohnung. Die fur die Beitragsberechnung zu berticksichtigenden und bundesweit
geltenden Werte sind in der Sachbezugsverordnung festgelegt.
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5.
Pauschal besteuerte Bezuge

Grundsatzlich zéhlen auch pauschal besteuerte Bezlige zum Arbeitsentgelt in der
Sozialversicherung. Ausgenommen hiervon sind sonstige Bezlige nach § 40 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 Einkommensteuergesetz (EStG), soweit es sich nicht um einmalig ge-
zahltes Arbeitsentgelt handelt, sowie die in § 40 Abs. 2 und § 40b EStG genannten
Einnahmen, Beitrage und Zuwendungen. Dies gilt allerdings nur, soweit der Arbeit-
geber fur diese zusatzlichen Leistungen die Lohnsteuer tatsachlich mit einem
Pauschsteuersatz erhebt.
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6.
Lohnsteuerfreie Bezuge

Soweit lohnsteuerfreie Bezlige (z. B. Zuschlisse zum Mutterschaftsgeld) gewahrt
werden, sind diese nicht dem beitragspflichtigen Arbeitsentgelt zuzurechnen. Es ist
hierbei allerdings zu beachten, dass individuelle Freibetrage (z. B. fur erhdhte Wer-
bungskosten) das beitragspflichtige Arbeitsentgelt nicht vermindern.
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Arbeitnehmer und Arbeitgeber kdnnen bis zu 8 % der jahrlichen Beitragsbemessungs-
grenze (West) in der gesetzlichen Rentenversicherung (2023: 87.600,00 Euro) steuer-
freiin die betriebliche Altersversorgung einzahlen. Dies entspricht einem steuerfreien
Einzahlungsbetrag von maximal 7.008,00 Euro jéhrlich in 2023. Sozialversicherungs-
frei verbleiben allerdings maximal 4 % der jahrlichen Beitragsbemessungsgrenze
(West) in der gesetzlichen Rentenversicherung (2023: 3.504,00 Euro).

Die Steuer- und Sozialversicherungsfreiheit rein arbeitgeberfinanzierter Beitrage
istim Ubrigen gegeniiber den auf Entgeltumwandlung durch den Arbeitnehmer
beruhenden Beitragen vorrangig. Danach sind bei den jeweiligen Freibetragen
zunachst die arbeitgeberfinanzierten Beitrage und sofern der jeweilige Freibetrag
nicht ausgeschopft worden ist, die auf die Entgeltumwandlung des Arbeitnehmers
beruhenden Beitrage zu berlcksichtigen.

7.1. Férderbetrag fiir Geringverdiener

Arbeitgeber werden vom Staat geférdert, wenn sie Arbeitnehmern mit einem monat-
lichen Bruttolohn von maximal 2.575,00,00 Euro einen Zuschuss zur bAV zahlen.
Voraussetzung hierfir ist, dass der Arbeitgeber eine bAV einrichtet und Beitrége von
mindestens 240,00 Euro bis maximal 960,00 Euro jahrlich einzahlt. Der staatliche
Zuschuss betragt 30 % des gesamten zusatzlichen Arbeitgeberbeitrags, also min-
destens 72,00 Euro bzw. maximal 288,00 Euro jahrlich. Bei Gehaltsumwandlungen
ist eine Forderung ausgeschlossen.
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8.
Besonderheiten

8.1. Nettolohnvereinbarung

Sofern ein Nettoarbeitsentgelt vereinbart wird, ist als Arbeitsentgelt die Summe aus
den Einnahmen des Beschaftigten, den darauf entfallenden Steuern und den darauf
entfallenden Arbeitnehmeranteilen zur Sozialversicherung anzusetzen.

8.2. Verzicht auf die Auszahlung von Arbeitsentgelt

Verzichtet der Arbeitnehmer auf die Auszahlung von Arbeitsentgelt fur bereits ge-
leistete Arbeit, so &ndert dieser Verzicht nicht die Héhe der beitragspflichtigen Ein-
nahmen, da der Beitragsanspruch bereits entstanden ist. Sofern allerdings auf eine
Einmalzahlung verzichtet wird, sind fir diese keine Sozialversicherungsbeitrage zu
entrichten, da es hier auf die tatséchliche Auszahlung der Einmalzahlung ankommt.

8.3. Mindestbemessungsgrundlage fur geringflugig
entlohnte Beschaftigte

Geringflgig entlohnte Beschéaftigte sind grundsatzlich versicherungspflichtig zur
Rentenversicherung, kénnen sich jedoch von dieser Versicherungspflicht befreien
lassen (s. Kapitel ,Versicherung” Punkt 7.1.5.). Wird von dieser Befreiungsmaoglich-
keit kein Gebrauch gemacht, ist eine Mindestbeitragsbemessungsgrundlage von
monatlich 175,00 Euro zu bertcksichtigen.

8.4.  Ubergangsbereich

Der Ubergangsbereich, in dem Beschaftigte von reduzierten Arbeitnehmerbeitragen
profitieren, beginnt bei einem Arbeitsentgelt oberhalb der Geringfligigkeitsgrenze
und endete bis zum 30.09.2022 bei einem regelmaBigen monatlichen Arbeitsentgelt
von 1.300,00 Euro. Diese obere Entgeltgrenze wurde zum 01.10.2022 auf 1.600,00 Euro
und zum 01.01.2023 auf 2.000,00 Euro angehoben. Der Ubergangsbereich beginnt
somit aktuell bei einem Arbeitsentgelt von 520,01 Euro und endet bei 2.000,00 Euro.
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Besonderheiten

Die Berechnung der Beitrdge und die Verteilung der Beitrage fur Arbeitgeber und
Arbeitnehmer erfolgt weiterhin gesondert fur jeden Versicherungszweig. Allerdings
wird der Arbeitnehmerbeitragsanteil seit dem 01.10.2022 Gber eine gesonderte
Formel berechnet und vom Gesamtbeitrag abgesetzt, um so den Arbeitgeberbei-
tragsanteil zu ermitteln.

8.4.1. Beitragspflichtige Einnahme fiir GSV-Beitrag
Die beitragspflichtige Einnahme (BE) im Ubergangsbereich ermittelt sich nach fol-
gender Formel:

BE = F x G +([2000/(2000 - G)] - [G/(2000 - G)] x F) x (AE - G)

In der Formel steht AE flir Arbeitsentgelt und G fiir die Geringfligigkeitsgrenze (seit
01.10.2022: 520 Euro). Der Faktor F berechnet sich, indem der Wert 28 Prozent durch
den GSV-Beitrag (seit 01.01.2023: 40,45 %) geteilt wird. F entspricht danach einem
Wertvon 0,6922 (28:40,45). Setzt man diese Werte in die vorgenannte Formel ein,
kann diese wie folgt vereinfacht werden:

BE = 1,1081459 x AE - 216,2918919

8.4.2. Beitragspflichtige Einnahme fiir Arbeitnehmerbeitrag

Zur Bestimmung des vom Arbeitnehmer zu tragenden Anteils am GSV-Beitrag wird
als beitragspflichtige Einnahme der Betrag zugrunde gelegt, der sich nach folgender
Formel berechnet:

BE =(2000/2000 - G) x (AE - G)
Die gekirzte Formel lautet:
BE = 1,3513514 x AE - 702,7027027

8.4.3. Ubergangsregelung fiir Midijobs bis 520,00 Euro

Firam 30.09.2022 mehr als geringfligig entlohnte Beschéaftigte mit einem regelma-
Bigen monatlichen Arbeitsentgelt von 450,01 bis 520,00 Euro wird bei fortbestehen-
der Versicherungspflicht das bis zum 30.09.2022 im Ubergangsbereich geltende
Verfahren zur Beitragsberechnung/-tragung bis langstens zum 31.12.2023 fortgefuhrt.

Diese Bestandsschutzregelungen gelten in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosen-
versicherung; auf Antragist eine Befreiung von der Versicherungspflicht moglich.

In der Kranken- und Pflegeversicherung wirken die Bestandsschutzregelungen
allerdings nur dann, wenn die Voraussetzungen einer Familienversicherung nicht
erfullt sind.
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Besonderheiten

Die Versicherungspflicht gilt ldngstens bis 31.12.2023, wenn sich das durchschnittli-
che Arbeitsentgelt nicht vorher auf mehr als 520,00 Euro erhéht oder der Midijobber
die Befreiung von der Versicherungspflicht beantragt.

Ein Antrag auf Befreiung von der Versicherungspflicht in der Krankenversicherung
wirkte vom 01.10.2022 an, vorausgesetzt er wurde bis zum 02.01.2023 beim Arbeit-
geber gestellt. Sofern nach dem 30.09.2022 Leistungen in Anspruch genommen
wurden, wirkt die Befreiung vom Beginn des Kalendermonats an, der auf die Antrag-
stellung folgt. Nach dem 02.01.2023 kann in der Krankenversicherung keine Befreiung
von der Versicherungspflicht mehr beantragt werden.

Der Befreiungsantrag in der Arbeitslosenversicherung wirkte ebenfalls ab 01.10.2022,
wenn er bis zum 02.01.2023 beim Arbeitgeber gestellt wurde. Eine spater beantragte

Befreiung wirkt von Beginn des Kalendermonats an, der auf den Kalendermonat der

Antragstellung folgt.

Wird kein Antrag auf Befreiung in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung
gestellt, ermittelt sich die geminderte beitragspflichtige Einnahme nach der bisher
bekannten Formel, die in der Kurzfassung wie folgt lautet:

1,131876 x Arbeitsentgelt - 171,439

In der Rentenversicherung gibt es (mit Ausnahme von Beschéaftigungen in Privat-
haushalten) keine Ubergangsregelung. Arbeitnehmer, die iiber den 30.09.2022 hin-
aus beschéaftigt waren und ein Arbeitsentgelt bis durchschnittlich maximal 520,00
Euro verdienen, wurden zum 01.10.2022 als Minijobber rentenversicherungspflich-
tig. Auf Antragist jedoch eine Befreiung von der Versicherungspflicht moglich.

In der Renten-und Arbeitslosenversicherung zahlen Auszubildende und Praktikanten
ohne Arbeitsentgelt zu den abhangig Beschéftigten (s. Kapitel ,Versicherung”
Punkte 2.4.und 2.7.). Als beitragspflichtiges Arbeitsentgelt ist in diesen Fallen 1 %
der monatlichen BezugsgréBe anzusetzen (2023: 33,95 Euro in den alten bzw. 32,90
Euroin den neuen Bundeslandern).
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1.1.1.  Allgemeiner Beitragssatz

Bei Arbeitnehmern ist im Regelfall der allgemeine Beitragssatz anzuwenden. MaRB-
gebend ist hier der Anspruch auf Krankengeld. Im Regelfall ist fur Arbeitnehmer im
Krankheitsfall ein Anspruch auf Krankengeld im Anschluss an die sechswochige Ent-
geltfortzahlung des Arbeitgebers gegeben. Dabeiist es unerheblich, ob es sich um
ein freiwilliges oder pflichtversichertes Mitglied der gesetzlichen Krankenversiche-
rung handelt. Der allgemeine Beitragssatz betragt bundeseinheitlich 14,6 %.

1.1.2. ErmaBigter Beitragssatz

Wenn der Arbeitnehmer keinen Anspruch auf Krankengeld hat, ist der ermaBigte
Beitragssatz anzuwenden. Dies ist beispielsweise der Fall bei unstéandig Beschéaf-
tigten oder bei Beschaftigungsverhaltnissen, die im Voraus auf weniger als zehn
Wochen befristet sind. Der ermaBigte Beitragssatz liegt bei 14,0 %.

1.1.3. Kassenindividueller Zusatzbeitrag

Soweit der Finanzbedarf einer Krankenkasse durch die Zuweisungen aus dem Gesund-
heitsfonds nicht gedeckt ist, hat sie einen Zusatzbeitrag zu erheben. Dieser wird
prozentual von den beitragspflichtigen Einnahmen des Mitglieds erhoben. Erhebt eine
Krankenkasse erstmals einen Zusatzbeitrag oder erhéht diesen, kann die Mitgliedschaft
bis zum Ablauf des Monats geklindigt werden, in dem der (erhdhte) Zusatzbeitrag
erstmals erhoben wird. Die gesetzliche Bindungsfrist von 12 Monaten fur die Kranken-
kassenwahl gilt in diesem Fall nicht; die Kiindigung wird zum Ablauf des Ubernachsten
Kalendermonats wirksam. Wichtig dabei ist, dass wahrend der Kindigungsfrist der erst-
mals erhobene oder erhdhte Zusatzbeitrag fiir die Beitragsberechnung maBgebend ist.

Krankenkasse erhdht ihren Zusatzbeitrag zum 01.01.2023
Kiandigung muss erfolgen bis 31.01.2023
Kiandigung wird wirksam zum 31.03.2023
Zusatzbeitrage sind zu zahlen vom 01.01. bis 31.03.2023
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Beitragssatze

Die Héhe des Zusatzbeitragssatzes regelt jede Krankenkasse individuell in ihrer
Satzung.

1.1.4. Durchschnittlicher Zusatzbeitrag

Statt eines individuellen Zusatzbeitragssatzes hat die Krankenkasse fur bestimmte
Personenkreise einen durchschnittlichen Zusatzbeitrag zu erheben. Dieser wird
vom so genannten GKV-Schatzerkreis ermittelt und vom Bundesministerium fur
Gesundheit bekannt gegeben. Fiir 2023 wurde ein durchschnittlicher Zusatzbeitrag
in Héhe von 1,6 % ermittelt.

Im Einzelnen ist der durchschnittliche Zusatzbeitragssatz u. a. bei folgenden
Beschaftigten anzuwenden:

* Personen, diein Einrichtungen der Jugendhilfe fiir eine Erwerbstatigkeit befa-
higt werden sollen,

* Teilnehmer an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben,

* behinderte Menschen in Werkstatten, Einrichtungen usw., wenn das tatsachliche
Arbeitsentgelt den nach § 235 Abs. 3 SGB V maBgeblichen Mindestbetrag (2023:
mtl. 679,00 Euro) nicht Ubersteigt,

* Auszubildende mit einem Arbeitsentgelt bis 325,00 Euro im Monat,

* Teilnehmer, die ein freiwilliges soziales oder ¢kologisches Jahr im Sinne des
Jugendfreiwilligendienstegesetzes (JFDG) oder einen Bundesfreiwilligendienst
nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz (BFDG) leisten.

Darlber hinaus ist der durchschnittliche Zusatzbeitrag noch fiir weitere Personen-
kreise (z. B. Bezieher von Arbeitslosengeld Il) maBgebend.

1.1.5. Pauschalbeitrag fiir geringfiigig entlohnte Beschéaftigte

Fir geringfligig entlohnte Beschéftigte (regelmaBiges monatliches Arbeitsentgelt
bis 520,00 Euro) ist vom Arbeitgeber ein pauschalierter Beitrag in Hohe von 13 % als
Krankenversicherungsbeitrag abzufiihren (s. Kapitel ,Versicherung” Punkt 7.1.6.).
Dieser Pauschalbeitragist allerdings nur zu entrichten, wenn der Arbeitnehmer
gesetzlich krankenversichert ist.

Far geringfligig entlohnte Beschéaftigte in privaten Haushalten betragt der Beitrags-
satz 5 %.
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Beitragssatze

Der Beitragssatz in der sozialen Pflegeversicherung im Jahr 2023 betragt 3,05 %.
Far kinderlose Beschaftigte wird nach Vollendung des 23. Lebensjahres ein Bei-
tragszuschlagin Héhe von 0,35 % erhoben.

Die Beitragssatze fur rentenversicherungspflichtige Beschaftigte betragen im Jahr
2023

* 18,6 % in der allgemeinen Rentenversicherung bzw.
* 24,7 % in der knappschaftlichen Rentenversicherung.

1.3.1. Pauschalbeitrag fiir geringfiigig entlohnte Beschaftigte

Geringflgig entlohnte Beschaftigte sind rentenversicherungspflichtig, kdnnen sich
von dieser Versicherungspflicht jedoch befreien lassen (s. Kapitel ,Versicherung”
Punkt 7.1.5.). Unabhéngig davon, ob der geringfligig entlohnte Beschéftigte hiervon
Gebrauch macht, hat der Arbeitgeber einen Pauschalbeitrag von 15 % des Arbeits-
entgelts zu zahlen (s. Kapitel ,Versicherung” Punkt 7.1.6.). Wird die geringfugig
entlohnte Beschaftigung ausschlieBlich im Privathaushalt ausgelbt, betragt der
Pauschalbeitrag des Arbeitgebers 5 % des Arbeitsentgelts.

Macht der geringfligig entlohnte Beschéftigte von seiner Befreiungsmaoglichkeit
keinen Gebrauch, hat auch er Rentenversicherungsbeitrage zu zahlen. Der Beitrags-
satz liegt bei 3,6 % (Differenz zwischen dem Arbeitgeber-Pauschalbeitrag von 15 %
und dem Beitragssatz zur Rentenversicherung von 18,6 %).

Der Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung fur das Kalenderjahr 2023 betragt
2,6 %.
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2.

Der Entgeltabrechnungszeitraum ist ein wichtiger Faktor fir die Ermittlung der
Gesamtsozialversicherungsbeitrage. Er bestimmt maBgeblich, inwieweit die
Beitragsbemessungsgrenzen zu bertcksichtigen sind.

Nach den Beitragsberechnungsgrundséatzen sind Beitrage je Kalendermonat zu
berechnen; insofernist fur jeden Monat eine separate Entgeltabrechnung vorzuneh-
men. Besteht das Beschaftigungsverhaltnis in einem Kalendermonat durchgehend,
sind immer 30 Kalendertage (sogenannte Sozialversicherungstage — kurz SV-Tage)
anzusetzen.

Sofernin einem Kalendermonat nur teilweise Beitragspflicht besteht, ist der Gesamt-
sozialversicherungsbeitrag nur fir diesen Teilzeitraum zu berechnen. Dies ist aller-
dings nur dann der Fall, wenn entweder das Beschaftigungsverhaltnis im Laufe eines
Kalendermonats beginnt oder endet bzw. wenn eine beitragsfreie Zeit bestanden
hat. In diesen Fallen werden die Sozialversicherungstage anteilig fir den Teilzeit-
raum ermittelt.

Befristet beschaftigter Arbeitnehmer 16.06. bis 02.09.2023

Ermittlung der Sozialversicherungstage:

16.06.-30.06.2023 = 15 SV-Tage
01.07.-31.07.2023 = 30 SV-Tage
01.08.-31.08.2023 = 30 SV-Tage
01.09.-02.09.2023 = 2 SV-Tage
Summe: 77 SV-Tage
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Entgeltabrechnungszeitraum

2.3. Beitragsbemessungsgrenzen

In der Sozialversicherung wird das an sich beitragspflichtige Arbeitsentgelt maximal
bis zur jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze berlcksichtigt. In der Kranken- und
Pflegeversicherung gilt dabei ein bundeseinheitlicher Wert. In der Renten- und
Arbeitslosenversicherung gilt ebenfalls ein einheitlicher Wert, allerdings wird hier
noch zwischen alten (West) und neuen Bundeslandern (Ost) differenziert. Davon ab-
weichend gilt fur Arbeitnehmer, die in einem knappschaftlichen Betrieb beschéaftigt
sind, in der Rentenversicherung ein héherer Wert.

Die Beitragsbemessungsgrenzen werden jahrlich festgelegt. Fir das Kalenderjahr
2023 sind folgende Werte zu bertcksichtigen:

Sozialversicherungszweig monatlich in Euro m

Kranken- und Pflegeversicherung 4.987,50 59.850,00

Allgemeine Rentenversicherung

und Arbeitslosenversicherung 7.300.00 87.600,00
Knappschaftliche Rentenversicherung 8.950,00 107.400,00
Ost

Sozialversicherungszweig monatlich in Euro jahrlich in Euro
Kranken- und Pflegeversicherung 4.987,50 59.850,00
AIIgemelr.19 Rentenvel.'S|cherung 7.100,00 85.200,00
und Arbeitslosenversicherung

Knappschaftliche Rentenversicherung 8.700,00 104.400,00

2.4, Anteilige Beitragsbemessungsgrenze

Fur Teilzeitraume (Beginn oder Ende einer Beschaftigung bzw. beitragsfreien Zeitin-
nerhalb eines Kalendermonats), sind die Beitragsbemessungsgrenzen anteilig nach
folgender Formel zu ermitteln:

Jahresbeitragsbemessungsgrenze x maBgebliche Sozialversicherungstage
360

Sofern das Arbeitsverhaltnis allerdings ohne Entgeltzahlung sozialversicherungs-
rechtlich fortbesteht, liegt kein Teilzeitraum vor. Dies ist z. B. der Fall bei unbezahltem
Urlaub oder Arbeitsbummelei. Der Fortbestand des Arbeitsverhéltnisses ohne

Entgeltzahlung ist langstens bis zu einem Monat moglich.
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Entgeltabrechnungszeitraum

Seit Jahren in den alten Bundeslandern beschéaftigter Arbeitnehmer.

Unbezahlter Urlaub 16.06. bis 31.07.2023
Arbeitsentgelt vom 01.06. bis 15.06.2023 4.000,00 Euro
Beurteilung:

Da der Monat Juni mit 30 SV-Tagen anzusetzen ist, wird keine Beitragsbe-
messungsgrenze Uberschritten. Das erzielte Arbeitsentgeltistin allen
Zweigen der Sozialversicherung voll beitragspflichtig. Der Arbeitnehmer ist
zum 15.07.2023 abzumelden, da das Arbeitsverhéltnis ohne Zahlung von
Arbeitsentgelt langstens bis zu einem Monat fortbesteht.

Auch bei einer Mehrfachbeschéaftigung ist das (insgesamt) erzielte Arbeitsentgelt
maximal bis zur maBgeblichen Beitragsbemessungsgrenze zu berticksichtigen.
Die jeweils erzielten Arbeitsentgelte werden im Verhaltnis zueinander vermindert,
sofern bei der Zusammenrechnung der Arbeitsentgelte die jeweils maBgebliche
Beitragsbemessungsgrenze Uberschritten worden ist.

Die Verhaltnisrechnung ist unter Anwendung der folgenden Formel durchzuflhren:

Arbeitsentgelt aus dem einzelnen Beschéaftigungsverhaltnis x maBgebliche BBG

Gesamtentgelt
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Entgeltabrechnungszeitraum

Seit Jahren in den alten Bundeslandern beschéaftigter Arbeitnehmer.

Monatliches Arbeitsentgelt 3.000,00 Euro
Aufnahme eines weiteren

Beschaftigungsverhaltnisses 01.03. bis 31.03.2023
Arbeitsentgelt fir diese Zeit 4.000,00 Euro

Das beitragspflichtige Arbeitsentgelt ist wie folgt zu ermitteln:
Bestehende Beschaftigung

KV/PV:3.000,00 Euro x 4.987,50 Euro : 7.000,00 Euro = 2.137,50 Euro
RV/AIV: 3.000,00 Euro x 7.300,00 Euro : 7.000,00 Euro = 3.128,57 Euro
Neu hinzugekommene Beschaftigung

KV/PV: 4.000,00 Euro x 4.987,50 Euro : 7.000,00 Euro = 2.850,00 Euro
RV/AIV: 4.000,00 Euro x 7.300,00 Euro : 7.000,00 Euro = 4.171,43 Euro

2.6.1. Zuordnung von laufendem Arbeitsentgelt

Fur die Beitragsberechnung wird laufendes Arbeitsentgelt grundsatzlich dem Ent-
geltabrechnungszeitraum zugeordnet, in dem es erzielt worden ist. Auf den Zeitpunkt
der tatsachlichen Zahlung kommt es dabei grundsétzlich nicht an.

2.6.1.1.Besonderheiten bei variablen Entgeltbestandteilen

Werden variable Vergiitungen (Uberstunden, Zuschlage fiir Sonn- und Feiertags-
arbeit usw.) standig bis zu zwei Monate nach der tatsachlichen Arbeitsleistung
abgerechnet und ausgezahlt, kdnnen diese Entgeltbestandteile im Rahmen einer
Vereinfachungsregelung dem nachsten oder iberndchsten Entgeltabrechnungs-
zeitraum zugeordnet werden.

2.6.1.2. Riickwirkende Entgelterh6hungen aufgrund tariflicher Vereinbarungen
Kommt es durch tarifliche Regelungen zu Nachzahlungen flir bereits abgerechnete
Entgeltabrechnungszeitraume, sind diese Nachzahlungen grundsatzlich dem je-
weiligen Kalendermonat zuzuordnen und die Beitragsberechnung entsprechend zu
korrigieren. Es ist allerdings zulé@ssig, diese Nachzahlung fur bereits abgerechnete
Zeitrdume zusammenzufassen und als Einmalzahlung zu verbeitragen. Diese
Vereinfachungsregelung verandert allerdings nicht die grundséatzliche Zuordnung
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zum laufenden Arbeitsentgelt. Dies hat u.a. zur Folge, dass aus dieser Nachzahlung
auch Umlagen nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz zu entrichten sind, obwohl
Einmalzahlungen fur die Berechnung der Umlagen nicht zu bertcksichtigen sind.

2.6.2. Zuordnung von Einmalzahlungen

Im Gegensatz zum laufenden Arbeitsentgelt ist eine Einmalzahlung dem Entgelt-
abrechnungszeitraum zuzuordnen, in dem sie ausgezahlt wird. Wird allerdings eine
Einmalzahlung nach Beendigung des Beschéaftigungsverhaltnisses ausgezahlt, ist
sie dem letzten Entgeltabrechnungszeitraum des laufenden Kalenderjahres zuzu-
ordnen.

Besteht im laufenden Kalenderjahr kein Abrechnungszeitraum, weil das Beschafti-
gungsverhéltnis bereits im Vorjahr z. B. aufgrund einer beitragsfreien Zeit un-
terbrochen wurde, ist die Einmalzahlung beitragsfrei. Im Ubrigen unterliegt die
Einmalzahlung nur dann (anteilig) der Beitragspflicht, soweit das bisher erzielte
beitragspflichtige Arbeitsentgelt die anteilige Beitragsbemessungsgrenze nicht
erreicht.

Monatliches Arbeitsentgelt 4.000,00 Euro
Urlaubsgeld im Juni 2023 6.500,00 Euro

Zeitraum 01.01. bis 30.06. (180 SV-Tage)

Laufendes Arbeitsentgelt: 4.000,00 Euro x 6 Monate = 24.000,00 Euro
Anteilige BBG KV/PV: 59.850,00 Euro: 360 x 180 = 29.925,00 Euro
Anteilige BBG RV/AIV: 87.600,00 Euro : 360 x 180 = 43.800,00 Euro
Unterschiedsbetrag zwischen laufendem Arbeitsentgelt und

anteiliger BBG KV/PV: 29.925,00 Euro - 24.000,00 Euro = 5.925,00 Euro
anteiliger BBG RV/AIV: 43.800,00 Euro - 24.000,00 Euro = 19.800,00 Euro
Beurteilung:

Die Einmalzahlung ist in der Kranken- und Pflegeversicherung in Hohe von
5.925,00 Euro beitragspflichtig; in der Renten- und Arbeitslosenversicherung
ist die Einmalzahlung in voller Héhe beitragspflichtig.
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2.6.2.1. Marzklausel

Eine weitere Besonderheitist in den Monaten Januar bis Mérz zu beachten. Wird in
diesem Zeitraum eine Einmalzahlung gezahlt und dadurch die anteilige Beitrags-
bemessungsgrenze in einem Sozialversicherungszweig Uberschritten, so ist die
Einmalzahlung dem letzten Entgeltabrechnungszeitraum des Vorjahres zuzuordnen.

Voraussetzung hierflr ist jedoch, dass im Vorjahr eine Beschaftigung bei demselben
Arbeitgeber bestand und ein Entgeltabrechnungszeitraum in diesem Zeitraum
vorhanden ist. Die Zuordnung zum Vorjahr ist in allen Versicherungszweigen vorzu-
nehmen, und zwar unabhangig davon, ob die Einmalzahlung nur in einem Sozialver-
sicherungszweig, in mehreren oder in allen Sozialversicherungszweigen die jeweili-
ge anteilige Beitragsbemessungsgrenze tbersteigt.

Besteht in einem Zweig Versicherungsfreiheit (z. B. in der Krankenversicherung we-
gen Uberschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze), bleibt dieser fiir die Beurtei-
lung der Anwendung der Marzklausel unberucksichtigt.

Monatliches Arbeitsentgelt 3.500,00 Euro
Jubildumszuwendung am 15.02.2023 3.500,00 Euro

Zeitraum 01.01. bis 28.02. (60 SV-Tage)
Arbeitsentgelt bis Februar:

2 x3.500,00 Euro + 3.500,00 Euro = 10.500,00 Euro
Anteilige BBG KV/PV: 59.850,00 Euro : 360 x 60 = 9.975,00 Euro
Anteilige BBG RV/AIV: 87.600,00 Euro : 360 x 60 = 14.600,00 Euro
Beurteilung:

Das erzielte Arbeitsentgeltin Héhe von 10.500,00 Euro tUbersteigt die anteilige
Beitragsbemessungsgrenze in der Krankenversicherung in Héhe von
9.975,00 Euro. Die Einmalzahlung ist somit dem letzten Entgeltabrechnungs-
zeitraum des Vorjahres zuzuordnen. Dies gilt auch fir die Renten- und Arbeits-
losenversicherung, obwohl die anteilige Beitragsbemessungsgrenze hier
nicht Uberschritten wurde.
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3.
Beitragsberechnung
und Beitragstragung

3.1. Grundsatz

Grundsatzlich werden die Beitrage zur Sozialversicherung zu gleichen Teilen vom
Arbeitgeber und vom Arbeitnehmer getragen. Bei der Berechnung der Beitrége ist
dabei zunachst der Arbeitnehmerbetrag zu ermitteln. Zu diesem Zweck wird das
beitragspflichtige Arbeitsentgelt mit dem jeweils guiltigen halben Beitragssatz multi-
pliziert und kaufmannisch auf zwei Nachkommastellen gerundet. AnschlieBend wird
durch Verdopplung des ermittelten Betrages der Gesamtbeitrag bestimmt. Dies gilt
auch fir den kassenindividuellen Zusatzbeitrag.
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Monatliches Arbeitsentgelt 1.425,00 Euro

Berechnung der Sozialversicherungsbeitrdage — Arbeitnehmeranteil:

Krankenversicherung: 1.425,00 Euro x 7,3 % = 104,025 Euro
gerundet: 104,03 Euro
Kassenindividueller 1.425,00 Eurox0,5% = 7,125 Euro
Zusatzbeitrag (1,0 %): gerundet: 7,13 Euro
Pflegeversicherung: 1.425,00 Euro x 1,525 % =21,73125 Euro
gerundet: 21,73 Euro
Rentenversicherung: 1.425,00 Euro x 9,3 % = 132,525 Euro
gerundet: 132,53 Euro
Arbeitslosenversicherung: 1.425,00 Eurox1,3% = 18,53 Euro

Berechnung der Sozialversicherungsbeitrage - Gesamtbeitrag:

Krankenversicherung: 104,03 Eurox 2 = 208,06 Euro
Kassenindividueller Zusatzbeitrag: 7,13 Euro x 2= 14,26 Euro
Pflegeversicherung: 21,73 Euro x 2= 43,46 Euro
Rentenversicherung: 132,53 Eurox 2 = 265,06 Euro
Arbeitslosenversicherung: 18,53 Eurox 2 = 37,06 Euro

Seit 2015 konnen Krankenkassen von ihren Mitgliedern einen einkommensabhéangigen
Zusatzbeitrag erheben. Dieser wird von Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu gleichen
Teilen getragen (bis Ende 2018 durch den Arbeitnehmer allein). Darlber hinaus ist
flr bestimmte Personengruppen ein durchschnittlicher Zusatzbeitrag zu zahlen

(s. Punkt 1.1.4.). Dieser durchschnittliche Zusatzbeitrag wird in der Regel allein vom
Arbeitgeber getragen.
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Fur kinderlose Mitglieder einer gesetzlichen Krankenkasse, die das 23. Lebensjahr
vollendet haben, wird ein zusatzlicher Beitrag in Hohe von 0,35 % erhoben. Dieser
Beitragist grundsatzlich vom Arbeitnehmer allein zu tragen. Lediglich bei Gering-
verdienern (z. B. Auszubildende mit einem Arbeitsentgelt bis 325,00 Euro) wird der
Beitragszuschlag zur Pflegeversicherung vom Arbeitgeber getragen. Der Beitrags-
zuschlag entfallt, sofern die Elterneigenschaft vom Mitglied nachgewiesen wurde.
Die Elterneigenschaft kann durch eigene Kinder aber auch Stief-, Adoptiv- oder
Pflegekinder nachgewiesen werden. Flr geringfligig entlohnte Beschaftigte ist der
Beitragszuschlag zur Pflegeversicherung generell nicht zu erheben.

Eine weitere Ausnahme zur paritatischen Finanzierung der Pflegeversicherung gibt
es im Bundesland Sachsen. In diesem Bundesland tragen die Arbeitnehmer einen
Beitrag in Hohe von einem Prozent allein. Der verbleibende Teil bis zum allgemeinen
Beitragssatz wird vom Arbeitgeber und Arbeitnehmer jeweils zur Halfte getragen.
Die Beitragslastverteilung stellt sich im Kalenderjahr 2022 wie folgt dar:

e Arbeitnehmeranteil: 2,025 % (2,375 % flir Kinderlose)

* Arbeitgeberanteil: 1,025 %
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3.5.  Ubergangsbereich

Wird ein Arbeitsentgelt zwischen 520,01 Euro bis 2.000,00 Euro gezahlt und die
Grenze von 2.000,00 Euro im Monat regelméBig nicht iberschritten, sind folgende
Berechnungsvorschriften anzuwenden:

1. Ermittlung der beitragspflichtigen Einnahme fiir den GSV-Beitrag
(s. Kapitel ,Arbeitsentgelt” Punkt 8.4.1.)

2. Gesamtbeitrag fiir jeden Versicherungszweig
Der Beitrag wird durch die Anwendung des jeweiligen halben Beitragssatzes auf
die reduzierte beitragspflichtige Einnahme und anschlieBender Verdoppelung
des gerundeten Ergebnisses ermittelt. Dies gilt gleichermaBen fir die Ermittlung
des Zusatzbeitrages in der Krankenversicherung. Der vom Arbeitnehmer allein
zu tragende Beitragszuschlag in der Pflegeversicherung bei Kinderlosigkeit
(0,35 %) ist durch Anwendung des Beitragszuschlagssatzes auf die reduzierte
beitragspflichtige Einnahme gesondert zu berechnen.

3. Ermittlung der beitragspflichtigen Einnahme fiir den Arbeitnehmerbeitrag (s.
Kapitel ,Arbeitsentgelt” Punkt 8.4.2.)

4. Beitragsanteil des Arbeitnehmers
Der Arbeitnehmerbeitragsanteil zur Kranken, Pflege-, Renten- und Arbeitslosen-
versicherung wird durch Anwendung des jeweiligen halben Beitragssatzes auf
die in Schritt 3 ermittelte beitragspflichtige Einnahme berechnet (in der Kran-
kenversicherung ist zudem der halbe kassenindividuelle Zusatzbeitrag mit zu
berticksichtigen).

Wichtig: Der Arbeitgeberbeitragsanteil ist fur jeden Versicherungszweig eigen-
standig und nicht in Summe aller halben Beitragsséatze zu berechnen.

Arbeitnehmer mit einem Beschéaftigungsort in Sachsen tragen die Beitrage zur
Pflegeversicherungin Hoéhe von 1 % allein. Fir sie ergibt sich hierdurch ein Bei-
tragsanteil in Hohe von 2,025 % der in Schritt 3 ermittelten beitragspflichtigen

Einnahme.

5. Beitragsanteil des Arbeitgebers
Der Arbeitgeberbeitragsanteil ergibt sich durch Abzug des jeweiligen Arbeitneh-
merbeitragsanteils von dem im Schritt 2 fir jeden Versicherungszweig ermittel-
ten Gesamtbeitrag (Differenz aus den Ergebnissen von Schritt 2 und Schritt 4).
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Erzieltes Arbeitsentgelt Marz 2023 600,00 Euro

Zusatzbeitrag der Krankenkasse 1,6 %

1. Fiktive beitragspflichtige Einnahme
1,1081459 x 600,00 -216,2918919 = 448,60 Euro

2. Gesamtbeitrag

Krankenversicherung:

Versicherungsbeitrag (448,60 Euro x 7,3 % x 2) = 65,50 Euro
Kassenindividueller Zusatzbeitrag (448,60 Euro x 0,8 % x 2) = 7,18 Euro
Gesamtbeitrag = 72,68 Euro
Pflegeversicherung:

Gesamtbeitrag (448,60 Euro x 1,525 % x 2) = 13,68 Euro
Rentenversicherung:

Gesamtbeitrag (448,60 Euro x 9,3 % x 2) = 83,44 Euro
Arbeitslosenversicherung:

Gesamtbeitrag (448,60 Eurox 1,3 % x 2) = 11,66 Euro

3. Fiktive beitragspflichtige Einnahme fiir Arbeitnehmerbeitrag
1,3513514 x 600,00 - 702,7027027 = 108,11 Euro

4. Beitragsanteil des Arbeitnehmers

Krankenversicherung (108,11 Euro x 7,3 %) = 7,89 Euro
Kassenindividueller Zusatzbeitrag (108,11 Euro x 0,8 % x 2) = 0,86 Euro
Pflegeversicherung (108,11 Euro x 1,525 %) = 1,65 Euro
Rentenversicherung (108,11 Euro x 9,3 %) = 10,05 Euro
Arbeitslosenversicherung (108,11 Euro x 1,3 %) = 1,41 Euro

5. Beitragsanteil des Arbeitgebers

Krankenversicherung (65,50 - 7,89 Euro) = 57,61 Euro
Kassenindividueller Zusatzbeitrag (7,18 Euro — 0,86 Euro) = 6,32 Euro
Pflegeversicherung (13,68 - 1,65 Euro) = 12,03 Euro
Rentenversicherung (83,44 — 10,05 Euro) = 73,39 Euro
Arbeitslosenversicherung (11,66 — 1,41 Euro) = 10,25 Euro
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Grundsatzlich gelten fir Auszubildende die gleichen Beitragsberechnungsvor-
schriften wie bei anderen Arbeitnehmern. Eine Ausnahme stellt die so genannte
Geringverdienergrenze dar. Sie liegt bei 325,00 Euro monatlich und gilt fir Auszubil-
dende und Praktikanten, die ein vorgeschriebenes Vor- oder Nachpraktikum absol-
vieren. Fur diesen Personenkreis zahlt der Arbeitgeber die Beitrdge zur Kranken-,
Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung allein. Das gilt auch fur den durch-
schnittlichen Zusatzbeitrag zur Krankenversicherung und einen moéglichen Kinder-
losenzuschlag zur Pflegeversicherung von 0,35 %.

Im Zusammenhang mit der zum 01.01.2020 in Kraft getretenen gesetzlichen Mindest-
ausbildungsvergutung verliert diese Regelung jedoch zunehmend an Bedeutung.

Wird die Geringverdienergrenze durch eine Einmalzahlung Gberschritten, tragen
Arbeitnehmer und Arbeitgeber die Beitrdge aus dem 325,00 Euro Uberschreitenden
Betrag je zur Halfte. Soweit die Beitrage aus dem tberschreitenden Betrag auf den
durchschnittlichen Zusatzbeitragssatz entfallen, tragen Geringverdiener und Arbeit-
geber auch diese je zur Halfte. Lediglich der ggf. zu entrichtende Beitragszuschlag
zur Pflegeversicherung fur Kinderlose ist in diesen Fallen von dem 325,00 Euro
Ubersteigenden Betrag allein vom Arbeitnehmer zu tragen.
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4,
Umlageverfahren
und sonstige Beitrage
zur Sozialversicherung

Die Umlagen fur das Erstattungsverfahren nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz
(AAG) und zur Finanzierung des Insolvenzgeldes haben die Arbeitgeber zusammen
mit den Beitrdgen zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung der
zusténdigen Einzugsstelle nachzuweisen und an diese zu zahlen. Die Beitrage fir die
Unfallversicherung und die Kiinstlersozialabgabe sind dagegen direkt an die zustan-
dige Berufsgenossenschaft bzw. an die Kunstlersozialkasse abzufuhren.

4.1. Umlagen fUr das Erstattungsverfahren nach dem AAG

Bei krankheitsbedingten Arbeitsausfallen haben Arbeitnehmer mit wenigstens
vierwdchiger Unternehmenszugehdrigkeit (auch Aushilfen und Teilzeitbeschaftigte)
Anspruch auf Entgeltfortzahlung fur bis zu sechs Wochen. Um in solchen Fallen
entlastet zu sein, haben Unternehmen - sofern die Voraussetzungen fir die Teilnah-
me am AAG-Ausgleichsverfahren vorliegen - Umlagebetrage zu entrichten und kén-
nenim Gegenzug Erstattungsanspriiche geltend machen. Dariiber hinaus werden
dem Arbeitgeber im Rahmen des Ausgleichsverfahrens die Aufwendungen fur den
Mutterschutz vollstéandig erstattet.

Die Umlagesatze und die jeweiligen Erstattungsséatze werden kassenindividuell
festgelegt. Als Beitragsbemessungsgrundlage wird das laufende rentenversiche-
rungspflichtige Arbeitsentgelt herangezogen. Einmalzahlungen unterliegen nicht
der Umlagepflicht. Die Umlagen werden ausschlieBlich vom Arbeitgeber getragen.

Ausfuhrliche Informationen zu diesem Thema finden sich im Kapitel ,Ausgleich von
Arbeitgeberaufwendungen bei Krankheit und Mutterschaft”.
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Die Umlage wird vom laufenden und einmalig gezahlten rentenversicherungspflich-
tigen Arbeitsentgelt erhoben und liegt 2023 bei 0,06 %. Die Umlage wird allein vom
Arbeitgeber getragen. Umlagepflichtig sind grundsatzlich alle Arbeitgeber. Ausge-
nommen sind nur Arbeitgeber, Uber deren Vermdgen ein Insolvenzverfahren nicht
zulassig ist (z. B. 6ffentliche Verwaltung).

Die gesetzliche Unfallversicherung wird ausschlieBlich von den Arbeitgebern
finanziert. Die Beitragsberechnung erfolgt immer riickwirkend fiir das abgelaufene
Kalenderjahr anhand der gemeldeten Entgelte. Dabei wird das erzielte Jahresar-
beitsentgelt bis zu einer bestimmten Hochstgrenze herangezogen, die jeder Unfall-
versicherungstrager individuell festlegt. Es gibt auch keine einheitlichen Beitrags-
satze, da sich die Beitragsh6he an Gefahrenklassen orientiert. Die Beitrage werden
einmal im Jahr an den zustandigen Unfallversicherungstrager abgefuhrt.

Die Klinstlersozialabgabe stellt den Arbeitgeberanteil dar, der von allen Betrieben
erhoben wird, die nicht nur gelegentlich Werke oder Leistungen selbststandiger
Kiunstler oder Publizisten verwerten (Presseagenturen, Orchester, Galerien, Rund-
funk- und Fernsehanbieter usw.). Sie wird in Form eines Prozentsatzes von den
Entgeltzahlungen an selbststandige Kiinstler und Publizisten erhoben und liegt
2023 bei 5,0 %.

78



D.
Beitragszuschuss
zur Kranken-
und Pflegeversicherung

Fur krankenversicherungsfreie Arbeitnehmer hat der Arbeitgeber in der Regel einen
Beitragszuschuss zur Krankenversicherung/Pflegeversicherung zu zahlen. Der
Zuschuss ist sowohl fir die freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung Versi-
cherten als auch fur privat Krankenversicherte zu zahlen.

5.1. Zuschuss fur gesetzlich krankenversicherte
Arbeitnehmer

Fur Arbeitnehmer, die wegen Uberschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze frei-
williges Mitglied der gesetzlichen Krankenversicherung sind, hat der Arbeitgeber
einen Beitragszuschuss bis zur maBBgeblichen Beitragsbemessungsgrenze in der
Krankenversicherung (2023: 4.987,50 Euro monatlich) zu zahlen. Der von der Kranken-
kasse erhobene Zusatzbeitrag ist bei der Zuschussberechnung zu berlcksichtigen.

Hochstbeitragszuschuss im Kalenderjahr 2023

* Mitglieder mit Anspruch auf Krankengeld: 4.987,50 Euro x 7,3 %
+4.987,50 Euro x halber kassenindividueller Zusatzbeitrag

* Mitglieder ohne Anspruch auf Krankengeld: 4.987,50 Euro x 7,0 %
+4.987,50 Euro x halber kassenindividueller Zusatzbeitrag

5.1.1. Einkommen unterhalb der monatlichen Beitragsbemessungsgrenze

Far Mitglieder, die monatlich ein geringeres laufendes Arbeitsentgelt erzielen und
nur aufgrund einer Einmalzahlung versicherungsfrei wegen Uberschreitens der
Jahresarbeitsentgeltgrenze sind, ist der laufende Beitragszuschuss grundséatzlich
entsprechend zu reduzieren. Fur den Monat, in dem die Einmalzahlung gewahrt wird,
ist der Beitragszuschuss zu erhdhen. Hier ist ggf. eine anteilige Beitragsbemes-
sungsgrenze zu beachten.
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Beitragszuschuss zur Kranken- und Pflegeversicherung

Allerdings besteht die Option, dass der Beitragszuschuss auch in diesem Fall
monatlich mit dem Hochstbetrag gewahrt wird. Diese Vereinfachungsregelung wird
auch von den Finanzamtern anerkannt.

5.1.2. Teilzeitraum

In Zeiten, in denen z. B. aufgrund des Bezuges von Krankengeld kein bzw. nur flr
einen Teilzeitraum Arbeitsentgelt gezahlt wird, entfallt der Beitragszuschuss bzw. ist
entsprechend zu kiirzen.

Dies gilt allerdings nicht fur Zeiten des unbezahlten Urlaubs, des unentschuldigten
Fernbleibens von der Arbeit sowie flir Zeiten eines Arbeitskampfes. In diesen Fallen
ist der Beitragszuschuss aus dem ungekurzten (aber auf die monatliche Beitragsbe-
messungsgrenze begrenzten) Arbeitsentgelt zu berechnen.

5.1.3. Mehrfachbeschéftigung

Bei Mehrfachbeschaftigten ist grundsatzlich eine der Hohe der jeweiligen Arbeits-
entgelte entsprechende Aufteilung vorzunehmen (s. Punkt 2.5.). Die beteiligten
Arbeitgeber tragen den Beitragszuschuss hieraus anteilig.

Ein Zuschuss zur privaten Krankenversicherung ist vom Arbeitgeber zu zahlen, wenn
der Arbeitnehmer versicherungsfrei wegen Uberschreitens der Jahresarbeitsentgelt-
grenze, von der Versicherungspflicht befreit oder von der Versicherungspflicht aus-
geschlossenist und eine private Krankenversicherung abgeschlossen hat.

Wie bei den freiwillig krankenversicherten Arbeitnehmern wird auch beim Beitrags-
zuschuss zur privaten Krankenversicherung das Arbeitsentgelt bis zur maBgeblichen
Beitragsbemessungsgrenze in der Krankenversicherung (2023: 4.987,50 Euro mo-
natlich) bertcksichtigt. Seit Anfang 2019 zusatzlich mit einbezogen wird der halbe
durchschnittliche Zusatzbeitrag der gesetzlichen Krankenversicherung. Zuschuss-
fahig sind dabei nur die Aufwendungen flr die Leistungen, die der Art nach zu den
Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung gehoren.

Hochstbeitragszuschuss im Kalenderjahr 2023:

e Privat krankenversicherte Arbeitnehmer: 403,99 Euro
(4.987,50 Euro x 7,3 % + 4.987,50 Euro x 0,8 %)
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Beitragszuschuss zur Kranken- und Pflegeversicherung

Hinweis: Der privat krankenversicherte Arbeithnehmer muss dem Arbeitgeber eine
Bescheinigung des Versicherungsunternehmens vorlegen, dass die Versicherung
nach den vom Gesetz geforderten Voraussetzungen (z. B. dass die Leistungen ihrer
Art nach denen der gesetzlichen Krankenversicherung entsprechen) betrieben wird.
Diese Bestatigungist alle drei Jahre zu erneuern.

Der Arbeitnehmer kann auch Zuschiisse fur seine privat versicherten Familienange-
hoérigen erhalten, sofern diese bei unterstellter Versicherungspflicht des Arbeit-
nehmers Anspruch auf eine Familienversicherung in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung hatten. Dies gilt allerdings nicht, wenn eine Familienversicherung in der
gesetzlichen Krankenversicherung bei einem anderen Familienangehérigen moglich
waére.

Sofern der Arbeitnehmer auch einen Anspruch auf Zuschuss von Beitragen eines

privat versicherten Familienangehdrigen hat, sind ebenfalls die Begrenzungen auf
die Halfte des Gesamtbeitrags und des Hochstzuschusses, der fir einen freiwillig

gesetzlich krankenversicherten Arbeitnehmer zu zahlen ware, zu beachten.

Seit Jahren wegen Uberschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze privat
krankenversicherter Arbeitnehmer. Seine nicht erwerbstatige Ehefrau ist
ebenfalls privat krankenversichert.

Monatsbeitrag private Krankenversicherung 550,00 Euro
Monatsbeitrag private Krankenversicherung Ehefrau 290,00 Euro
Summe 840,00 Euro
840,00 Euro:2 = 420,00 Euro
Beurteilung:

Der halftige Monatsbeitrag Ubersteigt den Hochstbeitragszuschuss, der
fur einen freiwillig gesetzlich krankenversicherten Arbeitnehmer zu zahlen
ware (s. Punkt 5.1.). Der vom Arbeitgeber im Kalenderjahr 2023 zu zahlende
Beitragszuschuss ist somit auf monatlich 403,99 Euro begrenzt.
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Beitragszuschuss zur Kranken- und Pflegeversicherung

Bei der Prufung des Anspruchs und bei der Berechnung des Zuschusses zur Pflege-
versicherung fir freiwillig gesetzlich krankenversicherte oder privat versicherte
Arbeitnehmer gelten die vorgenannten Ausfihrungen zum Beitragszuschuss zur
Krankenversicherung entsprechend. Im Bundesland Sachsen ist der verminderte
Beitragsanteil des Arbeitgebers zu beachten. Der Beitragszuschlag fir kinderlose
Arbeitnehmer ist nicht fur die Berechnung des Beitragszuschusses zu berlcksichti-
gen.

Hochstbeitragszuschuss im Kalenderjahr 2023:
* Bundeseinheitlich (ohne Sachsen): 76,06 Euro (4.987,50 Euro x 1,525 %)

e Sachsen: 51,12 Euro (4.987,50 Euro x 1,025 %)
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0.
Zahlung und Nachweis
der Beitrage

6.1. Gesamtsozialversicherungsbeitrag

Die Beitrage zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung werden
als sogenannter Gesamtsozialversicherungsbeitrag erhoben und an die zusténdige
Einzugsstelle abgefuhrt. Der kassenindividuelle und der durchschnittliche Zusatz-
beitrag gehdren ebenso zum Gesamtsozialversicherungsbeitrag wie der Beitragszu-
schlag fir Kinderlose oder die Pauschalbeitrage fur geringfligig entlohnte Beschaftige.

Dagegen zahlen Beitrage zur freiwilligen Versicherung von Arbeitnehmern sowie die
Umlagen nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz und die Insolvenzgeldumlage
nicht zum Gesamtsozialversicherungsbeitrag.

6.2. Beitragsschuldner

Der Gesamtsozialversicherungsbeitrag, die Umlagen zum Aufwendungsausgleichs-
gesetz sowie die Insolvenzgeldumlage sind ausschlieBlich vom Arbeitgeber zu
zahlen. Dieser hat die Beitrdge auch nachzuweisen.

6.3. Lohnabzugsverfahren

Die Arbeitnehmerbeitréage kann der Arbeitgeber vom Lohn des Beschéftigten einbe-
halten. Ein unterbliebener Abzug der Beitrage kann nur bei den nachsten drei darauf
folgenden Entgeltabrechnungen nachgeholt werden. Ein spaterer Abzug ist nur

dann maoglich, wenn der Abzug ohne Verschulden des Arbeitgebers unterblieben ist.
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Zahlung und Nachweis der Beitrage

6.4. Zustandige Einzugsstelle

Der Gesamtsozialversicherungsbeitrag ist an die Einzugsstelle zu entrichten. Zu-
standige Einzugsstelle ist die Krankenkasse bei der der Arbeitnehmer versichertist.
Besteht keine Versicherung bei einer gesetzlichen Krankenkasse, ist die Kranken-
kasse zustandig, bei der der Arbeitnehmer zuletzt versichert war. War der Arbeitneh-
mer noch nie gesetzlich krankenversichert, kann der Arbeitgeber eine Einzugsstelle
bestimmen. Fur geringfligig entlohnte Beschéaftigte sind die Beitrage an die Deutsche
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See (Minijob-Zentrale) zu entrichten.

6.5. Nachweis der Beitrage

Der Arbeitgeber hat der zusténdigen Einzugsstelle die Hohe der abzuflihrenden
Beitrdge in Form eines Beitragsnachweises nachzuweisen. Der Beitragsnachweis
ist der Einzugsstelle ausschlieBlich in elektronischer Form und spatestens 2 Tage
vor der Falligkeit der Beitrage (s. Punkt 6.6.), also am flinftletzten Bankarbeitstag zu
Ubermitteln.

Nachweistermine 2022

Cwonst [ Jon [ Feb wara] Aori] wai] ot

Spateste Abgabe - 25. 22 27. 24 24 26
flnftletzter Bankarbeitstag

| Monat | Juli] Aug./Sept.| Okt Nov.| Dez.

25. 25. 25. 25* 24. 21.

Spateste Abgabe —
flnftletzter Bankarbeitstag

*Brandenburg, Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Sachsen,
Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Thiringen: 24.10.2023

Der Beitragsnachweis muss spatestens zu Beginn der vorgenannten Stichtage der
Einzugsstelle vorliegen. Dies bedeutet, dass der Beitragsnachweis der Einzugsstelle
bereits um 0.00 Uhr dieses Tages vorliegen muss. Insofern sollte die Ubermittiung
des Beitragsnachweises bereits am Vortag erfolgen.
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Zahlung und Nachweis der Beitrage

6.6. Falligkeit der Beitrage

Beitrage, die nach dem Arbeitsentgelt zu bemessen sind, sind in voraussichtlicher
Héhe der Beitragsschuld spatestens am drittletzten Bankarbeitstag des Monats
fallig, in dem die Beschaftigung oder Tatigkeit, mit der das Arbeitsentgelt erzielt
wird, ausgelibt worden ist. Sind den Arbeitgebern zu dieser Zeit nicht alle rele-
vanten Fakten zur Beitragsbemessung bekannt, ist entweder eine Schatzung der
voraussichtlichen Beitragsschuld vorzunehmen oder auf die Werte des Vormonats
zurickzugreifen.

Falligkeitstermine 2022

Const T Jon ] reb wara] Aori] wal] ot

Falligkeitstag
drittletzter Bankarbeitstag 27. 24. 29. 26. 26. 28.

[ Monat | Julil Aug.|Sept.| Okt.| Nov.| Dez|

Falligkeitstag N
drittletzter Bankarbeitstag PR A 28. 27.

* Brandenburg, Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Sachsen,
Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Thiringen: 26.10.2023

6.7. Saumniszuschlag

Wenn der Gesamtsozialversicherungsbeitrag nicht rechtzeitig zum Falligkeitstermin
gezahlt worden ist, hat die Einzugsstelle fiir jeden angefangenen Monat der Sdumnis
einen Sdumniszuschlag in Hohe von einem Prozent des rickstéandigen auf 50,00 Euro
nach unten abgerundeten Betrages zu erheben. Ein Erlass der Zahlung von Sdumnis-
zuschlagen ist nur auf Antrag und nur in begriindeten Einzelféllen méglich.

6.8. Verjahrung
Anspruche auf Beitrédge verjahren grundsatzlich in vier Jahren nach Ablauf des Ka-

lenderjahres, in dem sie fallig geworden sind. Sofern Beitrage allerdings vorsatzlich
vorenthalten wurden, betragt die Verjahrungsfrist 30 Jahre.
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Zahlung und Nachweis der Beitrdage

Zu Unrecht gezahlte Beitrage (z. B. bei irrtimlich angenommener Versicherungs-
pflicht) sind auf Antrag von der Einzugsstelle zu erstatten. Antragsberechtigtist
derjenige, der die Beitrage getragen hat, also in der Regel Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer. Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung haben hierfur einen
entsprechenden Vordruck entwickelt, in dem eine Beitragserstattung auch gemein-
schaftlich beantragt werden kann. Eine Erstattung kommt allerdings grundsétzlich
nichtin Betracht, wennim Erstattungszeitraum Leistungen gewahrt wurden. Der
Erstattungsanspruch verjahrtin vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem
die Beitrage fallig wurden.

Neben der Beitragserstattung ist —unter gewissen Voraussetzungen —auch eine

Verrechnung von zu Unrecht gezahlten Beitragen moglich. Wurde nur ein Teil der

urspringlich abgefuhrten Beitradge zu Unrecht abgefuhrt, so ist eine Verrechnung
zulassig, wenn der Beginn des Zeitraums, fur den Beitrage zu viel gezahlt wurden,
nichtléanger als 24 Kalendermonate zurtckliegt.

Dartber hinaus kann der Arbeitgeber Beitrage in voller Hohe verrechnen, wenn der

Beginn des Zeitraums, flr den die Beitrage irrtiimlich gezahlt wurden, nicht langer
als sechs Kalendermonate zurtickliegt.
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Entgeltfortzahlung




Die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall ist flir Arbeitnehmer und Auszubildende
einheitlich im ,Gesetz Uber die Zahlung des Arbeitsentgelts an Feiertagen und im
Krankheitsfall”, kurz Entgeltfortzahlungsgesetz (EntgFG) geregelt. Es ist grundsatzlich
fir alle abhangig oder zur Berufsausbildung Beschaftigten anzuwenden, die in
Deutschland in einem Arbeitsverhéltnis stehen. Keine Arbeitnehmer im Sinne des
EntgFG sind Beamte, Teilnehmer an Jugend- oder Bundesfreiwilligendiensten sowie
Personen, die sich in Justizvollzugsanstalten befinden (Strafgefangene).
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2.
Voraussetzungen
fur die Entgeltfortzahlung

2.1. Unverschuldete Arbeitsunfahigkeit wegen Krankheit

Der Arbeitgeber hat bis zur Dauer von sechs Wochen Entgeltfortzahlung zu leisten
(s. Punkt 5.1.), wenn der Arbeitnehmer infolge Krankheit unverschuldet arbeitsunfahig
ist. Der Begriff ,Arbeitsunfahigkeit infolge Krankheit" istim Sinne des Krankenver-
sicherungsrechts zu verstehen. Danach liegt Arbeitsunfahigkeit wegen Krankheit
vor, wenn der Arbeitnehmer seine berufliche Tatigkeit nicht mehr oder nur unter der
Gefahr der Verschlimmerung austiben kann. Die Krankheitsursache ist dabei grund-
satzlich unerheblich. Ein Anspruch auf Entgeltfortzahlung besteht auch dann, wenn
z.B. ein Sport- oder Verkehrsunfall vorliegt.

Ein Verschulden im Sinne des EntgFG liegt vor, wenn der Arbeitnehmer sich die Ar-
beitsunfahigkeit besonders leichtfertig, grob fahrlassig oder vorsatzlich zugezogen
hat. Die Beurteilung, ob eine selbstverschuldete Arbeitsunfahigkeit vorliegt, istimmer
eine Einzelfallentscheidung. Hierzu gibt es eine umfangreiche Rechtsprechung

des Bundesarbeitsgerichts. Wesentlich ist, dass die Arbeitsunfahigkeit durch das
schuldhafte Verhalten des Arbeitnehmers hervorgerufen wurde. Die Beweislast trifft
den Arbeitgeber. Wenn nach der Lebenserfahrung auf ein schuldhaftes Verhalten
des Arbeitnehmers zu schlieBenist (z. B. Beteiligung an einer tatlichen Auseinander-
setzung) hat der Arbeitnehmer zu beweisen, dass er unverschuldet arbeitsunféhig
ist (Beweislastumkehr).
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Voraussetzungen fiir die Entgeltfortzahlung

Eine nicht rechtswidrige Sterilisation oder ein Schwangerschaftsabbruch sind einer
Arbeitsunféahigkeit infolge Krankheit gleichzusetzen.

Als nicht rechtswidrig ist eine Sterilisation dann einzustufen, wenn diese im Auftrag
und im Einverstandnis des Arbeitnehmers von einem Arzt durchgefihrt wird.

Bei einem Schwangerschaftsabbruch hat der Arbeitgeber sowohl bei einem nicht
rechtswidrigen als auch bei einem rechtswidrigen Schwangerschaftsabbruch, der
straffrei bleibt, Entgeltfortzahlung zu leisten. Nicht rechtswidrig ist ein Schwanger-
schaftsabbruch bei medizinischer oder kriminologischer Indikation. Rechtswidrig,
aber straffrei sind Schwangerschaftsabbriiche, wenn die Schwangerschaft inner-
halb der ersten zwolf Wochen nach vorheriger Beratung durch eine anerkannte
Beratungsstelle auf Verlangen der Frau von einem Arzt abgebrochen wird.

Ein Anspruch auf Entgeltfortzahlung besteht aber nur dann, wenn mit der Sterilisati-
on oder mit dem Schwangerschaftsabbruch eine Arbeitsunféhigkeit verbunden ist.

Wird von einem Sozialleistungstrager (z. B. Krankenkasse, Rentenversicherungs-
trager) eine ambulante oder stationare Vorsorge- oder RehabilitationsmaBnahme

in einer Einrichtung der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation zugebilligt,
besteht ebenfalls Anspruch auf Entgeltfortzahlung. Ein Arbeitnehmer braucht bei
einer Vorsorge- oder RehabilitationsmaBnahme nicht gleichzeitig krank zu sein. Es
reicht aus, wenn er seine Arbeit wegen dieser MaBnahme nicht verrichten kann. Die
Arbeitsverhinderung wegen dieser MaBnahmen ist der Arbeitsunfahigkeit wegen
Krankheit gleichgestellt. Arbeitnehmer, die nicht gesetzlich kranken- oder renten-
versichert sind und eine vergleichbare MaBnahme von ihrem Arzt verordnet bekom-
men, erhalten ebenfalls Entgeltfortzahlung.
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Voraussetzungen fiir die Entgeltfortzahlung

Im Zusammenhang mit verschiedenen gesetzlichen Neuregelungen wurde festge-
legt, dass eine Arbeitsverhinderung infolge einer Organ- oder Gewebespende wie
eine unverschuldete Arbeitsunfahigkeit behandelt wird. Die Folge: Der Organ- oder
Gewebespender erhalt fiir den Zeitraum der Arbeitsunfahigkeit, lAngstens jedoch
flr sechs Wochen, sein Arbeitsentgelt vom Arbeitgeber fortgezahit.

Allerdings bleiben die Arbeitgeber mit dem fortgezahlten Entgelt nicht belastet;
sie haben grundsatzlich einen gesetzlichen Anspruch auf Erstattung der nach § 3a
Abs. 1 EntgFG geleisteten Entgeltfortzahlung.

Erstattet werden auf Antrag das an den Arbeitnehmer fortgezahlte Arbeitsentgelt
sowie die darauf entfallenden tatsachlich fortgezahlten Arbeitgeberanteile zum
Gesamtsozialversicherungsbeitrag sowie die ggf. gewahrten Beitragszuschiisse
nach § 172a SGB VI (fur eine berufsstandische Versorgungseinrichtung), nach § 257
SGB V (Krankenversicherung) und nach § 61 SGB Xl (Pflegeversicherung) sowie die
erstattungsfahigen Arbeitgeberzuwendungen zur betrieblichen Altersversorgung.

Die Erstattung ist bei der Krankenkasse zu beantragen, bei der der Organ- oder
Gewebeempfanger versichertist. Ist der Organ- oder Gewebeempfanger nicht Mit-
gliedeiner gesetzlichen Krankenkasse, erstattet der Kostentrager der Organ oder
Gewebetransplantation (Private Krankenversicherung, Beihilfetrager) dem Arbeitge-
ber die entstandenen Aufwendungen.
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3.

Rechtliche Grundlage flr die Entgeltfortzahlung ist das Bestehen eines Arbeits- oder
Ausbildungsverhéltnisses. Bestehen gleichzeitig mehrere Arbeitsverhéltnisse, so
hat der Arbeitnehmer grundsatzlich Anspruch auf Entgeltfortzahlung gegen jeden
Arbeitgeber.

Die sechswdchige Entgeltfortzahlung setzt bei ununterbrochenem Bestehen des
Arbeitsverhaltnisses frilhestens nach einer ,Wartezeit” von vier Wochen ein.

Arbeitsverhaltnis ab 01.09.2023
Arbeitsunfahigkeit ab 21.09.2023
Beurteilung:

Wartezeit 01.09. bis 28.09.2023
Anspruch auf 6 Wochen Entgeltfortzahlung ab 29.09.2023

Hat ein Arbeitnehmer einen Arbeitsvertrag abgeschlossen und kann er die Arbeit
zum Zeitpunkt der vereinbarten Arbeitsaufnahme wegen einer Arbeitsunfahigkeit
nicht aufnehmen, so besteht ein Anspruch auf Entgeltfortzahlung. Voraussetzung
ist, dass der Arbeitsvertrag vor Beginn der Arbeitsunfahigkeit abgeschlossen
wurde. Der sechswdchige Entgeltfortzahlungsanspruch beginnt auch hier erst nach
Ablauf der Wartezeit von vier Wochen.
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Arbeitsverhaltnis

Der Anspruch auf Entgeltfortzahlung endet nach Ablauf von sechs Wochen, spates-
tens zum Ende des Arbeitsverhaltnisses. Abweichend hiervon hat der Arbeitgeber
den Entgeltfortzahlungsanspruch fur die Dauer von sechs Wochen jedoch zu erfil-
len, wenn er das Arbeitsverhaltnis aus Anlass der Arbeitsunfahigkeit gekundigt hat
(Anlassklndigung) oder wenn der Arbeitnehmer aus Griinden kindigt, die der
Arbeitgeber zu vertreten hat.
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4,
Zusammentreffen
von Arbeitsunfahigkeit
mit anderen Grunden
der Arbeitsverhinderung

41. Bezahlter Urlaub

Tritt wahrend eines bezahlten Urlaubes Arbeitsunfahigkeit ein, so wird der bezahlte
Urlaub unterbrochen oder beendet. Zeiten der Arbeitsunfahigkeit diirfen nicht auf
den Urlaub angerechnet werden. Der Arbeitnehmer erhalt Entgeltfortzahlung.

4.2, Unbezahlter Urlaub

Wahrend des unbezahlten Urlaubes ruhen die Hauptpflichten des Arbeitnehmers
und des Arbeitgebers, namlich die Arbeitsleistung und die Entgeltzahlung. Daher
besteht bei Eintritt von Arbeitsunfahigkeit wahrend des unbezahlten Urlaubes kein
Anspruch auf Entgeltfortzahlung. Dauert die Arbeitsunfahigkeit tber den unbezahl-
ten Urlaub hinaus an, besteht ab diesem Zeitpunkt ein sechswdchiger Entgeltfort-
zahlungsanspruch.

Anders sieht es aus, wenn der unbezahlte Urlaub Erholungszwecken dienen sollte
und der Zeitrahmen fur einen Ublicherweise bezahlten Urlaub nicht Gberschritten
wird. In diesen Fallen wird der unbezahlte Urlaub in entsprechender Anwendung des
§ 9 Bundesurlaubsgesetz abgebrochen und es besteht Anspruch auf Entgeltfort-
zahlung.

4.3. Gesetzliche Feiertage

Sofern ein Arbeitnehmer an einem gesetzlichen Feiertag arbeitsunfahig ist, fir den
ihm Arbeitsentgelt zustehen wiirde (z. B. Bezieher eines festen Monatsgehalts), so
istauch fur diesen Tag Entgeltfortzahlung zu leisten.
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Zusammentreffen von Arbeitsunfahigkeit mit anderen Griinden der Arbeitsverhinderung

Besteht wahrend der Schutzfristen vor und nach der Entbindung Arbeitsunfahigkeit,
so besteht kein Anspruch auf Entgeltfortzahlung. Vielmehr hat die Arbeitnehmerin
ggf. Anspruch auf Mutterschaftsgeld gegenuber ihrer Krankenkasse und auf den
Zuschuss des Arbeitgebers zum Mutterschaftsgeld.

Fir den Beginn der Schutzfrist ist der vom Arzt errechnete voraussichtliche Entbin-
dungstermin maBgeblich. Die Schutzfrist beginnt sechs Wochen vor dem mutmaB-
lichen Entbindungstag und endet grundsatzlich acht Wochen nach der Geburt. Die
Schutzfrist verlangert sich bei vorzeitigen Geburten um den Zeitraum, um den die
Geburt friher als erwartet eingetreten ist. Bei Friih-, Mehrlingsgeburten oder arzt-
lich festgestellter Behinderung des Kindes verlangert sich die Mutterschutzfrist auf
zwolf Wochen nach der Entbindung.

Voraussichtlicher Entbindungstermin 06.09.2023
Tatsachlicher Entbindungstermin 01.09.2023

Die Schutzfrist betragt 8 Wochen bzw. 56 Kalendertage, da es sich nicht um
eine Frih- oder Mehrlingsgeburt handelt und zudem keine arztlich festge-
stellte Behinderung des Kindes vorlag.

Beurteilung:

Die Schutzfrist verlauft zunachst vom 07.09. bis 01.11.2023
(56 Kalendertage)

Aufgrund der vorzeitigen Geburt verlangert sich die Schutzfrist um 5 Kalen-
dertage (01.09.-05.09.2023). Die Schutzfrist nach der Geburt verlauft dem-
nach vom 02.09. bis 01.11.2023 (61 Kalendertage).

Ist auBerhalb der Schutzfristen eine krankheitsbedingte — ggf. auch mit der Schwan-
gerschaft zusammenhangende — Arbeitsunfahigkeit fiir einen Arbeitsausfall maB-
gebend, so besteht kein Anspruch auf Mutterschutzlohn, sondern Anspruch auf
Entgeltfortzahlung wegen Krankheit. Besteht allerdings ein individuelles (arztliches
Attest liegt vor) oder ein generelles (z. B. Verbot zur Nachtarbeit) Beschaftigungs-
verbot, ist eine Entgeltfortzahlung nach dem Mutterschutzgesetz zu leisten.
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Zusammentreffen von Arbeitsunfahigkeit mit anderen Griinden der Arbeitsverhinderung

Ein Arbeitgeber kann nicht ohne weiteres davon ausgehen, dass alle bei Streikbeginn
arbeitsunfahigen Arbeitnehmer auch Streikteilnehmer sind. Nimmt ein Arbeitnehmer
trotz krankheitsbedingter Arbeitsunfahigkeit an einem Streik teil, entfallt sein An-
spruch auf Entgeltfortzahlung. Der Entgeltfortzahlungsanspruch bleibt bestehen,
wenn er sich am Streik nicht beteiligt.

Fihrt der Streik zur vollstéandigen Stilllegung des Betriebes und kann der Arbeit-
nehmer —auch ohne seine Streikbeteiligung — nicht beschaftigt werden, so entfallt
der Entgeltfortzahlungsanspruch. Er entfallt auch dann, wenn der Arbeitgeber eine
Abwehraussperrung vorgenommen hat. Dies gilt unabhangig davon, ob die Arbeits-
unfahigkeit vor oder nach Beginn der ArbeitskampfmaBnahme eingetreten ist.

Die Sechs-Wochen-Frist nach dem EntgFG verlangert sich nicht um Zeitrdume, in
denen der Arbeitnehmer infolge Streik oder Aussperrung keine Entgeltfortzahlung
erhalten hat.

Wird wahrend der Elternzeit keine Teilzeitbeschaftigung ausgetibt, besteht kein
Anspruch auf Entgeltfortzahlung, da das Arbeitsverhaltnis ruht. Der Anspruch
auf Entgeltfortzahlung beginnt erst wieder ab dem Tag nach der Beendigung der
Elternzeit. Eine Arbeitsunfahigkeit wahrend der Elternzeit wird in diesem Fall nicht
auf die Sechs-Wochen-Frist angerechnet (s. Punkt 5.1.).
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Far jede Arbeitsunféhigkeit besteht ab Beginn der Arbeitsunfahigkeit Anspruch auf
Entgeltfortzahlung bis zur Dauer von sechs Wochen. Die Sechs-Wochen-Fristist
nach dem BGB zu berechnen; d. h. es ist festzustellen, ob es sich um eine Ereignis-
frist oder um eine Beginnfrist handelt.

Hat der Arbeitnehmer am ersten Tag der Arbeitsunféhigkeit noch gearbeitet, so gilt
dieser Tag als Ereignistag und wird nicht in die Frist einbezogen. Anspruch auf Ent-
geltfortzahlung besteht fur den Rest des Tages und weitere 42 Kalendertage.

Arbeitsunfahigkeit ab 25.08.2023
Der Arbeitnehmer hat am 25.08.2023 noch bis 10.00 Uhr gearbeitet.

Beurteilung:

Der 25.08.2023 gilt als Ereignistag. Die 6-Wochen-Frist beginnt am 26.08.
und endet am 06.10.2023. Anspruch auf Entgeltfortzahlung besteht somit
vom 25.08. (10:01 Uhr) bis 06.10.2023.

Wurde an dem ersten Tag der Arbeitsunfahigkeit nicht mehr gearbeitet, liegt eine
.Beginnfrist” vor. Anspruch auf Entgeltfortzahlung besteht fiir 42 Kalendertage ab
dem ersten Tag der Arbeitsunfahigkeit.

Beginnt die Arbeitsunfahigkeit an einem arbeitsfreien Tag und erhalt der Arbeit-
nehmer ein festes Monatsentgelt, beginnt die Sechs-Wochen-Frist mit dem ersten
Tag der Arbeitsunfahigkeit. Wird kein festes Monatsentgelt gezahlt, wie z. B. bei
Stundenléhnern, liegt eine Ereignisfrist vor und die Sechs-Wochen-Frist beginnt am
folgenden Tage.
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Dauer des Anspruchs auf Entgeltfortzahlung

5.2.1. Begriff ,dieselbe Krankheit"”

Um dieselbe Krankheit handelt es sich, wenn die wiederholten Erkrankungen auf
dem gleichen Grundleiden oder auf derselben Krankheitsursache beruhen. Die
Feststellung, ob es sich um dieselbe Krankheit handelt, treffen die Krankenkassen
ggf. nach Ricksprache mit dem behandelnden Arzt oder dem Medizinischen Dienst
der Krankenkassen.

5.2.2. Sechs-Monats-Frist

War der Arbeitnehmer bereits in der Vergangenheit wegen derselben Krankheit
arbeitsunfahig, besteht ein neuer ,voller” Sechs-Wochen-Anspruch auf Entgelt-
fortzahlung, wenn der Arbeitnehmer in der Zwischenzeit sechs Monate nicht wegen
derselben Krankheit arbeitsunfahig war. Ist das nicht der Fall, ist kein oder lediglich
ein reduzierter Anspruch auf Entgeltfortzahlung gegeben.

Die Sechs-Monats-Fristist eine rickwarts (in die Vergangenheit) laufende Frist. Der

erste Tag der erneuten Arbeitsunfahigkeitistimmer der Ereignistag, sodass die Frist
mit dem Tag vor Beginn der Arbeitsunfahigkeit beginnt und nach sechs Monaten mit

dem Tag endet, der der Zahl nach dem Ereignistag entspricht.

Arbeitsunfahigkeit ab 29.08.2023
Vorerkrankung 15.01.-25.02.2023

Berechnung der 6-Monats-Frist:

Ereignistag: 29.08.2023
Fristbeginn: 28.08.2023
Fristende: 29.02.2023
Beurteilung:

Die Vorerkrankung féllt nicht in die Frist. FUr die Arbeitsunfahigkeit ab
29.08.2023 besteht ein neuer 6-Wochen-Anspruch.
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Dauer des Anspruchs auf Entgeltfortzahlung

Arbeitsunfahigkeit ab 27.09.2023
Vorerkrankung 25.02.-29.03.2023

Berechnung der 6-Monats-Frist:

Ereignistag: 27.09.2023
Fristbeginn: 26.09.2023
Fristende: 27.03.2023
Beurteilung:

Die Vorerkrankung féllt in die Frist. Ein neuer 6-Wochen-Anspruch besteht
nicht.

5.2.3. Zwolf-Monats-Frist

Ein neuer Sechs-Wochen-Anspruch ergibt sich auch dann, wenn seit der ersten
Arbeitsunfahigkeit wegen derselben Krankheit ein Zeitraum von zwoIf Monaten
abgelaufenist.

Die Zwoélf-Monats-Frist beginnt grundsatzlich mit der ersten Arbeitsunfahigkeit we-
gen derselben Krankheit. Die Fristenberechnung ist entsprechend der Berechnung
der Sechs-Wochen-Frist vorzunehmen. Es ist also festzustellen, ob es sich um eine
Ereignis- oder eine Beginnfrist handelt.

Die Anrechnung von Vorerkrankungen ist nur innerhalb eines Arbeitsverhaltnisses

moglich. Hat der Arbeitnehmer zwischenzeitlich den Arbeitgeber gewechselt, so
sind Vorerkrankungen beim vorherigen Arbeitgeber nicht zu bertcksichtigen.
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Dauer des Anspruchs auf Entgeltfortzahlung

Arbeitsunfahigkeit ab 01.08.2023
Vorerkrankung 20.07.2022 -05.03.2023
Die Arbeitsunfahigkeit ist jeweils vor Arbeitsbeginn eingetreten.

Berechnung der 6-Monats-Frist:

Ereignistag: 01.08.2023
Fristbeginn: 31.07.2023
Fristende: 01.02.2023

Nach Prifung der 6-Monats-Frist ergibt sich kein neuer 6-Wochen-
Anspruch, da die Vorerkrankung in die Frist fallt.

Berechnung der 12-Monats-Frist:

Fristbeginn: 20.07.2022
Fristende: 19.07.2023
Beurteilung:

Die Arbeitsunfahigkeit ab 01.08.2023 liegt auBerhalb der Frist. Ein Zeitraum
von 12 Monaten seit Beginn der ersten Arbeitsunfahigkeit ist abgelaufen. Flr
die Arbeitsunfahigkeit ab 01.08.2023 besteht ein neuer 6-Wochen-Anspruch.

Ist der Zwolf-Monats-Zeitraum noch nicht abgelaufen, ist festzustellen, ob ggf. noch
ein Restanspruch auf Entgeltfortzahlung besteht, denninnerhalb des Zwdlf- Monats-
Zeitraums ist der Anspruch auf 42 Kalendertage begrenzt.

Eine Zwolf-Monats-Frist beginntimmer auch dann, wenn firr eine Arbeitsunfahigkeit
ein neuer ,voller" Sechs-Wochen-Anspruch besteht. Bestehen mehrere Vorerkran-
kungen und liegt zwischen einer dieser Vorerkrankungen ein Zeitraum von sechs
Monaten, ergibt sich ein neuer Sechs-Wochen-Anspruch und gleichzeitig der Be-
ginn einer neuen Zwolf-Monats-Frist. Flr die Ermittlung anrechenbarer Vorerkran-
kungen ist daher zunéchst die maBgebliche Zwdlf-Monats-Frist festzustellen.
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Dauer des Anspruchs auf Entgeltfortzahlung

Besteht Arbeitsunfahigkeit wegen einer Krankheit und tritt eine weitere Krankheit
hinzu, die flr sich allein ebenfalls Arbeitsunfahigkeit verursacht, wird die Anspruchs-
dauer von sechs Wochen nicht verlangert. Wahrend einer bestehenden Arbeitsun-
fahigkeit betragt die Anspruchsdauer also maximal sechs Wochen.

Arbeitsunfahigkeit wegen Rheuma

(vor Arbeitsbeginn) 04.09. bis 19.09.2023
Hinzutritt einer Herzerkrankung,

die ebenfalls Arbeitsunfahigkeit begriindet 18.09.2023
Beurteilung:

Obwohl ab 20.09.2023 nur noch die Herzerkrankung besteht, ist insgesamt
nur ein Anspruch auf 6 Wochen bis zum 15.10.2023 gegeben.

Liegt zwischenzeitlich, auch wenn nur kurzzeitig, Arbeitsfahigkeit vor, besteht unter
Umstanden ein erneuter Anspruch auf Entgeltfortzahlung.

Arbeitsunfahigkeit wegen Rheuma

(vor Arbeitsbeginn) 04.09. bis 08.09.2023
Arbeitsunfahigkeit wegen Bronchitis 11.09.2023
Beurteilung:

Obwohl der Arbeitnehmer nicht arbeiten war (Wochenende 09.09. -
10.09.2023), lag Arbeitsfahigkeit vor. Fir die neue Diagnose besteht ab
11.09.2023 ein neuer Anspruch auf 6 Wochen Entgeltfortzahlung.
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6.

Dem Arbeitnehmer ist fur die Dauer des Entgeltfortzahlungsanspruchs das Arbeits-
entgelt zu zahlen, welches unter Berlicksichtigung der regelméaBigen Arbeitszeit bei
Arbeitsfahigkeit zu zahlen gewesen ware (Entgeltausfallprinzip). Wird in dem Betrieb
verklrzt gearbeitet (z. B. Kurzarbeit oder witterungsbedingter Arbeitsausfall), gilt
die verkirzte Arbeitszeit als regelmaBige Arbeitszeit.

Anderungen im Arbeitsverhaltnis - wie z. B. Anderung der Arbeitszeit, Erhéhung des
Arbeitsentgeltes durch Tarifvertrag —, die wahrend der Entgeltfortzahlung eintreten,
sind also zu berlicksichtigen.

Ausdriicklich ausgenommen von der Entgeltfortzahlung sind Uberstundenvergii-
tungen sowie Leistungen des Arbeitgebers, die bei Arbeitsunfahigkeit nicht anfallen
(z. B. Fahrkostenentschadigungen).

Allerdings kénnen regelmaBig geleistete Uberstunden die regelmaBige Arbeitszeit
erhdhen und dadurch eine héhere Entgeltfortzahlung bewirken. Dabeiist es im
Regelfallerforderlich, dass der Arbeitnehmer in den letzten zwélf Monaten Uber-
stunden geleistet hat.

Tarifvertragliche Regelungen (Tariféffnungsklauseln) ergeben die Méglichkeit, bei
der Berechnung der Entgeltfortzahlung von der gesetzlichen Regelung abzuwei-
chen. Dadurch sollen Besonderheiten im Arbeitsverhaltnis besser bertcksichtigt
werden kdnnen.
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Bis Ende 2022 war der Arbeitnehmer verpflichtet, seinem Arbeitgeber die Arbeits-
unfahigkeit und deren voraussichtliche Dauer unverziiglich anzuzeigen (Anzeige-
pflicht) und spatestens am ersten Arbeitstag nach Ablauf des dritten Kalendertages
nach Beginn der Arbeitsunfahigkeit eine arztliche Bescheinigung liber die Arbeits-
unfahigkeit sowie deren voraussichtliche Dauer vorzulegen (Nachweispflicht).

Im Zusammenhang mit der Einfihrung der elektronischen AU-Bescheinigung (eAU)
ist diese Nachweispflicht entfallen. Seit dem 01.01.2023 besteht flur gesetzlich
Krankenversicherte nur noch die Anzeigepflicht; sie missen ihren Arbeitgeber also
weiterhin unverziglich Uber die Arbeitsunfahigkeit sowie deren voraussichtliche
Dauerinformieren. Ist der Arbeitnehmer nicht gesetzlich versichert oder findet die
arztliche Untersuchung nicht bei einem Vertragsarzt statt, besteht die bisherige
Verpflichtung zur Vorlage einer AU-Bescheinigung beim Arbeitgeber fort.

Auf Basis der Information des Arbeitnehmers kann der Arbeitgeber fur Zeitrdume,
fUr die ein Beschéaftigungsverhaltnis bei ihm besteht oder bestand, die eAU bei

der Krankenkasse anfordern. Ein regelmaBiger wie auch automatisierter Abruf von
Arbeitgebernist nicht zulassig. Zudem muss jede einzelne AU-Bescheinigung (Erst-
und Folgebescheinigungen) separat bei der Krankenkasse angefordert werden. Die
Krankenkasse meldet dem Arbeitgeber dann —analog der bisherigen AU-Bescheini-
gung —die ihr jeweils vorliegenden Daten.

Bestehen Zweifel an dem Vorliegen einer Arbeitsunfahigkeit, kann der Arbeitgeber

verlangen, dass die Krankenkasse eine gutachterliche Stellungnahme des Medizini-
schen Dienstes der Krankenversicherung einholt.
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Anzeige- und Nachweispflichten

Halt sich der Arbeitnehmer bei Beginn der Arbeitsunfahigkeit im Ausland auf, so
ist er verpflichtet, dem Arbeitgeber die Arbeitsunfahigkeit, deren voraussichtliche
Dauer und die Adresse am Aufenthaltsortin der schnellstméglichen Art und Weise
mitzuteilen. Die durch die Mitteilung entstehenden Kosten hat der Arbeitgeber zu
tragen. Daruber hinaus ist der Arbeitnehmer, wenn er Mitglied einer gesetzlichen
Krankenkasse ist, verpflichtet, auch dieser die Arbeitsunfahigkeit und deren vor-
aussichtliche Dauer unverzilglich anzuzeigen. Die Riickkehr aus dem Ausland hat
der Arbeitnehmer ebenfalls dem Arbeitgeber und der Krankenkasse unverziiglich
anzuzeigen.

Hat der Arbeitgeber Zweifel an der bestehenden Arbeitsunfahigkeit, ist er berech-
tigt, den Arbeitnehmer durch einen Arzt am Aufenthaltsort untersuchen zu lassen.

Wird dem Arbeitnehmer eine Vorsorge- oder RehabilitationsmaBnahme genehmigt
(s. Punkt 2.3.), so hat er dem Arbeitgeber unverzlglich den Beginn und die voraus-
sichtliche Dauer, ggf. auch die Verlangerung der MaBnahme mitzuteilen. Eine
Bescheinigung Uber die Bewilligung der MaBnahme ist dem Arbeitgeber ebenfalls
vorzulegen. Ist der Arbeitnehmer nicht gesetzlich kranken- oder rentenversichert,
ist eine arztliche Bescheinigung Uber die Notwendigkeit der MaBnahme vorzulegen.
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8.
Ubergang von
Schadensersatzanspruchen

Ist die Arbeitsunfahigkeit auf ein Ereignis zurlickzufuhren, durch welches der Arbeit-
nehmer Schadensersatzanspriche geltend machen kann (z. B. nach einem Ver-
kehrsunfall, bei Schlagereien oder Uberfallen), geht der Schadensersatzanspruch

in Hohe der Entgeltfortzahlung und der darauf entfallenden Arbeitgeberanteile zur
Sozialversicherung auf den Arbeitgeber tber. Hierzu hat der Arbeitnehmer dem
Arbeitgeber unverziiglich alle notwendigen Angaben zu machen.

Solange der Arbeitnehmer die Angaben tber den Hergang des schadigenden
Ereignisses und die Person des Schadensersatzpflichtigen dem Arbeitgeber nicht
mitgeteilt hat, kann dieser die Entgeltfortzahlung verweigern. Das Leistungsver-
weigerungsrecht kann auch endgiiltig sein, wenn der Arbeitnehmer den Ubergang
des Schadensersatzanspruchs verhindert.
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Bei krankheitsbedingten Arbeitsausféllen haben Arbeitnehmer mit wenigstens
vierwochiger Unternehmenszugehdrigkeit (auch Aushilfen und Teilzeitbeschéaftigte)
Anspruch auf Entgeltfortzahlung fur bis zu sechs Wochen. Um in solchen Fallen ent-
lastet zu sein, haben Unternehmen - sofern die Voraussetzungen fir die Teilnahme
am Ausgleichsverfahren vorliegen — Umlagebetrage zu entrichten und kénnen im
Gegenzug Erstattungsanspriiche geltend machen. Darlber hinaus werden dem
Arbeitgeberim Rahmen des Ausgleichsverfahrens die Aufwendungen flir den
Mutterschutz vollstandig erstattet.

Das Erstattungsverfahren fir Aufwendungen der Arbeitgeber bei Arbeitsunfahigkeit

(U1-Verfahren) bzw. fir Aufwendungen der Arbeitgeber fir Mutterschaftsleistungen
(U2-Verfahren) istim Aufwendungsausgleichsgesetz (AAG) geregelt.

107



2.

Am Erstattungsverfahren fir Aufwendungen bei Arbeitsunféhigkeit (U1-Verfahren)
nehmen Arbeitgeber teil, die regelméaBig nicht mehr als 30 Arbeitnehmer beschéafti-
gen. Wichtig: Ausgeschlossen von einer Teilnahme am Ausgleichsverfahren U1 sind
offentliche Arbeitgeber (u. a. Bund, Lander, Gemeinde, sonstige Kérperschaften,
Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts). Am Erstattungsverfahren flr
Arbeitgeberaufwendungen im Zusammenhang mit Mutterschaftsleistungen (U2-
Verfahren) nehmen grundsatzlich alle Arbeitgeber teil — unabhangig von der Anzahl
ihrer Beschéftigten.

Als Arbeitgeber gilt, wer Uber Ort, Art und Weise der Beschaftigung bestimmt und
das Arbeitsentgelt zahlt. Bei Leiharbeitnehmern ist der Verleiher Arbeitgeber. Wer
Arbeitnehmer im Privathaushalt beschaftigt, gilt ebenfalls als Arbeitgeber.

Hat ein Arbeitgeber (naturliche Person) mehrere Betriebe, dannist die Frage, ob er
am Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen teilnimmt, einheitlich fr alle Betriebe
zu beurteilen. Das geschiehtin der Weise, dass die Zahl der in den einzelnen Betrie-
ben beschaftigten Arbeitnehmer zusammengerechnet wird. Auf wie viele Betriebe
sich die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen verteilen, ist unerheblich. Dabei sind
auch die im Haushalt des Arbeitgebers tatigen Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin-
nen zu bertcksichtigen. Bei juristischen Personen ist dagegen unabhangig davon,
ob sie gegebenenfalls einem Konzern angehdren, eine eigenstandige Beurteilung
erforderlich.

Jeweils zu Beginn eines Jahres, bei (Wieder-)Er6ffnung eines Betriebes oder bei

erstmaliger Einstellung von Arbeitnehmern muss durch den Arbeitgeber festgestellt
werden, ob er am Ausgleichsverfahren U1 teilnimmt.
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Beteiligte Arbeitgeber

Die Teilnahme am Ausgleichsverfahren ist Pflicht, sofern die Voraussetzungen
erfullt werden. Flr das Kalenderjahr 2023 sind die Verhaltnisse des Jahres 2022
maBgeblich.

Hat der Betrieb im ganzen Kalenderjahr 2022 bestanden, besteht Umlagepflicht zur
U1, wenn mindestens acht Kalendermonate nicht mehr als 30 Arbeithehmer be-
schaftigt wurden. Dabei ist von der Zahl der Arbeitnehmer jeweils am Ersten des
Monats auszugehen.

Hat der Betrieb nicht im ganzen Kalenderjahr 2022 bestanden, bestehtim Jahr 2023
Umlagepflicht zur U1, wenn in mehr als der Halfte der Monate (jeweils am Monatsers-
ten) nicht mehr als 30 Arbeitnehmer beschaftigt wurden.

Bei einer Betriebserdffnung im Jahr 2023 ist gewissenhaft zu schatzen, ob in mehr
als der Halfte der Monate bis zum Jahresende die Grenze von 30 Arbeitnehmern
Uberschritten wird. Die danach getroffene Entscheidung bleibt auch dann maB3ge-
bend, wenn spéter die tatsachlichen Verhaltnisse von der Schatzung abweichen.

Bei der Prufung, ob der Arbeitgeber nicht mehr als 30 Arbeitnehmer beschéaftigt, ist
von der Gesamtzahl der im Betrieb tatsachlich beschaftigten Arbeitnehmerinnen

und Arbeitnehmer auszugehen. Dies bedeutet, dass bei der Feststellung der Arbeit-
nehmerzahl grundsatzlich alle Arbeitnehmer des Betriebes zu bertcksichtigen sind.

Dabeiist auf den arbeitsrechtlichen Begriff des Arbeitnehmers abzustellen. Grund
daflrist, dass das Verfahren nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz auf arbeits-
rechtlichen Verpflichtungen des Arbeitgebers basiert, die aus dem Entgeltfortzah-
lungsgesetz bzw. dem Mutterschutzgesetz resultieren.

Fur die Feststellung, ob bis zu 30 Arbeitnehmer regelmaBig beschaftigt werden, sieht
das AAG allerdings Einschrankungen vor. MaB3geblich sind zunachst nur die Arbeit-
nehmer, die tatsachlich im Betrieb beschéftigt sind. Arbeitnehmer, die freiwilligen
Wehrdienst oder Bundesfreiwilligendienst leisten, sich in Elternzeit befinden, Aus-
zubildende (hierzu gehéren auch Praktikanten und Volontére), Schwerbehinderte,
Hausgewerbetreibende und Heimarbeiter sowie Vorruhestandsgeldbezieher sind
ebenso nicht zu bertcksichtigen wie Arbeitnehmer in Altersteilzeit wahrend einer
Freistellungsphase oder Arbeitnehmer wéhrend einer voll in Anspruch genommenen
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Beteiligte Arbeitgeber

Pflegezeit. Bei teilweiser Inanspruchnahme der Pflegezeit sind die fir Teilzeit-
beschaftigte maBgeblichen Wochenstunden zu beachten.

Teilzeitbeschaftigte werden, entsprechend ihrer Arbeitszeit, nicht in vollem Umfang
gezahlt (s. nachstehende Tabelle).

Ubersicht der Arbeitnehmer im Sinne des AAG:

Arbeitnehmer Werden nicht Werden
beriicksichtigt | beriicksichtigt
zu

Vollzeitbeschéftigte 100 %

Teilzeitbeschéftigte

* bis 10 Stunden wéchentlich 25 %

* mehr als 10 Stunden bis 20 Stunden 50 %
wdchentlich

* mehr als 20 Stunden bis 30 Stunden 75 %
wdchentlich

A beltsbasshaffungamatinaho 100

Unstandig Beschéftigte 100 %

Arbeitnehmer in Elternzeit X

Azubis, Praktikanten, Volontare X

Bundesfreiwilligendienst/freiwilliger

Wehrdienst X

Heimarbeiter, Hausgewerbetreibende X

Schwerbehinderte X

Vorruhestandsgeldbezieher X

110



Die Umlagebetrage fir die U1 und die U2 werden nach den gleichen Grundséatzen
wie der Gesamtsozialversicherungsbeitrag berechnet. Dabei ist das Arbeitsentgelt
im Sinne der Sozialversicherung (ohne einmalig gezahltes Arbeitsentgelt) aller im
Betrieb beschéaftigten Arbeitnehmer und Auszubildenden bis zur Hoéhe der Beitrags-
bemessungsgrenze (BBG) der gesetzlichen Rentenversicherung zu berutcksichtigen.
Beirentenversicherungsfreien oder von der Rentenversicherungspflicht befreiten
Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen ist das Arbeitsentgelt maBgebend, nach
dem die Rentenversicherungsbeitrage im Falle des Bestehens von Rentenversiche-
rungspflicht zu berechnen waren.

Die Koppelung an die Bemessungsgrundlage fiir die Rentenversicherungsbeitrage
bedeutet, dass fur die Berechnung der Umlage nur solche Bezlige herangezogen
werden kénnen, die Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversicherung darstellen. Ver-
gutungen, die nicht zum Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversicherung gehéren,
bleiben mithin bei der Berechnung der Umlage auBer Ansatz.

In der U1 bleibt das Arbeitsentgelt bei Arbeitnehmern mit einem Zeitarbeitsvertrag
bis zu vier Wochen auBer Ansatz, da fur sie keine gesetzliche Entgeltfortzahlung
anfallt.

Dagegenist die Umlage vom Arbeitsentgelt der Arbeithnehmer zu berechnen, deren
Beschaftigungsverhaltnis von vornherein auf langer als vier Wochen befristet oder
unbefristet angelegtist, und bei denen das Beschaftigungsverhaltnis —aus welchen
Grinden ist dabei unerheblich — vor Ablauf von vier Wochen nach Beschaftigungs-
aufnahme endet.

Zudem ist die Umlage aus dem Arbeitsentgelt der kurzfristig beschéaftigten Arbeit-

nehmer zu erheben, wenn sie mehr als vier Wochen beschéftigt sind, unabhangig
davon, ob Versicherungspflicht oder Versicherungsfreiheit vorliegt.
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Berechnung der Umlagebetrage

Die Berechnung der Umlagebetrage erfolgt unter Berlcksichtigung der sozialver-
sicherungspflichtigen Tage (SV-Tage) und der Beitragsbemessungsgrenze zur
Rentenversicherung. So bleiben beispielsweise Zeiten des Krankengeldbezugs als
beitragsfreie Zeiten unbericksichtigt.

Zuschiisse des Arbeitgebers zum Krankengeld, Verletztengeld, Ubergangsgeld
oder Krankentagegeld und sonstige Einnahmen aus einer Beschaftigung, die flr die
Zeit des Bezuges von Krankengeld, Krankentagegeld, Versorgungskrankengeld,
Verletztengeld, Ubergangsgeld oder Mutterschaftsgeld oder wahrend einer Eltern-
zeit weiter erzielt werden, gelten nicht als beitragspflichtiges Arbeitsentgelt, sofern
die Einnahmen zusammen mit den Sozialleistungen das Nettoarbeitsentgelt nicht
um mehr als 50,00 Euro im Monat Gberschreiten. Soweit hiernach beitragspflichtige
Einnahmen vorliegen, sind diese ebenfalls umlagepflichtig.

Die Umlagesatze fir U1 und U2 werden getrennt festgesetzt. Die Hohe des Umlage-
satzes wird von den Arbeitgebervertretern im Verwaltungsrat der Krankenkassen
bestimmt und in der Satzung festgeschrieben.

Die Umlagebetrage werden im Beitragsnachweis unter den Beitragsgruppen U1 bzw.
U2 aufgefliihrt und zusammen mit dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag (bzw. bei
geringfligig Beschaftigten mit den Pauschalbetrédgen) abgefihrt.
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Erstattungsfahig ist das fortgezahlte Arbeitsentgelt nach dem Entgeltfortzahlungs-
gesetz (EFZG), also die Entgeltfortzahlung bis zur Dauer von sechs Wochen. Ist tarif-
oder arbeitsvertraglich dartber hinausgehend Arbeitsentgelt gezahlt worden, ist
dieses nicht erstattungsfahig. Erstattungsfahig sind zuséatzlich die auf die Entgelt-
fortzahlung entfallenden Sozialversicherungsbeitrdge sowie die Beitragszuschusse
zur Kranken- und Pflegeversicherung bei nicht pflichtversicherten Arbeitnehmern.
Erstattungsféahig ist auch der Arbeitgeberanteil zu einer berufsstandischen Versor-
gungseinrichtung oder zur betrieblichen Altersvorsorge.

Der gesetzlich vorgegebene Erstattungssatz betragt 80 %. Allerdings kann die

Hohe der Erstattung durch die Ausgleichskasse bei den Krankenkassen einge-

schrankt werden; hier sind die jeweiligen Kassensatzungen zu beachten.

Denkbar sind hierbei

* eine Senkung des Erstattungssatzes, wobei auch unterschiedliche Erstat-
tungssatze angeboten werden kdnnen (40 % dirfen jedoch nicht unterschritten

werden),

* die Begrenzung des erstattungsfahigen Arbeitsentgelts auf die BBG der Renten-
versicherung,

* eine Kirzung oder der Ausschluss der Erstattung der Arbeitgeberanteile zur
Sozialversicherung.
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Erstattung der Aufwendungen

Arbeitsunféahigkeit eines Arbeitnehmers 16.06. bis 26.06.2023
Tagliche Arbeitszeit (Montag bis Freitag) 8 Stunden
Stundenlohn 15,00 Euro

Zusatzlich: Vermogenswirksame Leistungen (VL) — kalendertaglich 1,20 Euro

Berechnung Entgeltfortzahlung:

16.06. bis 26.06.2023 (7 Arbeitstage a 8 Stunden): 56 Stunden
56 Stunden x 15,00 Euro: 840,00 Euro
VL 16.06. bis 26.06.2023: 11 Kalendertage x 1,20 Euro = 13,20 Euro
Summe Entgeltfortzahlung: 853,20 Euro

Berechnung Erstattung U1:
80 % (Erstattungssatz) x 853,20 Euro (Entgeltfortzahlung) = 682,56 Euro

Hinweis: Das bei krankheitsbedingter Einstellung der Arbeitsleistung im Laufe eines
Arbeitstages bzw. einer Arbeitsschicht (weiter) gezahlte Arbeitsentgelt (fir die aus-
gefallenen Arbeitsstunden dieses Tages bzw. dieser Schicht) stellt nach herrschen-
der Rechtsmeinung keine Entgeltfortzahlung im Sinne des EFZG dar. Aus diesem
Grunde ist es nach den Regelungen des AAG nicht erstattungsfahig. Ein Ausgleich
der Arbeitgeberaufwendungen fur Entgeltfortzahlung erfolgt frihestens ab dem
Folgetag fir die weitere Zeit der Entgeltfortzahlung wegen Arbeitsunfahigkeit bis
zur Dauer von sechs Wochen.

Wahrend der Schutzfristen, sechs Wochen vor und acht (bei Friih- und Mehrlings-
geburten oder arztlich festgestellter Behinderung des Kindes zwdlf) Wochen nach
der Entbindung, zahlt die Krankenkasse in der Regel Mutterschaftsgeld bis zu einem
Betrag von 13,00 Euro taglich. Frauen, die nicht gesetzlich krankenversichert sind,
erhalten Mutterschaftsgeld vom Bundesversicherungsamt bis zu einem Gesamtbe-
trag von 210,00 Euro. Zum Mutterschaftsgeld hat der Arbeitgeber einen Zuschuss
bis zur H6he des Nettoentgelts zu zahlen. Dabei wird aber immer von einem Mutter-
schaftsgeld von 13,00 Euro taglich ausgegangen. Dieser Zuschuss ist in voller Hohe
zu erstatten.
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Erstattung der Aufwendungen

Schutzfrist einer Arbeitnehmerin 07.02. bis 16.05.2023

Monatsgehalt 2.450,00 Euro brutto
1.592,50 Euro netto

Die Krankenkasse zahlt ein kalendertagliches Mutterschaftsgeld von 13,00 Euro.

Berechnung des Zuschusses zum Mutterschaftsgeld:

Kalendertagliches Nettogehalt: 1.592,50 Euro: 30 = 53,08 Euro
Kalendertaglicher Zuschuss:

53,08 Euro — 13,00 Euro Mutterschaftsgeld = 40,08 Euro
Zuschuss vom 07.02. bis 16.05.2023:

99 Kalendertage x 40,08 Euro = 3.967,92 Euro

Der Zuschuss des Arbeitgebers zum Mutterschaftsgeld in Hohe von
3.967,92 Euroistin voller H6he zu erstatten.

Erstattungsfahig ist auch die Entgeltfortzahlung, die der Arbeitgeber wéahrend der
nach dem Mutterschutzgesetz bestehenden Beschaftigungsverbote leisten muss.

Die darauf entfallenden Arbeitgeberbeitrage und die Beitragszuschisse zur
Kranken- und Pflegeversicherung bei nicht pflichtversicherten Arbeitnehmern und
der Arbeitgeberanteil zu einer berufsstandischen Versorgungseinrichtung sind
ebenfalls erstattungsfahig.

Auch diese Leistungen des Arbeitgebers werden zu 100 % erstattet. Aber: Bei den
Arbeitgeberbeitragsanteilen ist statt der Erstattung in tatsachlicher Héhe auch eine
pauschale Erstattungsregelung tber die Kassensatzung moglich.

Solange der Arbeitgeber die erforderlichen Angaben zur Feststellung der Umlage-
pflicht nicht macht, kann die Krankenkasse den Erstattungsanspruch versagen.
Macht der Arbeitgeber diese Angaben nachtréglich, so ist die Erstattung durchzu-
fhren, soweit der Anspruch nicht verjahrt ist. Gleichzeitig kann die Krankenkasse
Erstattungen zurtickfordern, wenn der Arbeitgeber schuldhaft falsche oder unvoll-
standige Angaben gemacht hat. Eine Rickforderung ist auch méglich, wenn der
Arbeitgeber eine Erstattung erhalten hat, obwohl er wusste oder wissen musste,
dass der Erstattungsanspruch nicht besteht.
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5.
Maschinelles
Antragsverfahren

Arbeitgeber haben ihre Antrage auf Erstattung nach dem AAG ausschlieBlich durch
gesicherte und verschlisselte Datenfernibertragung aus systemgeprtften Pro-
grammen oder mittels maschineller Ausfullhilfe (z. B. sv.net) an die Datenannahme-
stelle der flr die Erstattung zustéandigen Einzugsstelle (s. Punkt 6) zu Gbermitteln.

Die Datenannahmestelle bestatigt dem Absender des Erstattungsantrags die Daten-
annahme. AnschlieBend werden die Daten auf Plausibilitat geprift. Fur fehlerfreie
Verarbeitungen erhalt der Absender eine elektronische Verarbeitungsbestatigung.
Die Daten gelten damit als dem Adressaten zugegangen. Ist die Datenlieferung
allerdings fehlerhaft, wird diese von der Datenannahmestelle maschinell zurlickge-
wiesen.

5.1. Elektronische Ruckmeldung durch die Krankenkasse

Die Krankenkassen teilt den Arbeitgebern Abweichungen zwischen dem urspringlich
beantragten Erstattungsbetrag und dem von den Krankenkassen festgestellten
Erstattungsbetrag und die Griinde hierfir durch gesicherte und verschliisselte
Datenubertragung mit. Die maschinelle Rlickmeldung erfolgt auch dann, wenn dem
Antrag im vollen Umfang entsprochen wurde oder dem Antrag vollstandig nicht
entsprochen werden kann.
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0.
Krankenkassenzustandigkeit

Alle Krankenkassen (mit Ausnahme der landwirtschaftlichen Krankenkassen) fiihren
das Ausgleichsverfahren sowohl fir U1 als auch flir U2 durch. Zusténdig ist die
Krankenkasse, bei der der Arbeitnehmer versichertist. Ist der Arbeitnehmer nicht
gesetzlich krankenversichert, ist die Krankenkasse zustandig, zu der der Arbeit-
geber die Beitrage zur Renten- und Arbeitslosenversicherung fir den betreffenden
Arbeitnehmer abflhrt.

Sofern sich eine Zusténdigkeit hierdurch nicht ergibt, sowie bei Mitgliedern einer
landwirtschaftlichen Krankenkasse kann der Arbeitgeber eine Krankenkasse frei
wéhlen.

Eine Besonderheit gilt fur alle geringfligig Beschaftigten. Flr diesen Personenkreis

istimmer die Minijob-Zentrale bei der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-
Bahn-See zustandig.
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Meldungen




1.
Allgemeines

Meldungen missen vom Arbeitgeber erstattet werden, wenn die Arbeitnehmer ein
Beschaftigungsverhaltnis beginnen oder beenden, wenn es geéndert oder unter-
brochen wird oder wenn es Uber das Jahresende hinaus fortbesteht. Der Arbeitge-
ber muss fehlerhaft abgegebene Meldungen stornieren und ggf. durch neue erset-
zen. AuBerdem hat der Arbeitgeber jeden geringfligig Beschaftigten zu melden.
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2.
Inhalt der Meldung
zur Sozialversicherung

2.1. Versicherungsnummer

Die Versicherungsnummer ist ein aus Buchstaben und Ziffern bestehendes
Ordnungskriterium zur Identifikation von versicherten Personen und wird von

der Deutschen Rentenversicherung (DRV) vergeben.

Die Versicherungsnummer hat folgenden Aufbau:

1. Bereichsnummer der Rentenversicherungstrager — 2 Stellen

2. Geburtsdatum (Tag, Monat, Jahr) — 6 Stellen

3. Anfangsbuchstabe des Geburtsnamens — 1 Stelle

4. Seriennummer -2 Stellen

5. Prifziffer—1 Stelle

In der Vergangenheit war dem Arbeitgeber bei Beschaftigungsaufnahme der SV-
Ausweis (mit Versicherungsnummer) vorzulegen. Daneben existiert bereits seit
2016 ein elektronisches Abrufverfahren, Uber das Arbeitgeber die Versicherungs-
nummer direkt bei der DSRV (Datenstelle der Rentenversicherung) abrufen kénnen.
Dieses elektronische Abrufverfahren hat sich in der betrieblichen Praxis bewahrt
und ist daher zum 01.01.2023 verpflichtend geworden fiir den Fall, dass die Arbeit-

nehmer ihre Versicherungsnummer nicht selbst mitteilen. Gleichzeitig ist die
Vorlagepflicht des SV-Ausweises entfallen.
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Inhalt der Meldung zur Sozialversicherung

Betriebe bendtigen zur Meldung der beiihnen beschéftigten Arbeitnehmer an die
Sozialversicherung eine Betriebsnummer. Spatestens mit der Einstellung des ersten
Beschaftigten (geringfligig oder sozialversicherungspflichtig Beschaftigte) ist eine
solche Betriebsnummer erforderlich.

2.2.1. Antrag

Sofern der Arbeitgeber fur den Betrieb, in dem die Beschaftigung ausgelibt wird,
noch keine Betriebsnummer erhalten hat, muss diese beim Betriebsnummern-Ser-
vice der Bundesagentur fiir Arbeit beantragt werden.

Seit 2017 vergibt der Betriebsnummern-Service der Bundesagentur fur Arbeit die
Betriebsnummer auf Grundlage eines elektronischen Antrags. Dieser steht online
unter www.arbeitsagentur.de zur Verfigung.

Die Betriebsnummer kann entweder durch den Arbeitgeber selbst oder z. B.durch
seinen Steuerberater beantragt werden.

2.2.2. Beschaftigungsbetriebe

Arbeitgeber, die mehrere Beschéaftigungsbetriebe unterhalten und denen vom
Betriebsnummern-Service fur die verschiedenen Beschaftigungsbetriebe separate
Betriebsnummern zugeteilt wurden, miissen im Meldeverfahren die Betriebsnum-
mer des Beschaftigungsbetriebs angeben, in dem der Arbeitnehmer tatsachlich
beschéaftigt wird.

2.2.3. Anderung der Betriebsdaten

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, dem Betriebsnummern-Service Anderungen der
Betriebsdaten mitzuteilen. Hierzu zahlen die Anschrift, die Wirtschaftsklasse, die
Betriebsbezeichnung, der Ansprechpartner oder auch evtl. BetriebsschlieBungen.
Dies erfolgt im Rahmen eines maschinellen Meldeverfahrens zur Mitteilung von
Anderungen der Betriebsdaten.
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Inhalt der Meldung zur Sozialversicherung

2.3. Personengruppen

Die dreistelligen Personengruppenschliissel ermdglichen die Dokumentation von
Besonderheiten in der Beschéaftigung bzw. der Zugehorigkeit zu einer bestimmten
Versichertengruppe. So haben beispielsweise Auszubildende oder Werkstudenten
eigene Personengruppenschlussel.

Fur sozialversicherungspflichtige Beschaftigte ohne besondere Merkmale ist
grundsatzlich der Personengruppenschliissel 101 zu verwenden. Weist das Be-
schaftigungsverhaltnis allerdings Besonderheiten auf, ist der entsprechend gultige
Personengruppenschliissel geméaB der nachfolgenden Ubersicht in der Meldung zur
Sozialversicherung anzuwenden.

Schliisselzahlen fiir Personengruppen in den Meldungen nach der DEUV

Meldungen der Arbeitgeber

Personen-
m Beschreibung der Personengruppe

101 Sozialversi- Beschéftigte, die kranken-, pflege-, renten- oder ar-
cherungs- beitslosenversicherungspflichtig sind sowie Beschéaf-
pflichtig tigte, fur die Beitragsanteile zur Renten- oder Arbeits-
Beschaf- losenversicherung zu zahlen sind, sofern sie nicht den
tigte ohne  nachfolgenden Personengruppen zugeordnet werden
besondere koénnen.

Merkmale
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102

Auszu-
bildende
ohne
besondere
Merkmale

Inhalt der Meldung zur Sozialversicherung

Auszubildende sind Personen, die auf Grund eines
Ausbildungsvertrages nach dem Berufsbildungs-
gesetz eine betriebliche Berufsausbildung in einem
anerkannten Ausbildungsberuf durchlaufen.

Berufsausbildung ist die Ausbildung im Rahmen rechts-
verbindlicher Ausbildungsrichtlinien fiir einen staatlich
anerkannten Ausbildungsberuf. Darliber hinaus ist
Berufsausbildung auch die Ausbildung fur einen Beruf,
fur den es zwar noch keine rechtsverbindlichen Aus-
bildungsrichtlinien gibt, die vorgesehene Ausbildung
jedoch Ublich und allgemein anerkannt ist.

Sind fur die Ausbildung Ausbildungsvertrage abge-
schlossen und von der zusténdigen Stelle oder der
Handwerkskammer in das Verzeichnis der Ausbil-
dungsverhaltnisse eingetragen worden, ist von einer
Berufsausbildung auszugehen. Ist ein schriftlicher
Ausbildungsvertrag nicht abgeschlossen, kommt es
auf die tatséchliche Gestaltung des Ausbildungsver-
haltnisses und die Umstande des Einzelfalles an.

Unbeachtlich fur die Annahme einer Berufsausbildung
ist, ob die Ausbildung abgeschlossen beziehungsweise
ein formeller Abschluss Gberhaupt vorgesehen ist.

Rentenversicherungspflichtige Praktikanten sind mit
dem Personengruppenschlissel 105 zu melden.

Auszubildende, deren Arbeitsentgelt die Geringverdie-
nergrenze nach § 20 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 SGB

IV nicht Ubersteigt, sind mit dem Personengruppen-
schlissel 121 zu melden. Dies gilt nicht fir Auszubil-
dende ohne Arbeitsentgelt.

Auszubildende in einer auBerbetrieblichen Einrichtung
sind mit dem Personengruppenschlissel 122 zu melden.

Bei Meldungen fur behinderte Menschen, die in einer
anerkannten Werkstatt fur behinderte Menschenim
Eingangsverfahren oder im Berufsbildungsbereich
tatig sind, ist der Personengruppenschlissel 107 zu
verwenden.
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103

Inhalt der Meldung zur Sozialversicherung

Beschéftig- Beschéftigter in Altersteilzeit ist, wer das 55. Lebens-
tein Alters- jahr vollendet hat, nach dem 14.02.1996 auf Grund

teilzeit

einer Vereinbarung mit seinem Arbeitgeber, die sich
zumindest auf die Zeit bis zu einem Altersrentenan-
spruch erstrecken muss, seine Arbeitszeit auf die
Halfte der bisherigen wochentlichen Arbeitszeit
vermindert hat und versicherungspflichtig im Sinne
des SGB Il ist (Altersteilzeitarbeit) und innerhalb der
letzten funf Jahre vor Beginn der Altersteilzeitarbeit
mindestens 1080 Kalendertage in einer die Beitrags-
pflicht begrindenden Beschaftigung im Sinne des § 25
SGB lll gestanden hat beziehungsweise Anspruch auf
Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, Arbeitslosengeld Il
hatte beziehungsweise Versicherungspflicht nach § 26
Absatz 2 SGB lll vorlag. AuBerdem muss der Arbeitge-
ber das Arbeitsentgelt fir die Altersteilzeitarbeit um
mindestens 20 von Hundert dieses Arbeitsentgelts,
jedoch mindestens auf 70 von Hundert des um die bei
dem Arbeitnehmer gewdhnlich anfallenden gesetzlichen
Abzlige verminderten bisherigen Arbeitsentgelts auf-
stocken und fir den Arbeitnehmer zusatzlich Beitrage
zur gesetzlichen Rentenversicherung mindestens in
Hohe des Beitrags zahlen, der auf den Unterschieds-
betrag zwischen 90 von Hundert des Vollzeitarbeits-
entgelts und dem Arbeitsentgelt aus der Altersteilzeit-
arbeit entfallt (§8 2 und 3 Altersteilzeitgesetz).

Bei Beginn der Altersteilzeitarbeit seit dem 01.07.2004
muss der Arbeitgeber das Arbeitsentgelt fur die
Altersteilzeitarbeit um mindestens 20 von Hundert des
Regelarbeitsentgelts aufstocken und flr den Arbeit-
nehmer zuséatzliche Beitrage zur gesetzlichen Renten-
versicherung mindestens in Héhe des Betrags zahlen,
der sich aus 80 von Hundert des Regelarbeitsentgelts,
begrenzt auf 90 von Hundert der Beitragsbemes-
sungsgrenze, ergibt.
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104 Haus-
gewerbe-
treibende

105 Praktikan-
ten

106 Werk-
studenten

Inhalt der Meldung zur Sozialversicherung

Hausgewerbetreibender ist, wer in eigener Arbeits-
statte im Auftrag und fir Rechnung von Gewerbetrei-
benden, gemeinnitzigen Unternehmen oder 6ffentlich-
rechtlichen Kérperschaften arbeitet, auch wenn er Roh-
oder Hilfsstoffe selbst beschafft oder vorubergehend
fur eigene Rechnung tatig ist (§ 12 Absatz 1 SGB V).

Praktikanten sind Personen, die eine in Studien- oder
Prifungsordnungen vorgeschriebene berufspraktische
Tatigkeitim Rahmen eines rentenversicherungspflichti-
gen Vor- oder Nachpraktikums verrichten.

Praktikanten, deren Arbeitsentgelt die Geringverdiener-
grenze nach § 20 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 SGB IV
nicht Gibersteigt, sind mit dem Personengruppen-
schlissel 121 zu melden.

Praktikanten, die ein vorgeschriebenes Zwischenprak-
tikum absolvieren, sind ausschlieBlich in der Unfallver-
sicherung versicherungspflichtig und daher mit dem
Personengruppenschlissel 190 zu melden.

Werkstudenten sind Personen, die in der vorlesungs-
freien Zeit und/oder der Vorlesungszeit eine Beschaf-
tigung ausuben und darin in der Kranken-, Pflege- und
Arbeitslosenversicherung versicherungsfrei, jedoch in
der Rentenversicherung versicherungspflichtig sind.
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107

108

Behinderte
Menschen
inaner-
kannten
Werkstat-
ten oder
gleichar-
tigen Ein-
richtungen

Bezieher
von
Vorruhe-
standsgeld

Inhalt der Meldung zur Sozialversicherung

— Korperlich, geistig oder seelisch behinderte Men-
schen, die in nach dem SGB IX anerkannten Werk-
statten fir behinderte Menschen oder in nach dem
Blindenwarenvertriebsgesetz anerkannten Blinden-
werkstatten oder fir diese Einrichtungen in Heim-
arbeit tatig sind (§ 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a
SGB VI, § 5 Absatz 1 Nummer 7 SGBV, § 20 Absatz
1 Satz 2 Nummer 7 in Verbindung mit Satz 1 SGB XI)
und

— Korperlich, geistig oder seelisch behinderte Men-
schen, die in Anstalten, Heimen oder gleichartigen
Einrichtungen tatig sind (§ 1 Satz 1 Nummer 2 Buch-
stabe b SGB VI, § 5 Absatz 1 Nummer 8 SGBV, § 20
Absatz 1 Satz 2 Nummer 8 in Verbindung mit Satz 1
SGB XI).

Der Personengruppenschlissel 107 ist auch bei Mel-
dungen flr behinderte Menschen zu verwenden, die in
einer anerkannten Werkstatt fir behinderte Menschen
im Eingangsverfahren oder im Berufsbildungsbereich
tatig sind.

Vorruhestandsgeldbezieher unterliegen dann der
Kranken-, Pflege- und Rentenversicherungspflicht,
wenn nach dem ubereinstimmenden Willen der Ver-
tragspartner mit der Vorruhestandsvereinbarung das
Ausscheiden des Arbeitnehmers aus dem Erwerbsle-
ben erfolgt, d. h. die Parteien dartber einig sind, dass
das bisherige Arbeitsverhaltnis beendet und kein neu-
es Arbeitsverhaltnis (bei einem anderen Arbeitgeber)
aufgenommen wird. Im Ubrigen wird fiir die Versiche-
rungspflicht vorausgesetzt, dass das Vorruhestands-
geld bis zum friihestmdglichen Beginn der Altersrente
oder ahnlicher Bezuige 6ffentlich-rechtlicher Art oder,
wenn keine dieser Leistungen beansprucht werden
kann, bis zum Ablauf des Kalendermonats gewahrt
wird, in dem der ausgeschiedene Arbeitnehmer das 65.
Lebensjahr vollendet (§ 5 Absatz3 SGB V, § 3 Satz 1
Nummer 4 SGB VI).
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109

Gering-
fugig
entlohnte
Beschaftig-
tenach§8
Absatz 1
Nummer 1
SGB IV

Inhalt der Meldung zur Sozialversicherung

Eine geringfligig entlohnte Beschaftigung liegt vor,
wenn das Arbeitsentgelt regelmaBig im Monat einen
Betrag von 450,00 EUR (bis 31.12.2012 400,00 EUR)
nicht Gbersteigt (§ 8 Absatz 1 Nummer 1 SGB V). Wird
die Arbeitsentgeltgrenze durch die Zusammenrech-
nung mehrerer geringfligig entlohnter Beschaftigun-
gen beziehungsweise mehr als einer geringfligig ent-
lohnten Beschéaftigung mit einer nicht geringfligigen
Beschaftigung Uberschritten, liegt keine geringfligige
Beschaftigung mehr vor, so dass grundsatzlich der
Personengruppenschliissel 101 zu verwenden ist.

Beschaftigungen, die vor dem 01.01.2013 mit einem
Arbeitsentgelt von 400,01 bis 450,00 EUR aufgenom-
men wurden, bleiben bis zum 31.12.2014 grundsétzlich
versicherungspflichtig und sind mit Personengruppen-
schlissel 101 zu melden. Ab dem 01.01.2015 entfallt
diese Ubergangsregelung.

Bei geringfligigen Beschaftigungen, die vor dem
01.01.2013 aufgenommen wurden, ist auch bei Verzicht
auf die Rentenversicherungsfreiheit der Personen-
gruppenschlissel 109 zu verwenden.

Fir Auszubildende und Personen, die ein freiwilliges
soziales, ein freiwilliges 6kologisches Jahr oder einen
Bundesfreiwilligendienst leisten, gelten die besonde-
ren Vorschriften fur geringfugig Beschéftigte nicht.

Dariiber hinausgehende Besonderheiten, die im Rah-
men des Meldeverfahrens zu berlcksichtigen sind,
kdnnen den Richtlinien fiir die versicherungsrechtli-
che Beurteilung von geringfligigen Beschéaftigungen
(Geringfugigkeits-Richtlinien) in der jeweils gultigen
Fassung entnommen werden.
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110

111

Kurzfristig
Beschaftig-
tenach§8
Absatz 1
Nummer 2
SGB IV

Personen
in Einrich-
tungen der
Jugend-
hilfe,
Berufs-
bildungs-
werken
oder
ahnlichen
Einrich-
tungen far
behinderte
Menschen

Inhalt der Meldung zur Sozialversicherung

Eine kurzfristige Beschaftigung liegt vor, wenn die
Beschéftigung innerhalb eines Kalenderjahres auf
l&ngstens drei Monate oder 70 Arbeitstage nach

ihrer Eigenart begrenzt zu sein pflegt oder im Voraus
vertraglich begrenztist, es sei denn, dass die Beschaf-
tigung berufsmaBig ausgelbt wird und ihr Entgelt 450
Euro im Monat Gbersteigt (§ 8 Absatz 1 Nummer 2 SGB
IV). Eine kurzfristige Beschéaftigung liegt auch dann
vor, wenn gleichzeitig die Kriterien einer geringfuigig
entlohnten Beschaftigung erfullt sind.

— Personen, die in Einrichtungen der Jugendhilfe
fur eine Erwerbstatigkeit befahigt werden sollen
(8 1 Satz 1 Nummer 3 SGB VI, § 26 Absatz 1
Nummer 1 SGBIIl, § 5 Absatz 1 Nummer 5 SGBV,
§ 20 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 in Verbindung mit
Satz 1 SGB XI) und

— Personen, die in Berufsbildungswerken oder ahnli-
chen Einrichtungen fur behinderte Menschen (§ 35
SGB IX) fir eine Erwerbstéatigkeit befahigt werden
sollen (8§ 1 Satz 1 Nummer 3 SGB VI, § 26 Absatz 1
Nummer 1 SGB III)

Fir Personen, die in Berufsbildungswerken oder
ahnlichen Einrichtungen fur behinderte Menschen

(8 35 SGB IX) fur eine Erwerbstatigkeit beféahigt werden
sollen, besteht Kranken- und Pflegeversicherungs-
pflicht nur, wenn die Befdhigung im Rahmen einer
Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben durch einen
Rehabilitationstrédger im Sinne des § 6 Absatz 1 SGB
IX erfolgt. In diesen Fallen ist der Personengruppen-
schlissel 204 zu verwenden. Bedient sich der Rehabi-
litationstrager fur die Durchfihrung der Leistung zur
Teilhabe am Arbeitsleben der Einrichtung (Berufsbil-
dungswerk oder dhnliche Einrichtung fur behinderte
Menschen), erfolgt die Meldung durch den Trager der
Einrichtung mit Personengruppenschlissel 111.
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112

113

114

116

117

118

Mitar-
beitende
Familienan-
gehorigein
der Land-
wirtschaft

Nebener-
werbsland-
wirte

Nebener-
werbsland-
wirte -
saisonal
beschaftigt

Ausgleichs-
geld-
empfénger
nach dem
FELEG

Nicht
berufs-
maBig
unstandig
Beschaf-
tigte
Berufs-
maBig
unstandig
Beschaf-
tigte

Inhalt der Meldung zur Sozialversicherung

Mitarbeitende Familienangehdrige in der Landwirt-
schaft sind Verwandte bis zum dritten Grad und Ver-
schwagerte bis zum zweiten Grad sowie Pflegekinder
eines landwirtschaftlichen Unternehmers oder seines
Ehegatten. Der in einem abhangigen Beschaftigungs-
verhaltnis stehende Ehegatte eines landwirtschaftli-
chen Unternehmers gilt als mitarbeitender Familienan-
gehoriger (ohne Auszubildende).

Nebenerwerbslandwirte sind Personen, die ein land-
wirtschaftliches Unternehmen bewirtschaften und da-
neben in einer abhangigen Dauerbeschaftigung (nicht
saisonal) auBerhalb der Landwirtschaft stehen.

Es handelt sich um landwirtschaftliche Unternehmer,
die entsprechend ihrem Erscheinungsbild bei der LKK
versichert sind und daneben eine befristete Beschéaf-
tigung ausiiben, deren Dauer voraussichtlich 26
Wochen nicht tiberschreitet.

Es handelt sich um ehemalige landwirtschaftliche
Arbeitnehmer und rentenversicherungspflichtige mit-
arbeitende Familienangehdrige in der Landwirtschaft.

Es handelt sich um Personen, die einer unstandigen
Beschaftigung nicht berufsmaBig nachgehen, in der sie
versicherungspflichtig sind. Unsténdig ist die Beschéfti-
gung, die auf weniger als eine Woche entweder nach der
Natur der Sache befristet zu sein pflegt oder im Voraus
durch den Arbeitsvertrag befristet ist.

Es handelt sich um Personen, die einer unstandigen
Beschaftigung berufsmaBig nachgehen, in der sie versi-
cherungspflichtig sind. Unstandig ist die Beschéftigung,
die auf weniger als eine Woche entweder nach der Natur
der Sache befristet zu sein pflegt oder im Voraus durch
den Arbeitsvertrag befristet ist.
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119 Versiche-
rungsfreie
Altersvoll-
rentner und
Versor-
gungs-
bezieher
wegen
Alters

1207 Versiche-
rungs-
pflichtige
Altersvoll-
rentner
und Ver-
sorgungs-
bezieher
wegen
Alters

Inhalt der Meldung zur Sozialversicherung

Es handelt sich um Personen, die nach Erreichen der
Regelaltersgrenze eine Vollrente wegen Alters aus der
gesetzlichen Rentenversicherung oder eine entspre-
chende Versorgung von einer berufsstandischen
Versorgungseinrichtung oder eine Versorgung nach
beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsatzen
wegen Erreichens einer Altersgrenze beziehen (§ 5
Absatz 4 Nummer 1 und 2 SGB VI) oder vor Erreichen
der Regelaltersgrenze eine Vollrente wegen Alters aus
der gesetzlichen Rentenversicherung beziehen und
aufgrund des Bestandsschutzes versicherungsfrei
bleiben (§ 230 Absatz 9 Satz 1SGB VI).

Es handelt sich um Personen, die

— vor Erreichen der Regelaltersgrenze eine Vollrente
wegen Alters aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung beziehen oder

— nach Erreichen der Regelaltersgrenze eine Vollrente
wegen Alters aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung oder nach beamtenrechtlichen Vorschriften
oder entsprechenden kirchenrechtlichen Regelun-
gen oder nach den Regelungen einer berufsstan-
dischen Versorgungseinrichtung eine Versorgung
wegen Erreichens einer Altersgrenze beziehen und
auf die Versicherungsfreiheit nach § 5 Absatz 4 Satz
2 SGB Vl verzichten oder

— vor Erreichen der Regelaltersgrenze eine Vollrente
wegen Alters aus der gesetzlichen Rentenversi-
cherung beziehen und in einer vor dem 01.01.2017
aufgenommenen Beschaftigung auf die weiterbe-
stehende Versicherungsfreiheit nach § 230 Absatz 9
Satz 2 SGB VI (Bestandsschutzregelung) verzichten.

! Nur fur Meldezeitrdume ab dem 01.01.2017 zulassig.
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121

122

123

Auszu-
bildende,
deren
Arbeits-
entgelt die
Geringver-
diener-
grenze
nach § 20
Absatz
3Satz1
Nummer
1SGBIV
nicht tber-
steigt

Auszu-
bildende

in einer
auBerbe-
trieblichen
Einrichtung

Personen,
die ein frei-
williges so-
ziales, ein
freiwilliges
6kologi-
sches Jahr
oder einen
Bundes-
freiwilli-
gendienst
leisten

Inhalt der Meldung zur Sozialversicherung

Es handelt sich um die zu ihrer Berufsausbildung
beschéaftigten Personen, fir die ihr Arbeitgeber wegen
der niedrigen H6he des Arbeitsentgelts (auf den Monat
bezogen bis zu 325 EUR) verpflichtet ist, den Gesamt-
sozialversicherungsbeitrag allein zu tragen (§ 20
Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 SGB IV). Der Personen-
gruppenschlussel ist selbst dann anzuwenden, wenn
die Geringverdienergrenze infolge einmalig gezahlten
Arbeitsentgelts Gberschritten wird.

Auszubildende ohne Arbeitsentgelt sind mit dem
Personengruppenschlussel 102 zu melden.

Eine auBerbetriebliche Berufsausbildung liegt vor,
wenn die Ausbildung von verselbststéandigten, nicht
einem Betrieb angegliederten Bildungseinrichtungen
durchgefuhrt wird.

Auszubildende, die im Rahmen eines Ausbildungsver-
trages nach dem Berufsbildungsgesetzin einer auBer-
betrieblichen Einrichtung ausgebildet werden, stehen
nach 8 5 Absatz 4a SGBV, § 1 Satz 1 Nummer 3a SGB
VIund § 25 Absatz 1 Satz 2 SGB Il den Beschaftigten
zur Berufsausbildung gleich.

Es handelt sich um die Personen, die ein freiwilliges so-
ziales oder 6kologisches Jahr im Sinne des Gesetzes
zur Férderung von Jugendfreiwilligendiensten (JFDG)
leisten und fur die ihr Arbeitgeber verpflichtet ist, den
Gesamtsozialversicherungsbeitrag allein zu tragen (8§
20 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 SGB V). Personen, die
einen Bundesfreiwilligendienst leisten, sind sozialver-
sicherungsrechtlich dem Personenkreis der Teilneh-
mer an einem freiwilligen sozialen oder freiwilligen
Okologischen Jahr gleichgestellt (§ 13 Absatz 2 Satz 1
Bundesfreiwilligendienstgesetz).
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124

Heimarbei-
ter ohne
Anspruch
auf
Entgeltfort-
zahlungim
Krankheits-
fall

Inhalt der Meldung zur Sozialversicherung

Es handelt sich um Erwerbstatige mit selbst gewahlter
Arbeitsstatte ohne unmittelbare Weisungsgebunden-
heit und ohne Eingliederung in den Betrieb, die im
Auftrag und fir Rechnung von Gewerbetreibenden,
gemeinnutzigen Unternehmen oder 6ffentlich-rechtli-
chen Korperschaften arbeiten; aufgrund ihrer wirt-
schaftlichen Abhangigkeit zum Auftraggeber gelten
sie als abhangig Beschaftige (§ 12 Absatz 2 SGB IV).
Die Meldungen sind entweder vom Arbeitgeber oder,
sofern der Heimarbeiter seinen Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrag zahlt, vom Heimarbeiter zu erstellen
(8§28 m Absatz 2 und 3 SGB IV).

Soweit Heimarbeiter aufgrund tarifvertraglicher
Regelungen einen Anspruch auf Entgeltfortzahlung im
Krankheitsfall haben

(8 10 Absatz 4 Entgeltfortzahlungsgesetz), ist der Per-
sonengruppenschlissel 124 nicht anzuwenden.
Heimarbeiter, die in der Kranken-, Pflege-, Renten-, und
Arbeitslosenversicherung aufgrund einer geringfligigen
Beschaftigung nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 SGB IV
versicherungsfrei sind, werden mit dem Personen-
gruppenschlissel 109 gemeldet.
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127

190

Behinderte
Menschen,
dieim
Anschluss
an eine
Beschaf-
tigungin
einer an-
erkannten
Werkstatt
ineinem
Integrati-
onsprojekt
beschaftigt
sind

Beschaftig-
te, die aus-
schlieBlich
in der ge-
setzlichen
Unfallver-
sicherung
versichert
sind

Inhalt der Meldung zur Sozialversicherung

Es handelt sich um korperlich, geistig oder seelisch
behinderte Menschen, die im Anschluss an eine Be-
schaftigung in einer nach dem Neunten Buch Sozial-
gesetzbuch anerkannten Werkstatt fiir behinderte
Menschen (§ 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a SGB VI,
8§ 5 Absatz 1 Nummer 7 SGB YV, § 20 Absatz 1 Satz 2
Nummer 7 in Verbindung mit Satz 1 SGB XI) in einem
Integrationsprojekt tatig sind.

Integrationsprojekte kdnnen sein (§ 132 Absatz 1
SGB IX):

- Integrationsunternehmen
(rechtlich und wirtschaftlich selbststandige
Unternehmen),

— Integrationsbetriebe
(unternehmensinterne oder von 6ffentlichen
Arbeitgebern geflihrte Betriebe),
- Integrationsabteilungen
(Abteilungen zur Beschéftigung schwerbehinderter
Menschen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt).
Es handelt sich um versicherte Beschaftigte nach
8§ 2 Absatz 1 Nummer 1 Siebtes Buch Sozialgesetz-
buch mit beitragspflichtigem Entgelt.

133



Inhalt der Meldung zur Sozialversicherung

Fur die Dokumentation, zu welchem Anlass eine Meldung zur Sozialversicherung
erstellt und Ubermittelt wird, sind die nachfolgenden Abgabegriinde zu verwenden:

Anmeldungen

10

1

12

13

20

Anmeldung wegen Beginn einer Beschaftigung
Anmeldung wegen Krankenkassenwechsel
Anmeldung wegen Beitragsgruppenwechsel

Anmeldung wegen sonstiger Griinde/Anderungen im Beschaftigungs-
verhaltnis, zum Beispiel

- Anmeldung nach unbezahltem Urlaub oder Streik von langer als einem
Monat nach § 7 Abs. 3 Satz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch
(SGB1V)

- Anmeldung wegen Rechtskreiswechsel ohne Krankenkassenwechsel
- Anmeldung wegen Wechsel des Entgeltabrechnungssystems (optional)

- Anmeldung wegen Anderung des Personengruppenschliissels ohne
Beitragsgruppenwechsel

- Anmeldung wegen Wahrungsumstellung wéhrend eines Kalenderjahres

Sofortmeldung bei Aufnahme einer Beschaftigung nach § 28a Abs. 4 SGB IV

Abmeldungen

30

31

32

33

Abmeldung wegen Ende einer Beschaftigung
Abmeldung wegen Krankenkassenwechsel
Abmeldung wegen Beitragsgruppenwechsel

Abmeldung wegen sonstiger Griinde/Anderungen im Beschaftigungs-
verhaltnis
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34

35

36

40

49

Inhalt der Meldung zur Sozialversicherung

Abmeldung wegen Ende des Fortbestehens eines sozialversicherungs-
rechtlichen Beschéaftigungsverhaltnisses nach § 7 Abs. 3 Satz 1 SGB IV

Abmeldung wegen Arbeitskampf von langer als einem Monat

Abmeldung wegen
- Wechsel des Entgeltabrechnungssystems (optional)

- Wahrungsumstellung wahrend eines Kalenderjahres

Gleichzeitige An- und Abmeldung wegen Ende der Beschaftigung

Abmeldung wegen Tod

Jahresmeldungen/Unterbrechungsmeldungen/sonstige Entgeltmeldungen

50

51

52

53

54

55

56

57

58

92

Jahresmeldung

Unterbrechungsmeldung wegen Bezug von bzw. Anspruch auf
Entgeltersatzleistungen

Unterbrechungsmeldung wegen Elternzeit

Unterbrechungsmeldung wegen gesetzlicher Dienstpflicht oder freiwilli-
gem Wehrdienst

Meldung von einmalig gezahltem Arbeitsentgelt (Sondermeldung)

Meldung von nicht vereinbarungsgemaf verwendetem Wertguthaben
(Storfall)

Meldung des Unterschiedsbetrags bei Entgeltersatzleistungen wéhrend
Altersteilzeitarbeit

Gesonderte Meldung nach § 194 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch
(SGB VI)

GKV-Monatsmeldung

UV-Jahresmeldung
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Inhalt der Meldung zur Sozialversicherung

Meldungen in Insolvenzfillen
70 Jahresmeldung fur freigestellte Arbeitnehmer
71 Meldung des Vortages der Insolvenz/der Freistellung

72 Entgeltmeldung zum rechtlichen Ende der Beschaftigung

Fur statistische Auswertungen der Bundesagentur fir Arbeitistin den Meldungen
zur Sozialversicherung auch die Staatsangehérigkeit anzugeben. Die hierbei einge-
setzten Schllssel orientieren sich an dem in der Staats- und Gebietssystematik des
Statistischen Bundesamtes verwendeten Schllisselverzeichnis.

Die zehn am haufigsten verwendeten Staatsangehdrigkeitsschlissel:

Deutschland deutsch 000 D
Tirkei tarkisch 163 TR
Italien italienisch 137 |
Polen polnisch 152 PL
Griechenland griechisch 134 GR
Kroatien kroatisch 130 HR
Russische Féderation  russisch 160 RUS
Osterreich dsterreichisch 151 A
Syrien syrisch 475 SYR
Ukraine ukrainisch 166 UA

Alle weiteren, hier nicht aufgefiihrten Staatsangehdérigkeitsschliissel finden Sie in
der Anlage 8 zum gemeinsamen Rundschreiben ,Meldeverfahren zur Sozialversi-
cherung” der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung.
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Die Beitragsgruppen sind so zu verschlusseln, dass fur jeden Beschéftigten die
jeweils zutreffende Ziffer in der nachfolgenden Reihenfolge anzugeben ist:

Inhalt der Meldung zur Sozialversicherung

Krankenversicherung

Rentenversicherung

Arbeitslosenversicherung

Pflegeversicherung

Beitrag zur Krankenversicherung

kein Beitrag

allgemeiner Beitrag

erhéhter Beitrag

ermaBigter Beitrag

Beitrag zur landwirtschaftlichen KV
Arbeitgeberbeitrag zur landwirtschaftlichen KV
Pauschalbeitrag flir geringfligig Beschéftigte

Beitrag zur Rentenversicherung

kein Beitrag

voller Beitrag

halber Beitrag

Pauschalbeitrag fur geringfluigig Beschéaftigte

Beitrag zur Arbeitslosenversicherung

kein Beitrag
voller Beitrag

halber Beitrag

o O~ W N
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Inhalt der Meldung zur Sozialversicherung

Beitrag zur Pflegeversicherung

* kein Beitrag 0
e voller Beitrag 1
* halber Beitrag 2

Mit dem Gesetz zur Flexibilisierung des Ubergangs vom Erwerbsleben in den
Ruhestand und zur Starkung von Pravention und Rehabilitation im Erwerbsleben
wurde die Regelung zur Tragung der Beitrdge zur Arbeitslosenversicherung bei
beschaftigten Altersvollrentnern, die die Regelaltersgrenze erreicht haben, erganzt.
Hiernach waren Arbeitgeber von der Zahlung des Arbeitgeberanteils (Beitragsgrup-
pe 2) fur diesen Personenkreis fur den Zeitraum vom 01.01.2017 bis zum 31.12.2021
befreit. Insofern darf die Beitragsgruppe 2 fir den vorgenannten Zeitraum nichtin
den Meldungen zur Sozialversicherung verwendet werden.

Die Arbeitgeber haben — mittels des sogenannten Tatigkeitsschllissels —auch
Angaben uber die Tatigkeit ihrer Beschéftigten nach dem Schliisselverzeichnis der
Bundesagentur fir Arbeit zu Ubermitteln. Der Tatigkeitsschlissel ist neunstellig und
injeder An-, Ab- und Jahresmeldung anzugeben. Vor jeder Meldung ist erneut zu
prifen, ob die fir den Beschaftigten vorgesehene Schllsselzahl noch zutrifft. Wenn
sich etwas an den bisherigen Angaben geandert hat, ist die neue Schlisselzahl zu
ermitteln. Das gilt vor allem bei Abgabe der Jahresmeldung (§ 10 DEUV).

Stellen 1 bis 5 = Ausgeiibte Tatigkeit (Feld AT)

Die Arbeitgeber kdnnen aus einer alphabetischen Liste von beruflichen Tatigkeiten
oder Berufsbezeichnungen, die von der Bundesagentur fir Arbeit veréffentlicht
wird, den jeweils gliltigen Tatigkeitsschlissel auswahlen. Die Liste ist unter www.
arbeitsagentur.de > Unternehmen > Sozialversicherung > Schlisselverzeichnis
abrufbar.

Stelle 6 = Hochster allgemeinbildender Schulabschluss (Feld AS)
An Stelle 6 ist der Schulabschluss zu erfassen.

Stelle 7 = Héchster beruflicher Ausbildungsabschluss (Feld BA)
An Stelle 7 ist der Ausbildungsabschluss mit der hdchsten Qualifikation einzutragen.

Stelle 8 = Arbeitnehmeriiberlassung (Feld AU)
Mit der Stelle 8 wird gekennzeichnet, ob die Beschaftigung im Rahmen einer Arbeit-
nehmeruberlassung ausgelbt wird.
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Inhalt der Meldung zur Sozialversicherung

Stelle 9 = Vertragsform (Feld VF)

Mit der Stelle 9 wird schlieBlich gekennzeichnet, welches Arbeitszeitmodell gewahlit
und ob die Beschaftigung unbefristet oder befristet vereinbart wurde.

Fir Beschéftigte mit einem Arbeitsentgelt innerhalb des Ubergangsbereichs von
520,01 bis 2.000,00 Euro werden die gleichen Meldungen erstattet, wie sie auch fur
andere sozialversicherungspflichtig Beschaftigte erstellt werden miissen.

Zusatzlich zu den anderen Schllisselzahlen (z. B. fur die Beitragsgruppen) gibt es fur
Beschaftigungen innerhalb des Ubergangsbereichs das Feld ,Midijob”, das nur dann
ausgefulllt werden muss, wenn mit der Meldung Arbeitsentgelt gemeldet wird. Dabei
gelten folgende Schllisselzahlen (jeweils in Abhangigkeit der im Meldezeitraum
giiltigen Entgeltgrenzen fiir den Ubergangsbereich):

0= Kein Arbeitsentgeltinnerhalb der Grenzen des § 20 Abs. 2 SGB IV.
1= Arbeitsentgelt durchgehend innerhalb der Grenzen des § 20 Abs. 2 SGB IV.

2= Arbeitsentgelt sowohlinnerhalb als auch auBerhalb der Grenzen
des § 20 Abs. 2 SGBIV.

Bei Angabe des Kennzeichens 1 oder 2 istin die Meldungen als beitragspflichtiges
Bruttoarbeitsentgelt die reduzierte beitragspflichtige Einnahme einzutragen, aus
der die GSV-Beitrage ermittelt werden (s. Kapitel ,Arbeitsentgelt” Punkt 8.4.1.). Zu-
satzlichistin diesen Fallen das der Rentenberechnung zugrunde zu legende Entgelt
anzugeben. Dabei handelt es sich um das tatsachliche Entgelt, das ohne Anwen-
dung der Regelungen zum Ubergangsbereich beitragspflichtig wére.
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Inhalt der Meldung zur Sozialversicherung

Mit diesem Kennzeichen gibt der Arbeitgeber bei einer Anmeldung an, ob zum
Arbeitnehmer eine Beziehung als Ehegatte, Lebenspartner oder Abkdmmling be-
steht, oder ob es sich um eine Tatigkeit als geschaftsfuhrender Gesellschafter einer
GmbH handelt. Hierbei finden folgende Statuskennzeichen Verwendung:

1= Ehegatte, Lebenspartner oder Abkdmmling des Arbeitgebers
2= Geschéaftsfuhrender Gesellschafter einer GmbH.

Die Angabe des Statuskennzeichens istim Ubrigen auch bei der Anmeldung eines
geringfugig Beschéaftigten vorzunehmen.

Mit dem Gesetz zur Fortschreibung der Vorschriften fiir Blut- und Gewebezuberei-
tungen und zur Anderung anderer Vorschriften wurde zum 01.01.2018 das Kennzei-
chen ,Saisonarbeitnehmer” eingeflhrt.

Nach § 188 Abs. 4 SGB V haben Arbeitgeber in der Anmeldung anzugeben, ob der
Arbeitnehmer zum Personenkreis der Saisonarbeitnehmer gehort.

Saisonarbeitnehmer sind Personen, die voribergehend fir eine auf bis zu acht
Monate befristete abhangige Beschaftigung nach Deutschland gekommen sind, um
einen jahreszeitlich bedingten, jdhrlich wiederkehrenden, erhéhten Arbeitskraftebe-
darf des Arbeitgebers abzudecken.

Die Angabe ,Saisonarbeitnehmer” ist nur bei gesetzlich krankenversicherten
Beschaftigten und fur Meldezeitraume seit dem 01.01.2018 erforderlich. Sie ist nicht
erforderlich bei geringfligig Beschaftigten sowie bei Beschéaftigten, die ausschlieB-
lichin der gesetzlichen Unfallversicherung versichert sind (Personengruppen 109,
110, 190). Dartiber hinaus ist die Angabe nur erforderlich bei Anmeldungen wegen
des Beginns einer Beschéaftigung oder der gleichzeitigen An- und Abmeldung (Ab-
gabegrinde 10 und 40).

Bei der Feststellung zur Zugehorigkeit zum Personenkreis der Saisonarbeitnehmer
missen Arbeitgeber im Ubrigen nicht priifen, ob der Arbeitnehmer allein fiir die
Beschaftigung nach Deutschland gekommen ist und unmittelbar nach dieser
Beschaftigung wieder in sein Heimatland zurickkehrt oder nach der Beschaftigung
in Deutschland verbleibt.
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Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmer zu Beginn einer Beschéaftigung bei der
Einzugsstelle anzumelden. Dabei spielt es keine Rolle, ob der Beschaftigte in allen
Zweigen der Sozialversicherung (Kranken-, Pflege-, Renten- oder Arbeitslosenver-
sicherung) oder nur in einzelnen Zweigen versicherungspflichtig ist oder lediglich
Beitragsanteile entrichtet werden.

Auch fur Arbeitnehmer, die ausschlieBlich in der Unfallversicherung als Beschéftigte
gelten (z. B. Zwischenpraktikanten), sind Anmeldungen zu erstellen. Dartber hinaus
ist eine Anmeldung bei einem Krankenkassenwechsel bzw. bei einem Beitrags-
gruppenwechsel oder bei sonstigen Grinden, die auch eine Abmeldung erfordern (z.
B. Wechsel des Rechtskreises), zu erstatten.

.10" - Beschéaftigungsbeginn
Der Beginn einer Beschaftigung ist mit Meldegrund , 10" zu melden.

11" = Krankenkassenwechsel
Der Abgabegrund , 11" ist bei einer Anmeldung nach einem Krankenkassenwechsel
anzugeben.

12" = Beitragsgruppenwechsel
Die Anmeldung nach einem Beitragsgruppenwechsel ist mit dem Abgabegrund ,12"
zu melden.

.13" - sonstige Griinde/Anderungen im Beschiftigungsverhiltnis

*  Wird die Beschéftigung nach einem unbezahlten Urlaub oder Streik von langer
als einem Monat wieder aufgenommen, dann ist der Beschaftigungsbeginn mit
Abgabegrund ,13" zu melden.

* Wechselt ein Beschéftigter von einer Betriebsstatte in den neuen Bundeslan-

dern einschlieBlich Ost-Berlin zu einer Betriebsstatte in den alten Bundeslandern
oder umgekehrt, dannist er mit Grund der Abgabe , 13" anzumelden.
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Meldetatbestidnde

* Wird das Entgeltabrechnungssystem gewechselt, dann kbnnen Anmeldungen
aus dem neuen Abrechnungsprogramm mit Abgabegrund ,13" erstattet werden,
wenn zuvor eine Abmeldung mit Grund der Abgabe ,36" aus dem alten Abrech-
nungsprogramm erfolgtist.

+ Anderungenim Personengruppenschliissel (z. B. Wechsel vom Ausbildungs-

verhaltnis ins Angestelltenverhaltnis oder der Beginn der Altersteilzeit) sind
ebenfalls mit Grund der Abgabe , 13" zu melden.

Arbeitgeber haben den Tag des Beginns eines Beschéftigungsverhaltnisses
spatestens bei dessen Aufnahme an die Datenstelle der Trager der Rentenversi-
cherung zu melden, sofern sie Personen in folgenden Wirtschaftsbereichen oder
Wirtschaftszweigen beschéaftigen:

* im Baugewerbe,

* im Gaststatten- und Beherbergungsgewerbe,

e imPersonenbeférderungsgewerbe,

* im Speditions-, Transport- und damit verbundenen Logistikgewerbe,

* im Schaustellergewerbe,

* beiUnternehmen der Forstwirtschaft,

* im Gebaudereinigungsgewerbe,

* beiUnternehmen, die sich am Auf- und Abbau von Messen und Ausstellungen
beteiligen,

* inder Fleischwirtschaft,
* im Prostitutionsgewerbe,

* im Wach-und Sicherheitsgewerbe.
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Meldetatbestidnde

Die Sofortmeldung enthélt folgende Angaben tber den Beschéaftigten:
* den Familien- und die Vornamen,

* die Versicherungsnummer soweit bekannt, ansonsten die zur Vergabe einer Ver-
sicherungsnummer notwendigen Angaben (Tag und Ort der Geburt, Anschrift),

* die Betriebsnummer des Arbeitgebers,
* den Tag der Beschaftigungsaufnahme.
Die Sofortmeldung ist mit dem Abgabegrund ,20" zu Gbermitteln.

Hinweis: Die Sofortmeldung gilt nicht als origindre Anmeldung zur Sozialversiche-
rung und ist mithin zuséatzlich abzugeben.

Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmer bei Beendigung der versicherungspflichtigen
Beschaftigung mit dem letzten Tag der Beschéaftigung abzumelden.

»30"=Ende einer Beschéftigung
Das Ende einer Beschaftigung ist mit Grund der Abgabe ,30" zu melden.

31" = Krankenkassenwechsel
Macht der Arbeitnehmer von seinem Krankenkassenwahlrecht Gebrauch, dannist
er bei der bisherigen Krankenkasse mit Grund der Abgabe ,31" abzumelden.

«32" = Beitragsgruppenwechsel
Andert sich die Beitragsgruppe des Beschaftigten, dann ist der Grund der Abgabe
.32" anzugeben.

»33"-Sonstige Griinde/Anderungen im Beschaftigungsverhaltnis
Bei Anderungen im Beschéftigungsverhaltnis, z. B. Beendigung einer Berufsausbil-
dung, ist der Meldegrund 33" zu verwenden.

+34" -Ende des Fortbestehens eines sozialversicherungsrechtlichen
Beschaftigungsverhaltnisses nach § 7 Abs. 3 Satz 1 SGB IV

Nach § 7 Abs. 3 Satz 1 SGB IV gilt eine Beschaftigung gegen Arbeitsentgelt als
fortbestehend, solange das Beschaftigungsverhaltnis ohne Anspruch auf Arbeits-
entgelt fortdauert (z. B. unbezahlter Urlaub, Arbeitsbummelei, Streik, Aussperrung),

jedoch nicht fir langer als einen Monat.
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Meldetatbestidnde

Grundsatzlichistin den Fallen der Anwendung des § 7 Abs. 3 Satz 1 SGB IV einen
Monat nach dem Ende des entgeltlichen Beschaftigungsverhaltnisses eine Abmel-
dung mit dem Grund der Abgabe ,34" zu erstatten.

Seit Jahren versicherungspflichtig beschaftigter Arbeitnehmer.
Unbezahlter Urlaub 06.07. bis 07.09.2023
Wiederaufnahme der Beschaftigung 08.09.2023

Erforderliche Meldungen:
Abmeldung mit Abgabegrund 34 (Beschaftigungsende);

Meldezeitraum 01.01. bis 05.08.2023
Anmeldung mit Abgabegrund 13
(Anmeldung nach unbezahltem Urlaub) zum 08.09.2023

Es kann jedoch auch Sachverhaltskonstellationen geben, in denen das sozialver-
sicherungspflichtige Beschéaftigungsverhaltnis vor der Monatsfrist nach § 7 Abs. 3
Satz 1 SGB IV endet. Dies ist z.B. dann der Fall, wenn das Arbeitsverhéltnis aufgrund
tarifrechtlicher Bestimmungen vor Ablauf der Monatsfrist beendet wird. In diesen
Fallen ist eine Abmeldung mit dem Grund der Abgabe ,34" zum tatséchlichen Ende
der Beschaftigung abzugeben.

»35" - Abmeldung wegen Arbeitskampf von langer als einem Monat

Wird ein rechtmaBiger Arbeitskampf Ianger als einen Monat gefuhrt, dann ist das
Ende des ersten Monats des Arbeitskampfes mit Abgabegrund ,35" zu melden.

Die Krankenkasse kann anhand des Abgabegrundes erkennen, dass die Mitglied-
schaftin der Krankenversicherung fortbesteht. In allen anderen Zweigen der Sozial-
versicherung endet das Versicherungsverhaltnis nach einem Monat.

»36" - Abmeldung wegen Wechsel des Entgeltabrechnungssystems (optional)
Die Abmeldung wegen des Wechsels des Abrechnungssystems mit dem
Meldegrund ,36" ist freiwillig. Werden durch den Wechsel des Abrechnungspro-
gramms Meldungen erforderlich, sollte dieser Schlissel vom Arbeitgeber wegen
der oben geschilderten Auswirkungen verwendet werden.

«40" - Gleichzeitige An- und Abmeldung wegen Ende der Beschéftigung

Eine kombinierte An- und Abmeldung kann im maschinellen Verfahren mit Grund
.40" zusammen erstattet werden, wenn bis zur Abmeldung noch keine Anmeldung
erfolgtist.
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Meldetatbestidnde

«49" — Abmeldung wegen Tod
Verstirbt ein Beschaftigter, so ist der Tod mit Abgabegrund 49" zu melden.

Wird eine versicherungspflichtige Beschaftigung durch Wegfall des Anspruchs auf
Arbeitsentgelt flir mindestens einen Kalendermonat unterbrochen und wird

* einederin§7 Abs. 3 Satz 3 des Vierten Sozialgesetzbuches genannten Leistun-
gen (z. B. Krankengeld, Krankentagegeld, Verletztengeld, Versorgungskranken-
geld, Ubergangsgeld, Mutterschaftsgeld oder Elterngeld) bezogen,

* Elternzeitin Anspruch genommen oder

* gesetzliche Dienstpflicht oder freiwilliger Wehrdienst geleistet,

so hat der Arbeitgeber fur den Zeitraum bis zum Wegfall des Entgeltanspruchs eine
Unterbrechungsmeldung zu erstatten.

Unterbrechungsmeldungen sind auch zu erstatten, wenn die Unterbrechungszeit
von einem Kalendermonat nur durch eine Aneinanderreihung von verschiedenen
Unterbrechungsarten erfillt wird.

Seit Jahren versicherungspflichtig beschaftigter Arbeitnehmer.
Krankengeld 24.03. bis 28.04.2023

Erforderliche Meldung:

Es ist keine Unterbrechungsmeldung zu erstatten, da das Beschéftigungs-
verhaltnis nicht flir mindestens einen Kalendermonat unterbrochen wurde.
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Seit Jahren versicherungspflichtig beschaftigter Arbeitnehmer.
Krankengeld 24.02. bis 06.04.2023

Erforderliche Meldung:

Unterbrechungsmeldung mit Abgabegrund 51 (Unterbrechungsmeldung
wegen Bezug von bzw. Anspruch auf Entgeltersatzleistungen);

Meldezeitraum 01.01. bis 23.02.2023.

Eine Jahresmeldung ist fir jeden am 31. Dezember eines Jahres versicherungspflich-
tig oder geringfligig entlohnten Beschaftigten mit der ersten folgenden Lohn-und
Gehaltsabrechnung, spatestens bis zum 15.02. des folgenden Jahres, zu erstatten.

In der Meldung ist das Arbeitsentgelt einzutragen, von dem Beitrdge oder Beitrags-
anteile zur Sozialversicherung zu entrichten waren.

Meldepflichtig ist maximal das Entgelt bis zur Beitragsbemessungsgrenze der
Rentenversicherung (2023: alte Bundeslander 87.600,00 Euro, neue Bundeslander
85.200,00 Euro).

Die Jahresmeldung entfallt, wenn zum 31. Dezember eine Abmeldung wegen Ende
des Beschaftigungsverhaltnisses, eine Unterbrechungsmeldung oder sonstige
Meldung (z. B. Beitragsgruppenwechsel) zu erstatten ist. AuBerdem ist eine Jahres-
meldung in den Fallen nicht zu erstellen, in denen bereits wegen einer Unterbre-
chung der Beschéaftigung eine Meldung zu erstatten war und der 31. Dezember in
den sich anschlieBenden Unterbrechungszeitraum fallt.
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Die nachfolgenden Beispiele erldutern die Erstattung der Jahresmeldungen:

Seit Jahren versicherungspflichtig beschaftigter Arbeitnehmer.

Erforderliche Meldung:
Jahresmeldung 2022 mit Abgabegrund 50;
Meldezeitraum 01.01. bis 31.12.2022

Kiandigung einer mehrjahrigen versicherungspflichtigen
Beschaftigung zum 31.12.2022

Erforderliche Meldung:
Abmeldung mit Abgabegrund 30 (Abmeldung wegen
Ende der Beschaftigung); Meldezeitraum 01.01. bis 31.12.2022

Seit Jahren versicherungspflichtig beschaftigter Arbeitnehmer.
Krankengeld 18.08.2022 bis 03.02.2023

Erforderliche Meldung:

Unterbrechungsmeldung mit Abgabegrund 51 (Unterbrechungsmeldung
wegen Bezug von bzw. Anspruch auf Entgeltersatzleistungen)

Meldezeitraum 01.01. bis 17.08.2022

Da die Unterbrechung Giber den 31.12. hinaus fortbesteht, ist keine Jahres-
meldung abzugeben. Nach einer Unterbrechungsmeldung istim Ubrigen
keine erneute Anmeldung bei der Krankenkasse erforderlich.
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Seit Jahren versicherungspflichtig beschaftigte Arbeitnehmerin.

Krankengeld

Erforderliche Meldungen:

16.12.2022 bis 27.01.2023

Jahresmeldung 2022 mit Abgabegrund 50;

Meldezeitraum

01.01. bis 31.12.2022

Far jeden Arbeitnehmer, der in einem Kalenderjahr an mindestens einem Tag ein
unfallversicherungspflichtiges Beschaftigungsverhaltnis ausgelbt hat, ist jeweils
bis zum 16.02. des Folgejahres eine UV-Jahresmeldung mit dem Abgabegrund 92
(= UV-Jdahresmeldung) an die Datenstelle der Deutschen Gesetzlichen Unfallversi-
cherung (DGUV) zu erstatten (zuséatzlich zu den Entgeltmeldungen).

In der UV-Jahresmeldung sind alle in der Unfallversicherung beitragspflichtigen Ar-
beitsentgelte eines Versicherten bezogen auf das Kalenderjahr zusammenzufihren.
Unabhéngig vom tatsachlichen Beschaftigungszeitraum istim Meldezeitraum stets
.01.01." bis ,31.12." des Kalenderjahres der Unfallversicherungspflicht anzugeben.

Beschéaftigung bei AG A

01.02. bis 31.03.2022
01.06. bis 31.07.2022
01.10. bis 31.10.2022

Meldungen

01.02. bis 31.03.2022
01.06. bis 31.07.2022
01.10. bis 31.10.2022
01.01. bis 31.12.2022

AE 4.000 Euro
AE 4.000 Euro
AE 2.000 Euro

AE 4.000 Euro Abgabegrund 30
AE 4.000 Euro Abgabegrund 30
AE 2.000 Euro Abgabegrund 30
AE 10.000 Euro Abgabegrund 92
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Abweichend hiervon ist eine UV-Jahresmeldung in Fallen der Insolvenz oder der
vollstandigen Einstellung des Unternehmens und der damit verbundenen dauerhaf-
ten Beendigung aller Beschaftigungsverhaltnisse bereits mit der ndchsten Entgelt-
abrechnung, spatestens innerhalb von sechs Wochen, abzugeben.

Zu Ubermittelnde Inhalte sind insbesondere:

* die Versicherungsnummer,

* die Betriebsnummer des Beschaftigungsbetriebes,

* das Kalenderjahr der Versicherungspflicht zur Unfallversicherung,

* die Mitgliedsnummer des Unternehmers,

* die Betriebsnummer des zustandigen Unfallversicherungstragers,

* dasinder Unfallversicherung beitragspflichtige Arbeitsentgelt sowie

* seine Zuordnung zur jeweilig anzuwendenden Gefahrtarifstelle.

Die unfallversicherungsspezifischen Daten kbnnen dem Zustandigkeitsbescheid

sowie im Veranlagungs- oder Beitragsbescheid, die von den Unfallversicherungstra-
gern Ubermittelt werden, entnommen werden.

Bei der Meldung von einmalig gezahltem Arbeitsentgelt ist zwischen folgenden
Méglichkeiten zu unterscheiden:

3.71. Meldung der Einmalzahlung mit der ndchsten Meldung

Sofern das beitragspflichtige einmalig gezahlte Arbeitsentgelt dem laufenden
Kalenderjahr zuzuordnen ist, ist es mit dem laufenden Arbeitsentgelt desselben
Kalenderjahres in einer Summe mit der nachsten abzugebenden Meldung zu er-
statten. Dabei ist gleichgultig, ob es sich um eine Abmeldung, Unterbrechungsmel-
dung, Jahresmeldung oder sonstige Meldung (z. B. wegen eines Beitragsgruppen-
wechsels oder eines Wechsels der Krankenkasse) handelt.
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Ein Arbeitnehmer bezieht ein laufendes Arbeitsentgelt vom 01.01. bis
31.12.2022 in H6he von 30.000 Euro. Im Dezember erhalt er ein beitrags-
pflichtiges Weihnachtsgeld von 3.000 Euro.

Beurteilung:

Das vom 01.01. bis 31.12.2022 erhaltene Arbeitsentgelt ist um das beitrags-
pflichtige Weihnachtsgeld zu erhéhen.

Erforderliche Meldung:
Jahresmeldung 2022 mit Abgabegrund 50 und Entgelt 33.000 Euro;
Meldezeitraum 01.01.-31.12.2022

3.7.2. Sondermeldungen fiir einmalig gezahltes Arbeitsentgelt
Im Meldeverfahren nach der DEUV hat der Arbeitgeber beitragspflichtiges einmalig
gezahltes Arbeitsentgelt gesondert zu melden, wenn

1. eine Abmeldung, Unterbrechungsmeldung, Jahresmeldung oder eine sonstige
Meldung fiir das Kalenderjahr, dem das Arbeitsentgelt zuzuordnen ist, nicht
mehr erfolgt,

2. die folgende Abmeldung, Unterbrechungsmeldung, Jahresmeldung oder sonsti-
ge Meldung kein beitragspflichtiges Arbeitsentgelt enthalt, oder

3. flrdas beitragspflichtige laufend und einmalig gezahlte Arbeitsentgelt unter-
schiedliche Beitragsgruppen gelten, oder

4. das einmalig gezahlte Arbeitsentgelt dem Vorjahr zuzuordnen ist (Marz-Klausel).

Der Arbeitgeber hat beitragspflichtiges einmalig gezahltes Arbeitsentgelt ge-
sondert zu melden, wenn die Auszahlung wéhrend einer bereits gemeldeten
Unterbrechung der Beschaftigung (z. B. bei Krankengeldbezug, Elternzeit) oder wah-
rend des Bezuges einer Entgeltersatzleistung erfolgt. Als Meldegrund ist die Schlis-
selzahl ,54" anzugeben. Als Beschaftigungszeitraum sind der erste und der letzte
Tag des Kalendermonats der Zuordnung des einmalig gezahlten Arbeitsentgelts und
das beitragspflichtige einmalig gezahlte Arbeitsentgelt einzutragen.
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Ein Arbeitnehmer bezieht vom 24.06.2022 bis 28.02.2023 Krankengeld. Im
Dezember 2022 erhalt er ein beitragspflichtiges Weihnachtsgeld in Hohe von
2.500 Euro.

Erforderliche Meldungen:

Unterbrechungsmeldung mit Abgabegrund 51 (Unterbrechungsmeldung
wegen Bezug von bzw. Anspruch auf Entgeltersatzleistungen);
Meldezeitraum 01.01.-23.06.2022

Da flir das laufende Kalenderjahr keine Meldung mehr erfolgt,
ist das Weihnachtsgeld in Héhe von 2.500 Euro als Sondermeldung
mit Abgabegrund 54 zu erstatten; Meldezeitraum 01.12.-31.12.2022

Seit Anfang 2015 ist eine GKV-Monatsmeldung (Abgabegrund 58) durch den Arbeit-
geber nur noch auf Anforderung der Krankenkasse zu erstatten (s. Punkt 4.2.2.).

Far Entgeltmeldungen in Insolvenzféallen sind die Abgabegriinde , 71" fur eine
Meldung zum Vortage der Insolvenz/der Freistellung und ,72" fir die Meldung zum
rechtlichen Ende des Beschaftigungsverhaltnisses zu verwenden.

Sofern zwischen dem Tag der Insolvenz/der Freistellung und dem rechtlichen Ende
des Beschéaftigungsverhaltnisses ein Jahreswechsel liegt, ist dartiber hinaus eine
Jahresmeldung mit Abgabegrund , 70" zu erstellen.

Arbeitgeber haben eine Ab- und eine Anmeldung zu erstatten, wenn die bisher
gemeldete Beitragsgruppe, der Personengruppenschlissel oder die Krankenkasse
des Beschaftigten sich andert oder dieser von einer Betriebsstatte im Rechtskreis
Ost zu einer im Rechtskreis West oder umgekehrt wechselt.
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Diesist z. B. der Fall bei

+ Ende der Krankenversicherungspflicht eines Arbeitnehmers bei Uberschreiten
der Jahresarbeitsentgeltgrenze,

*  Wegfall der Arbeitslosenversicherungspflicht wegen Erreichen der Regelalters-
grenze,

* Beginn oder Wegfall einer Vollrente wegen Alters oder einer Erwerbsminde-
rungsrente,

* Wechsel der Krankenkasse,

*  Wechsel der Betriebsstatte vom Rechtskreis West in den Rechtskreis Ost oder
umgekehrt,

* Eintritt von Altersteilzeitarbeit

Far die Meldung der Beendigung des bisherigen Rechtszustandes hat der Arbeit-
geber den Zeitraum bis zum Tag vor der Anderung oder der Unterbrechung oder bis
zum Ende der Beschéftigung gegen Arbeitsentgelt, der Berufsausbildung oder der
Altersteilzeit anzugeben.

Als ,Grund der Abgabe" ist eine

* ,31"(Abmeldung wegen Krankenkassenwechsel),

* ,32"(Abmeldung wegen Beitragsgruppenwechsel) oder

+ 33" (Abmeldung wegen sonstiger Griinde/Anderungen im Beschéaftigungsver-
haltnis)

in der Meldung anzugeben.

Fir die Meldung des Beginns des neuen Rechtszustandes ist als Beginn-Datum der
genaue Zeitpunkt anzugeben, zu dem der neue Rechtszustand begonnen hat — unter
Angabe von Tag, Monat und Jahr. Bei einem Krankenkassenwechsel istin der An-
meldung an die neue Krankenkasse der Schlissel 11" einzusetzen. Bei einer Anmel-
dung wegen eines Beitragsgruppenwechsels gilt der Schliissel 12", bei Anderungen
im Beschaftigungsverhaltnis ist der Schlissel 13" zu verwenden.
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Meldungen zur Sozialversicherung sind zu stornieren, wenn sie nicht zu erstatten
waren oder bei einer unzustandigen Einzugsstelle erstattet wurden. Enthielt die
Meldung unzutreffende Angaben, ist sie zu stornieren und neu zu erstatten. Dies gilt
auch fur die UV-Jahresmeldung.

Ist zum Zeitpunkt der Stornierung die Versicherungsnummer noch nicht bekannt,

hat die Stornierung die fur die Vergabe der Versicherungsnummer notwendigen
Angaben zu enthalten.
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Der sogenannte Qualifizierte Meldedialog kam seit dem 01.01.2015 ausschlieBlich
fur die Falle, in denen aufgrund einer Mehrfachbeschéaftigung die Beitragsbemes-
sungsgrenzen (BBG) Uberschritten worden sind, zum Tragen.

Zum 01.01.2021 wurde der Qualifizierte Meldedialog erweitert. Ab diesem Zeitpunkt
haben die Krankenkassen den Arbeitgebernim Rahmen des Qualifizierten Meldedi-
alogs die elektronische Bestatigung Uber das Bestehen oder Nichtbestehen der Mit-
gliedschaft zurtiickzumelden. Darlber hinaus kénnen die Krankenkassen fehlende
Jahresmeldungen bei den Arbeitgebern maschinell anfordern.

4.2.1. Anforderung von GKV-Monatsmeldungen

Bei Vorliegen einer versicherungspflichtigen Mehrfachbeschaftigung pruft die Ein-
zugsstelle auf Grundlage der eingegangenen Entgeltmeldungen, ob die in dem sich
Uberschneidenden Meldezeitraum erzielten Arbeitsentgelte in der Summe die BBG
in der gesetzlichen Krankenversicherung tberschreiten.

Soweit die Einzugsstelle bei dieser Priifung nicht ausschlieBen kann, dass aufgrund
der versicherungspflichtigen Mehrfachbeschéftigung die BBG in der gesetzlichen
Krankenversicherung Uberschritten wurde, fordert sie mit dem Datensatz Kranken-
kassenmeldung und dem Datenbaustein Meldesachverhalt GKV-Monatsmeldung
die beteiligten Arbeitgeber auf, fiir den zu beurteilenden Zeitraum GKV-Monatsmel-
dungen abzugeben.

Die Anforderung erstreckt sich mindestens auf die Kalendermonate, die mit der zu
beurteilenden versicherungspflichtigen Mehrfachbeschéaftigung belegt sind.
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4.2.2, GKV-Monatsmeldung

Nachdem die beteiligten Arbeitgeber die Aufforderung zur Abgabe der GKV-Mo-
natsmeldungen erhalten haben, sind mit der ersten folgenden Entgeltabrechnung
nach Aufforderung der Einzugsstelle, spatestens jedoch innerhalb von sechs Wo-
chen, fur den von der Einzugsstelle angeforderten Zeitraum GKV-Monatsmeldungen
zu erstatten. Die GKV-Monatsmeldungen sind mit dem Datensatz Meldung (DSME)
und dem Datenbaustein Krankenversicherung (DBKV) zu melden. Die Abgabe der
GKV-Monatsmeldungen ist im Ubrigen stets monatsbezogen vorzunehmen.

Die GKV-Monatsmeldung enthélt die Versicherungsnummer, den Namen des Arbeit-
nehmers, die Betriebsnummer und das monatliche laufende und einmalig gezahlite
Arbeitsentgelt, von dem Sozialversicherungsbeitrage flr das der Ermittlung nach §
26 Abs. 4 SGB IV zugrundeliegende Kalenderjahr berechnet wurden. Hinzu kommen
weitere Angaben, die die Krankenkasse zur Ubermittlung der Gesamtentgelte im
Falle des Uberschreitens einer BBG benétigt. Hierzu zéhlen insbesondere:

* die Sozialversicherungstage,
* die Beitragsgruppen,
» das Kennzeichen zum Rechtskreis.

4.2.3. Mitteilung Priifergebnis Beitragsbemessungsgrenze

Die Einzugsstelle stellt abschlieBend auf Grundlage der gemeldeten GKV-Monats-
meldungen innerhalb von zwei Monaten fest, ob und inwieweit die laufenden und
einmalig erzielten Arbeitsentgelte die BBG in den einzelnen Sozialversicherungs-
zweigen Uberschreiten und meldet den beteiligten Arbeitgebern fur jeden Kalender-
monat der versicherungspflichtigen Mehrfachbeschaftigung das Prufergebnis.

Die Rickmeldung des Priifergebnisses durch die Einzugsstelle erfolgt mit dem
Datensatz Krankenkassenmeldung und dem Datenbaustein Meldesachverhalt
Beitragsbemessungsgrenze. Der Arbeitgeber erhélt zu jeder fur den Zeitraum der
Mehrfachbeschéaftigung abgegebenen GKV-Monatsmeldung von der Einzugsstelle
eine Information, ob das erzielte laufende Gesamtentgelt die BBG in den einzelnen
Sozialversicherungszweigen tUberschritten hat.

Bei einer Uberschreitung der BBG erhalten die beteiligten Arbeitgeber zusétzlich
das monatliche Gesamtentgelt je Sozialversicherungszweig fur jeden einzelnen
Abrechnungszeitraum, in dem eine anteilige Berlcksichtigung der erzielten Arbeits-
entgelte zum Tragen kommt.
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Zudem erhalten die Arbeitgeber von der Einzugsstelle die Information, ob das in der
GKV-Monatsmeldung angegebene einmalig gezahlte Arbeitsentgelt aufgrund der
versicherungspflichtigen Mehrfachbeschéaftigung in voller Héhe der Beitragspflicht
zu unterwerfen ist. Sofern das einmalig gezahlte Arbeitsentgelt nichtin voller Hohe
beitragspflichtig ist, wird der beitragspflichtige Anteil — getrennt nach den einzelnen
Sozialversicherungszweigen — gemeldet.

4.2.4. Ausnahmetatbestidnde

Der qualifizierte Meldedialog ist grundsatzlich nur fir versicherungspflichtige
Mehrfachbeschaftigte durchzufuhren. Demnach sind versicherungsfreie kurzfristig
Beschéaftigte und geringfligig entlohnte Beschaftigte vom Qualifizierten Melde-
dialog ausgenommen. Dies gilt selbst dann, wenn in der geringfligig entlohnten
Beschaftigung Versicherungspflicht in der Rentenversicherung besteht. Ebenso
sind Mitglieder der landwirtschaftlichen Krankenkasse aufgrund mangelnder Praxis-
relevanz und der insoweit gebotenen Verfahrensvereinfachung vom Qualifizierten
Meldedialog ausgenommen.

Seitdem 01.01.2021 haben Einzugsstellen aus Anlass einer Anmeldung dem Arbeit-
geber in elektronischer Form eine vorliegende Mitgliedschaft bzw. das Nichtbeste-
hen zu bestatigen. Mitgliedsbescheinigungen in Papierform sind von den Kranken-
kassen nicht mehr auszustellen.

Die maschinellen Bestatigungen der Krankenkassen erfolgen bei jeder Anmeldung
eines Arbeitnehmers seit dem 01.01.2021 mit dem Grund der Abgabe 10, 11 oder 40
und dem Datensatz Krankenkassenmeldung sowie dem neuen Datenbaustein Mit-
gliedsbestatigung. Die Riickmeldung erfolgt im Ubrigen unabhangig vom Kranken-
versicherungsstatus und mithin auch fur privat krankenversicherte Arbeitnehmer,
bei denen regelmaBig das Nichtbestehen der Mitgliedschaft zurickgemeldet wird.
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Arbeitgeber haben flr jeden am 31.12. eines Jahres versicherungspflichtig Beschaf-
tigten mit der ersten folgenden Entgeltabrechnung, spatestens bis zum 15.02. des
folgenden Jahres, eine Jahresmeldung zu erstatten (§ 10 DEUV). Aus unterschied-
lichen Griinden kommen einige Arbeitgeber dieser Meldeverpflichtung nicht nach,
sodass Krankenkassen bisher in einer nicht unerheblichen Anzahl Jahresmeldun-
gen bei Arbeitgebern mit einem Papierschreiben anfordern mussten. Mit dem 7. SGB
IV-AndG wurde den Krankenkassen die Méglichkeit eingeraumt, seit dem 01.01.2021
fehlende Jahresmeldungen elektronisch anzufordern.

Sofern Arbeitgeber auf die elektronische Anforderung nicht reagieren, erfolgt die
weitere Korrespondenz auBerhalb des elektronischen Arbeitgeber-Meldeverfah-
rens.

Seit dem 01.01.2023 werden die zur Einrichtung eines neuen Arbeitgeberkontos
benoétigten Angaben von den Krankenkassen maschinell angefordert und von den
Arbeitgebern maschinell Ubermittelt.

4.5.1. Anforderung durch Krankenkasse

Sofern bei einer DEUV-Erstanmeldung eines Beschaftigten oder in einem Beitrags-
nachweis eine Hauptbetriebsnummer angegeben wird, fur die noch kein Arbeitgeber-
konto bei der Krankenkasse besteht, meldet diese per Datensatz ,Krankenkassen-
meldung” (DSKK) die Anforderung zur Er6ffnung des Arbeitgeberkontos mit dem
neuen Abgabegrund 06 ,Anforderung Arbeitgeberdaten” zurlck.

Zur elektronischen Anforderung von Arbeitgeberdaten auf Grundlage eingehender
Anmeldungen muss fur die Einzugsstelle ersichtlich sein, ob ein neues Arbeitgeber-
konto anzulegen oder die in der Anmeldung angegebene Betriebsnummer einem
bestehenden Arbeitgeberkonto zuzuordnen ist. Diese Unterscheidung ist nur még-
lich, sofernin der Anmeldung neben der Angabe der Betriebsnummer des Beschaf-
tigungsbetriebes zusatzlich der Arbeitgeber angegeben wird. Der Arbeitgeber wird
im Beitragseinzugsverfahren durch die im Beitragsnachweis angegebene Betriebs-
nummer identifiziert (Hauptbetriebsnummer).
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4.5.2. Riickmeldung durch Arbeitgeber

Arbeitgeber haben die elektronischen Anforderungen grundsatzlich seit dem
01.01.2023 mit der nachsten Entgeltabrechnung ebenfalls elektronisch zu beant-
worten. Die Ubermittlung der entsprechend notwendigen Angaben und (spater)
auch Mitteilungen Giber Anderungen erfolgen mit dem neuen Datensatz , Arbeitge-
berkonto” (DSAK) und den Datenbausteinen Grunddaten, abweichende Korrespon-
denzanschrift, Dienstleister, Wahlerklarung flr die Teilnahme am Ausgleichsverfah-
ren U1 und SEPA-Lastschriftmandat.

Auch die geringfligig Beschéaftigten sind in das Meldeverfahren integriert. Dies
bedeutet, dass nicht nur An- und Abmeldungen, sondern grundsatzlich auch alle
anderen Meldungen zu erstatten sind. Geringfligig Beschaftigte in Privathaushalten
sind in einem vereinfachten Verfahren, dem so genannten Haushaltsscheckverfah-
ren, zu melden.

4.6.1. Geringfiigig entlohnte Beschaftigungen

Bei den geringfligig entlohnten Beschéaftigungen (Personengruppenschliissel ,109")
ist die Beitragsgruppe zur Krankenversicherung mit ,6" und die Beitragsgruppe zur
Rentenversicherung bei Versicherungsfreiheit oder Befreiung von der Versicherungs-
pflicht mit 5" bzw. bei Versicherungspflicht mit 1" zu verschlisseln. Die Beitrags-
gruppen zur Arbeitslosen- und Pflegeversicherung sind mit ,0" anzugeben.

Als beitragspflichtiges Arbeitsentgeltist in den Meldungen das Arbeitsentgelt
einzutragen, aus dem Rentenversicherungsbeitréage gezahlt worden sind. Bei einer
rentenversicherungspflichtigen Beschaftigung ist die Mindestbeitragsbemes-
sungsgrundlage von monatlich 175,00 Euro zu beachten.

Seitdem 01.01.2022 sind in den Entgeltmeldungen fur geringfligig Beschaftigte
auch Angaben zur Besteuerung zu melden. Hierfur wurde ein neuer Datenbaustein
.Steuerdaten” eingefiihrt. Anzugeben ist die Steuernummer des Arbeitgebers, die
Identifikationsnummer nach § 139b AO des Beschaftigten (Steuer-ID) und ein Kenn-
zeichen zur Art der Besteuerung.

Der Wechsel von einer versicherungsfreien geringfligig entlohnten Beschaftigung
zu einer versicherungspflichtigen Beschaftigung oder umgekehrt beim selben
Arbeitgeber ist mit den Abgabegrinden ,31" und 11" (Wechsel der Einzugsstelle)
zumelden. Dies gilt z. B. auch in den Fallen, in denen wéhrend der Elternzeit eine
geringfugig entlohnte Beschaftigung beim bisherigen Arbeitgeber ausgelbt wird.
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Bei Unterbrechungen der Entgeltzahlung von ldnger als einem Monat (z. B. unbezahl-
ter Urlaub oder im Falle der Arbeitsunfahigkeit nach einem Monat nach Ablauf der
Entgeltfortzahlung) ist eine Abmeldung mit Abgabegrund 34" (§ 7 Abs. 3 SGB IV fin-
det auch auf geringfligig Beschaftigte Anwendung) bzw. bei Bezug von Verletzten-
geld, Ubergangsgeld oder Versorgungskrankengeld eine Unterbrechungsmeldung
mit dem Abgabegrund ,51" zu erstatten.

4.6.2. Geringfiigig entlohnte Beschéftigung

neben versicherungspflichtiger Beschéftigung
Wird die geringfugig entlohnte Beschaftigung neben einer versicherungspflichtigen
Beschaftigung ausgelibt, ist fiir die geringfligig entlohnte Beschaftigung grundsatz-
lich der Personengruppenschlissel ,109" zu verwenden. Fir die zweite und jede
weitere fur sich gesehen geringfligig entlohnte Beschaftigung neben einer versi-
cherungspflichtigen Beschéaftigung ist der Personengruppenschlissel ,101" oder -
falls ein Beschaftigungsverhéltnis Besonderheiten aufweist — ein anderer Personen-
gruppenschlissel maBgebend.

4.6.3. Kurzfristige Beschaftigungen

Auch fur kurzfristig Beschaftigte (Personengruppenschlissel ,110") sind, mit Aus-
nahme der Jahresmeldung, grundsétzlich die gleichen Meldungen zu erstatten wie
fur versicherungspflichtig Beschéaftigte. Sdmtliche Beitragsgruppen sind hier mit, 0"
zu verschlisseln; als beitragspflichtiges Arbeitsentgelt sind sechs Nullen anzuge-
ben. Als ,beitragspflichtiges Arbeitsentgelt zur Unfallversicherung” ist das Arbeits-
entgelt anzugeben, das beitragspflichtig zur Unfallversicherung ist. Bei Rahmenar-
beitsvertrdgen hat eine Anmeldung mit dem Tag der Aufnahme der Beschéftigung
und eine Abmeldung mit dem letzten Tag der Beschaftigung zu erfolgen.

Seitdem 01.01.2022 ist in jeder Anmeldung fir einen kurzfristig Beschéaftigten
zusatzlich anzugeben, ob dieser gesetzlich oder privat krankenversichert ist bzw.
anderweitig im Krankheitsfall abgesichertist. Hierzu wurde im Datensatz Meldun-
gen ein neues Datenfeld ,Kennzeichen Krankenversicherung” implementiert.

Bei Anmeldungen aus Anlass der Aufnahme der Beschaftigung oder gleichzeitigen
An-und Abmeldung einer kurzfristigen Beschaftigung ist in diesem Feld zu melden,
ob:

1 = Beschaftigter gesetzlich krankenversichert ist oder

2 = Beschaftigter privat krankenversichert oder anderweitig im Krankheitsfall abge-
sichertist.
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Besonderheiten

Daruber hinaus hat die Minijobzentrale ebenfalls seit dem 01.01.2022 nach Eingang
einer Anmeldung flr einen kurzfristig Beschaftigten den Arbeitgeber dartber zu
informieren, ob zum Zeitpunkt der Anmeldung fir den Beschaftigten weitere gering-
fligige Beschaftigungen nach § 8 Absatz 1 Nummer 2 SGB IV bestehen oder in dem
vorausgehenden Zeitraum im Kalenderjahr bestanden haben. Fur die Rlickmeldung
der Minijob-Zentrale zu etwaigen Vorbeschéaftigungszeiten wurde im Datensatz
Krankenkassenmeldung (DSKK) ein neuer Meldegrund 07" (Riickmeldung Beschaf-
tigungszeiten flr kurzfristig Beschaftigte) aufgenommen. Die Angabe erfolgt mit
dem Kennzeichen ,Kurzfristige Beschaftigung” im neuen Datenbaustein ,Riickmel-
dung bei kurzfristiger Beschaftigung” (DBKB) und beschrankt sich auf die Feststel-
lung, ob im Kalenderjahr der Verarbeitung der Anmeldung eine weitere kurzfristige
Beschaftigung bestand oder besteht.

Wird eine kurzfristige Beschaftigung auf der Basis eines Rahmenarbeitsvertrags
far langer als einen Monat unterbrochen, ist nach Ablauf dieses Monats eine Ab-

meldung mit Abgabegrund ,34" und bei Wiederaufnahme der Beschéftigung eine
Anmeldung mit Abgabegrund 13" zu erstatten.

Bei Abmeldungen fur kurzfristig Beschaftigte mit einem Beschaftigungszeitraum
Uber den Jahreswechsel hinaus sind als Beginn der Beschéaftigung der 01.01. sowie
das Jahr des Endes der kurzfristigen Beschéaftigung anzugeben.

4.6.4. Geringfiigige Beschaftigungen in Privathaushalten

Der Arbeitgeber erstattet der Minijob-Zentrale der Deutschen Rentenversicherung
Knappschaft-Bahn-See fir einen im privaten Haushalt Beschéaftigten unverzlglich
eine vereinfachte Meldung (Haushaltsscheck), wenn das Arbeitsentgelt aus dieser
Beschaftigung regelmaBig die Geringfligigkeitsgrenze nicht Ubersteigt. Der
Arbeitgeber erteilt der Minijob-Zentrale bei der Deutschen Rentenversicherung
Knappschaft-Bahn-See eine Ermachtigung zum Einzug des Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrags. Der Haushaltsscheck ist vom Arbeitgeber und vom Beschéftigten zu
unterschreiben.
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Meldungen zur Sozialversicherung sind innerhalb gesetzlicher Fristen abzugeben.
Nachfolgend ist eine Ubersicht der Meldearten mit den dazugehérigen Abgabegriin-
den und den jeweils geltenden Abgabefristen dargestellt:

Sofortmeldung

Anmeldung

Abmeldung

Jahresmeldung

Unterbrechungsmeldung

Meldung von einmalig
gezahltem Arbeitsentgelt

Meldung von nicht verein-
barungsgemaRi gemel-
deten Wertguthaben im
Rahmen flexibler Arbeits-
zeitregelungen

20

10, 11,12, 13

30, 31,32,
33, 34, 35,
36, 40, 49,
71,72

50,70

51,52,53

54

55

spatestens bei Aufnahme des
Beschaftigungsverhéltnisses

mit der ersten Lohn- und Gehalts-
abrechnung, spatestens innerhalb von
sechs Wochen nach Beschaftigungs-
beginn

mit der nachsten folgenden Lohn-
und Gehaltsabrechnung, spatestens
innerhalb von sechs Wochen nach
dem Ende der Beschéaftigung

mit der ersten folgenden Lohn- und
Gehaltsabrechnung, spatestens bis
zum 15.02. des Folgejahres

innerhalb von zwei Wochen nach
Ablauf des ersten Kalendermonats
der Unterbrechung

mit der ersten folgenden Lohn- und
Gehaltsabrechnung, spatestens
innerhalb von sechs Wochen nach
der Zahlung

mit der ersten folgenden Lohn-
und Gehaltsabrechnung
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Meldung des
Unterschiedsbetrages
bei Zahlung von Ent-
geltersatzleistungen
wahrend der Altersteil-
zeitarbeit

Gesonderte Meldung

GKV-Monatsmeldung

UV-Jahresmeldung

Stornierungsmeldung

56

57

58

92

alle

Meldefristen

mit der ersten folgenden Lohn- und
Gehaltsabrechnung

mit der nachsten folgenden Lohn- und
Gehaltsabrechnung, friihestens mit der
Abrechnung, die den vierten Kalender-
monat vor Rentenbeginn beinhaltet

mit der ersten folgenden Lohn-und
Gehaltsabrechnung nach Anforderung
durch die Krankenkasse, spatestens
innerhalb von sechs Wochen nach
Anforderung

Spatestens bis zum 16.02. des
Folgejahres

unverzuglich

Die Meldefrist beginnt unmittelbar nach dem Ereignistag. Das ist der Tag, an dem
der meldepflichtige Tatbestand eintritt (z. B. Beginn einer Beschaftigung). Die Frist
endet in der Woche des Fristablaufes an dem Tag, der seiner Benennung nach dem

Ereignistag entspricht.

Fallt der letzte Tag der Frist auf einen Samstag oder Sonntag oder auf einen gesetz-
lichen Feiertag, so endet die Frist mit Ablauf des nachsten Werktages.
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Meldungen zur Sozialversicherung diirfen nur durch gesicherte und verschlisselte
Datenibertragung aus systemgepriften Programmen bzw. maschinellen Ausflillhilfen
abgegeben werden.

Alle Entgeltabrechnungsprogramme mussen fir die Teilnahme am elektronischen
Datenaustausch systemgepruft sein. Das bedeutet, dass die Entgeltabrechnungs-
programme die gesetzlichen Vorschriften erflllen missen, welche die Entgelter-
mittlung, die Beitragsberechnung und die Erstellung und Ubermittlung von Beitrags-
nachweisen und Sozialversicherungsmeldungen betreffen.

Welche inhaltlichen Anforderungen ein solches Programm im Einzelnen zu erfillen
hat, istin einem Pflichtenheft zusammengefasst. Die Inhalte werden von der Infor-
mationstechnischen Servicestelle der Gesetzlichen Krankenversicherung GmbH
(ITSG) in Abstimmung mit den Spitzenorganisationen der Sozialversicherung und
den Software-Erstellern von Entgeltabrechnungsprogrammen erarbeitet. Es steht in
der jeweils aktuellen Fassung zum kostenlosen Download im Internet unter
www.gkv-ag.de zur Verfligung.

Arbeitgeber, die kein systemgepriiftes Entgeltabrechnungsprogramm einsetzen,
missen die Meldungen zur Sozialversicherung mittels systemgepruifter maschinel-
ler Ausfillhilfen an die Datenannahmestellen Gbermitteln. Ein hierfir gut geeignetes
Programm steht den Arbeitgebern kostenfrei zur Verfligung - sv.net (,Sozialversi-
cherung im Internet”). Es wurde von den Krankenkassen zusammen mit der ITSG
entwickelt und unterstitzt den Arbeitgeber dabei, die erforderlichen Meldungen
manuell zu erfassen und sicher elektronisch an die Krankenkassen zu tbermitteln.
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Maschinelles Meldeverfahren

6.3.1. SV-Meldeportal ab Sommer 2023

Mit dem Siebten SGB IV-Anderungsgesetz wurde gesetzlich festgelegt (siehe § 95a
SGB V), dass Arbeitgebern und Selbststandigen von den Sozialversicherungstréagern
fur den elektronischen Datenaustausch eine allgemein zugéngliche, elektronisch
gestutzte und systemgeprufte Ausflllhilfe zur Verfigung zu stellen ist. Fur die Wieder-
verwendung erfasster Daten kdnnen registrierte Arbeitgeber und Selbststandige
ihre Unternehmens-, Personal- und Meldedaten in einem neuen Online-Datenspeicher
ablegen. Ausfullhilfe und Online-Datenspeicher sollen zum 01.07.2023 eingefihrt
werden und sv.net bis spatestens zum 01.01.2024 ablésen. Umfangreiche Informati-
onen stehen zur Verfligung unter: www.sv-meldeportal.de

Die Datenannahmestellen der Einzugsstellen ibernehmen die von den Arbeitgebern
Ubermittelten Meldungen und leiten diese an die zustandigen Krankenkassen weiter.
Die Sofortmeldungen sind von den Arbeitgebern unmittelbar an die Datenstelle

der Trager der Rentenversicherung zu tibermitteln. Die Datenannahmestelle der
berufsstandischen Versorgungseinrichtungen tbernimmt die von den Arbeitgebern
Ubermittelten Meldungen und leitet diese an die zustandigen berufsstandischen
Versorgungseinrichtungen weiter.

Eine Ubersicht der Datenannahmestellen finden Sie auf der Website des GKV-
Spitzenverbandes.
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Handelt es sich nach der versicherungsrechtlichen Beurteilung nicht um eine gering-
flgige Beschaftigung (Minijob), muss der Arbeitgeber den Beschaftigten bei der fur
die versicherungspflichtige Beschaftigung zustandigen Einzugsstelle anmelden. In
der Regelist dies die gesetzliche Krankenkasse des Beschéaftigten. Der Nachweis
des Arbeitnehmers erfolgt durch eine Mitgliedschaftsbescheinigung seiner Kranken-
kasse.

Ist der Arbeitnehmer privat krankenversichert, erfolgt die Meldung zur Renten- und
Arbeitslosenversicherung an die Krankenkasse, bei der der Arbeitnehmer zuletzt
gesetzlich krankenversichert war. War der Arbeitnehmer bisher nicht gesetzlich
krankenversichert, wahlt der Arbeitgeber eine der Krankenkassen, die der Arbeit-
nehmer bei Versicherungspflicht hatte bestimmen kénnen. Diese Ausflihrungen
gelten gleichermaBen auch fiir versicherungspflichtige Beschaftigungen im Uber-
gangsbereich von 520,01 Euro bis 2.000,00 Euro.

Zustandige Einzugsstelle fur geringfligig Beschaftigte (auch fur geringfligig Be-
schaftigte im Privathaushalt) ist die Minijob-Zentrale bei der Deutschen Rentenver-
sicherung Knappschaft-Bahn-See. Daher sind auch samtliche Meldungen flr
geringfugig entlohnte Beschaftigte gegentber der Minijob-Zentrale zu erstatten.
Entsprechendes gilt fur die Meldungen fur kurzfristig Beschaftigte.

Sofernin der geringfligig entlohnten Beschaftigung aufgrund der Zusammenrech-
nung mit einer nicht geringfligigen versicherungspflichtigen Beschaftigung Versiche-
rungspflicht besteht, sind Meldungen und Beitrédge aus dieser Beschéaftigung an die
Krankenkasse zu entrichten, bei der der Beschaftigte krankenversichert ist oder —
bei privat Krankenversicherten — zuletzt krankenversichert war.

165



Besuchen Sie einen unserer Service-Points in
Celle, Hamburg, Miinchen oder Neu-Isenburg.
Einen Termin vereinbaren Sie bitte
telefonisch unter 0800 255 0800 oder online
unter mobil-krankenkasse.de/termin

Celle, BurggrafstraBBe 1,29221 Celle

* Hamburg, Hihnerposten 2, 20097 Hamburg
» Miinchen, Friedenheimer Briicke 29,

80639 Mlinchen

Neu-Isenburg, Martin-Behaim-StraBe 8,
63263 Neu-Isenburg

Oder rufen Sie uns unter der kostenlosen
Service-Hotline an:
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mobil-krankenkasse.de

Kundenbefragung

Im Vergleich: 42 Krankenkassen
Partner: ServiceValue GmbH
handelsblatt.com - 19.07.2022

Giiltigkeit: bis 07/2023

Quelle: Handelsblatt,
Ausgabe 19.07.2022, Nr. 137



	1.Versicherungspflicht –	allgemeines
	Versicherung
	1.1.	Arbeitsentgelt 
	1.2.	Beschäftigung 
	1.3.	Abgrenzung zur selbstständigen Tätigkeit 
	2.Versicherungspflichtverschiedener Personengruppen 

	2.1.	Arbeitnehmer 
	2.2.	Beschäftigte Schüler 
	2.3.	Beschäftigte Studenten 
	2.4.	Dual Studierende 
	2.5.	Auszubildende 
	2.6.	�Teilnehmer am Jugendfreiwilligendienst/Bundesfreiwilligendienst 
	2.7.	Praktikanten 
	2.8.	Beschäftigte Rentner 
	2.9.	Beamte und Ruhegehaltsbezieher (Pensionäre) 
	2.10.	Selbstständig Tätige 
	3.Beginn der Versicherungspflicht 

	3.1.	Beschäftigungsbeginn an einem arbeitsfreien Tag 
	3.2.	Beschäftigungsbeginn und Arbeitsunfähigkeit 
	4.Unterbrechung der Versicherungspflicht 

	4.1.	Arbeitsunterbrechungen mit Entgeltfortzahlung 
	4.2.	Arbeitsunterbrechungen ohne Entgeltfortzahlung 
	5.Ende der Versicherungspflicht 
	6.Versicherungsfreiheit 

	6.1.	Überschreiten der Jahresarbeitsentgeltgrenze 
	6.2.	Ermittlung des regelmäßigen Jahresarbeitsentgelts 
	7.Geringfügige Beschäftigung 

	7.1.	Geringfügig entlohnte Beschäftigung 
	7.2.	Kurzfristige Beschäftigung 
	8.Übergangsbereich

	8.1.	Beiträge und Steuern
	8.2.	Meldungen
	9.Zwischenstaatliches Recht 

	9.1.	Ausstrahlung 
	9.2.	Einstrahlung 
	9.3.	Grenzgänger 
	9.4.	Weitere Informationen
	10.Krankenkassenwahl

	10.1.	Allgemeines 
	10.2.	Wählbare Krankenkassen
	10.3.	Ausübung des Wahlrechts
	10.4.	Bindungsfrist
	10.5.	Kündigung
	10.6.	Sonderkündigungsrecht 
	10.7.	Privat krankenversicherte Arbeitnehmer
	Arbeitsentgelt
	1.Allgemeines
	2.Laufendes Arbeitsentgelt 
	3.Einmalzahlungen 
	4.Sachbezüge 
	5.Pauschal besteuerte Bezüge 
	6.Lohnsteuerfreie Bezüge 
	7.Betriebliche Altersversorgung 
	8.Besonderheiten 

	8.1.	Nettolohnvereinbarung 
	8.2.	Verzicht auf die Auszahlung von Arbeitsentgelt 
	8.3.	�Mindestbemessungsgrundlage für geringfügigentlohnte Beschäftigte 
	8.4.	Übergangsbereich
	8.5.	Auszubildende und Praktikanten ohne Arbeitsentgelt 
	Beiträge
	1.Beitragssätze

	1.1.	Krankenversicherung 
	1.2.	Pflegeversicherung 
	1.3.	Rentenversicherung 
	1.4.	Arbeitslosenversicherung 
	2.Entgeltabrechnungszeitraum

	2.1.	Kalendermonat 
	2.2.	Teilzeitraum 
	2.3.	Beitragsbemessungsgrenzen 
	2.4.	Anteilige Beitragsbemessungsgrenze
	2.5.	Mehrfachbeschäftigung 
	2.6.	Zuordnung des Arbeitsentgelts 
	3.Beitragsberechnungund Beitragstragung 

	3.1.	Grundsatz 
	3.2.	Zusatzbeitragssatz in der Krankenversicherung 
	3.3.	Beitragszuschlag für Kinderlose 	zur Pflegeversicherung 
	3.4.	Beschäftigte im Bundesland Sachsen 
	3.5.	Übergangsbereich
	3.6.	Geringverdienergrenze für Auszubildende 	und Praktikanten 
	4.Umlageverfahren und sonstige Beiträge zur Sozialversicherung 

	4.1.	Umlagen für das Erstattungsverfahren nach dem AAG 
	4.2.	Insolvenzgeldumlage 
	4.3.	Unfallversicherung 
	4.4.	Künstlersozialabgabe 
	5.�Beitragszuschuss zur Kranken- und Pflegeversicherung 

	5.1.	Zuschuss für gesetzlich krankenversicherte 	Arbeitnehmer 
	5.2.	Zuschuss für privat krankenversicherte Arbeitnehmer 
	5.3.	Zuschuss zur Pflegeversicherung 
	6.Zahlung und Nachweisder Beiträge 

	6.1.	Gesamtsozialversicherungsbeitrag 
	6.2.	Beitragsschuldner 
	6.3.	Lohnabzugsverfahren 
	6.4.	Zuständige Einzugsstelle 
	6.5.	Nachweis der Beiträge 
	6.6.	Fälligkeit der Beiträge 
	6.7.	Säumniszuschlag 
	6.8.	Verjährung 
	6.9.	Erstattung zu Unrecht gezahlter Beiträge 
	6.10.	Verrechnung zu Unrecht gezahlter Beiträge 
	Entgeltfortzahlung
	1.Allgemeines 
	2.Voraussetzungenfür die Entgeltfortzahlung­

	2.1.	Unverschuldete Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit 
	2.2.	Sterilisation oder Schwangerschaftsabbruch 
	2.3.	Vorsorge- oder Rehabilitationsmaßnahmen 
	2.4.	Organ- oder Gewebespende 
	3.Arbeitsverhältnis 

	3.1.	Beginn des Anspruchs 
	3.2.	Anspruch bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
	4.Zusammentreffen von Arbeitsunfähigkeit­ mit anderen Gründen der Arbeitsverhinderung 

	4.1.	Bezahlter Urlaub 
	4.2.	Unbezahlter Urlaub 
	4.3.	Gesetzliche Feiertage 
	4.4.	Beschäftigungsverbote nach dem Mutterschutzgesetz 
	4.5.	Streik/Aussperrung 
	4.6.	Elternzeit 
	5.Dauer des Anspruchsauf Entgeltfortzahlung­

	5.1.	Sechs-Wochen-Frist 
	5.2.	�Wiederholte Arbeitsunfähigkeit wegen derselben Krankheit 
	5.3.	Hinzutritt einer weiteren Krankheit 
	6.Höhe der Entgeltfortzahlung 
	7.Anzeige- und Nachweispflichten 

	7.1.	Datenabruf durch Arbeitgeber
	7.2.	Aufenthalt im Ausland
	7.3.	Vorsorge- und Rehabilitationsmaßnahmen
	8.Übergang von Schadensersatzansprüchen­ ­
	Ausgleichvon Arbeitgeber­aufwendungen bei Krankheit und Mutterschaft 
	1.Allgemeines 
	2.Beteiligte Arbeitgeber 

	2.1.	�Umlagepflichtige Arbeitgeber zur U1für das Kalenderjahr 2022 
	2.2.	Begriff Arbeitnehmer 
	3.Berechnung der Umlagebeträge 

	3.1.	Beitragspflichtige Einnahmen 
	3.2.	Umlagesätze (Beitragssätze) 
	3.3.	Abführung der Umlagebeträge 
	4.Erstattung der Aufwendungen

	4.1.	Ausgleichsverfahren U1 
	4.2.	Ausgleichsverfahren U2 
	4.3.	Versagen und Rückforderung der Erstattung 
	5.Maschinelles Antragsverfahren 

	5.1.	Elektronische Rückmeldung durch die Krankenkasse
	6.Krankenkassenzuständigkeit 
	Meldungen
	1.Allgemeines 
	2.Inhalt der Meldungzur Sozialversicherung 

	2.1.	Versicherungsnummer 
	2.2.	Betriebsnummer 
	2.3.	Personengruppen 
	2.4.	Abgabegrund 
	2.5.	Staatsangehörigkeitsschlüssel 
	2.6.	Beitragsgruppen 
	2.7.	Tätigkeitsschlüssel 
	2.8.	Kennzeichen Midijob
	2.9.	Statuskennzeichen 
	2.10.	Kennzeichen Saisonarbeitnehmer 
	3.Meldetatbestände 

	3.1.	Anmeldung 
	3.2.	Sofortmeldung 
	3.3.	Abmeldung 
	3.4.	Unterbrechungsmeldung 
	3.5.	Jahresmeldung 
	3.6.	UV-Jahresmeldung
	3.7.	Meldung von einmalig gezahltem Arbeitsentgelt 
	3.8.	GKV-Monatsmeldung 
	3.9.	Meldungen in Insolvenzfällen 
	3.10.	Sonstige Meldungen 
	3.11.	Stornierungen 
	4.Besonderheiten

	4.1.	Qualifizierter Meldedialog 
	4.2.	�Überschreiten der Beitragsbemessungsgrenze aufgrund einer Mehrfachbeschäftigung
	4.3.	Elektronische Mitgliedsbescheinigung
	4.4.	Anforderung fehlender Jahresmeldungen
	4.5.	�Anforderung von Angaben zur Anlage eines Arbeitgeberkontos
	4.6.	Meldungen für geringfügig Beschäftigte 
	5.Meldefristen 
	6.Maschinelles Meldeverfahren

	6.1.	Allgemeines 
	6.2.	Systemgeprüftes Entgeltabrechnungsprogramm 
	6.3.	sv.net – maschinelle Ausfüllhilfe
	6.4.	Datenannahmestellen 
	7.Zuständige Krankenkasse 

	7.1.	Versicherungspflichtig Beschäftigte
	7.2.	Privat Krankenversicherte
	7.3.	Geringfügig Beschäftigte

